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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

der Bund kehrt zurück zur fiskalischen Normali-
tät. Nach intensiven Verhandlungen hat das Bun-
deskabinett Anfang Juli den Entwurf für den Bun-
deshaushalt  2024 sowie den Finanzplan bis  2027 
beschlossen. Nach Jahren der Krisen und Ausnah-
mesituationen ist damit die Zeit grenzenloser Aus-
gabepolitik vorbei. Der Bund wirtschaftet wieder 
ganz regulär innerhalb des verfassungsrechtlichen 
Rahmens der sogenannten Schuldenbremse, ohne 
auf Ausnahmeregelungen zurückzugreifen, die 
ausschließlich für außergewöhnliche Zeiten ge-
schaffen wurden.

Das Zeichen, das davon ausgeht, ist klar: Wir konso-
lidieren die Staatsfinanzen verantwortungsvoll und 
nutzen unsere verbleibenden finanziellen Spiel-
räume für Deutschlands zentrale Zukunftsausga-
ben. Das wirkt einerseits der noch immer hohen 
Inflation entgegen und fokussiert sich andererseits 
gezielt auf notwendige Investitionen in Bundes-
wehr, Infrastruktur und Bildung.

Steuererhöhungen erteilen wir gleichzeitig eine 
Absage, denn diese wären in der aktuellen Situation 
vor allem eines: wachstumsschädlich. Schon heute 

ist Deutschland im internationalen Vergleich bei 
den wichtigsten Steuern ein Hochsteuerland. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine im Juli erscheinende 
Publikation des BMF. Demnach liegt Deutschland 
sowohl bei der Besteuerung von Kapital als auch 
von Einkommen gegenüber anderen Industrie-
nationen unter den Spitzenreitern. Wir dürfen die 
Steuerbelastung deshalb nicht noch weiter erhö-
hen, wenn wir Innovationen und private Investiti-
onen, insbesondere in die ökologische Transforma-
tion, fördern möchten.

Statt Steuererhöhungsdiskussionen braucht 
Deutschland deshalb eine Diskussion über die 
grundlegende Modernisierung des Steuersystems. 
Wie man das Steuerrecht vereinfachen und digi-
talisieren kann, werden Vertreterinnen und Ver-
treter aus Wissenschaft und Wirtschaftspraxis im 
Rahmen eines Expertendialogs diskutieren. Gleich-
zeitig haben wir am 19. und 20. Juli 2023 mit einer 
Auftaktkonferenz den Startschuss für das Netzwerk 
empirische Steuerforschung gegeben. Dieser neue 
Zusammenschluss soll die Daten- und Erkennt-
nisgrundlage für evidenzbasierte steuerpolitische 
Entscheidungen verbessern.

Das alles macht Freude auf mehr und zeigt, dass 
uns mit der zweiten Jahreshälfte eine vorhabenrei-
che Zeit bevorsteht. Nutzen Sie bis dahin die Som-
mermonate, erholen Sie sich und schöpfen Sie 
neue Energie. Dazu empfehle ich die ausführliche 
Lektüre dieser Ausgabe  – im Garten, im Park, am 
Strand oder in den Bergen. Sie wird Ihnen erkennt-
nisreiche Stunden bescheren.

Ihr  

 
Steffen Saebisch  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen

Editorial
Editorial
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Einladung zum Tag der offenen Tür 2023

Auch in diesem Jahr laden wir Sie herzlich zum 
Tag der offenen Tür ein und freuen uns, Sie am 
19. und 20. August 2023 im BMF willkommen hei-
ßen zu dürfen. Treten Sie mit Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner in den Dialog, lernen Sie 
unsere Arbeit kennen und werfen Sie einen Blick 
hinter die Kulissen.

Es erwartet Sie an beiden Tagen ein vielfältiges und 
abwechslungsreiches Programm für die ganze Fami-
lie. Für kleine Gäste gibt es Unterhaltung mit einem 
Zauberer und Clowns. Actionreiche Einblicke in die 
Arbeit der größten nachgeordneten Behörde des 
BMF gibt es bei verschiedenen Zoll-Vorführungen.

Auf der Gartenbühne finden hochkarätige Ge-
sprächsrunden zu aktuellen Themen statt, z. B. zur 
finanz- und wirtschaftspolitischen Zeitenwende, 

zur Steuermodernisierung oder zu neuen Ge-
schäftsmodellen für Deutschland. Höhepunkt ist 
der Ministertalk mit Christian Lindner. Der Bun-
desfinanzminister stellt sich am 20.  August von 
13:00 bis 14:30 Uhr Ihren Fragen.

Über das gesamte Programm können Sie sich recht-
zeitig auf der Webseite des BMF informieren.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Mitglieder der Spezialeinheit Zentrale Unterstützungsgruppe Zoll seilen sich am Tag der offenen Tür 2022 an der Fassade des Detlev-
Rohwedder-Gebäudes ab. 
Quelle: BMF/photothek

Wir übertragen den Talk mit Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner beim Tag der offenen Tür live.   
Verfolgen Sie die Live-Übertragung  – auf unserer 
Livestream-Seite. Außerdem begleiten wir den Tag 
der offenen Tür auf unseren Social-Media-Kanälen.

Seien Sie dabei!
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Zurück zur finanzpolitischen Normalität – 
für eine verantwortungsvolle und 
zukunftsorientierte Finanzpolitik

 ● Das Bundeskabinett hat am 5. Juli 2023 den Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2024 
sowie den Finanzplan bis 2027 beschlossen. Trotz schwieriger Rahmenbedingungen ist es ge-
lungen, einen Haushaltsentwurf vorzulegen, der bei hohen Investitionen auf Steuererhöhungen 
verzichtet und die reguläre Kreditobergrenze der Schuldenregel einhält.

 ● Die Gesamtausgaben werden in allen Jahren gegenüber dem laufenden Haushaltsjahr abgesenkt, 
die Investitionen bleiben über den gesamten Finanzplanzeitraum stabil auf sehr hohem Niveau. 
Dies setzt zum einen restriktive Fiskalimpulse und stärkt zum anderen die Angebotsseite. So wird 
der Inflation entgegengewirkt und die fiskalische Resilienz des Bundes erhöht.

 ● Trotz notwendiger Einsparungen liegt der Fokus auf zukunftsorientierten und wachstumsstär-
kenden Impulsen. Damit will die Bundesregierung Fortschritt ermöglichen, Chancengerechtig-
keit verbessern und Sicherheit wahren. Daher stärkt die Bundesregierung die innere und äußere 
Sicherheit, investiert in Bildung sowie Innovationen und treibt die Transformation hin zu einer 
klimaneutralen Volkswirtschaft voran.

 ● Der Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2024 wird nun dem Bundesrat und dem Bundes-
tag zugleitet. Die Zuleitung markiert den Beginn des parlamentarischen Verfahrens.

Das Bundeskabinett hat am 5. Juli 2023 den Regie-
rungsentwurf für den Bundeshaushalt  2024 so-
wie den Finanzplan bis 2027 beschlossen. In allen 
Finanzplanjahren wird die reguläre Obergrenze 
der Schuldenregel nach Art.  115 des Grundgeset-
zes eingehalten. Damit treibt die Bundesregierung 
nun die Normalisierung der Fiskalpolitik weiter 
voran. Der Regierungsentwurf für den Bundes-
haushalt  2024 sieht vor, die Nettokreditaufnahme 
(NKA) auf 16,6 Mrd. Euro zu senken – im Jahr 2022 
belief sich die NKA noch auf 115,4 Mrd. Euro, der 
Bundeshaushalt  2023 geht von einer NKA von 
45,6 Mrd. Euro aus. Trotz der erforderlichen Einspa-
rungen liegen die im Entwurf vorgesehenen Ausga-
ben des Bundes im Jahr 2024 mit 445,7 Mrd. Euro 
rund 25 Prozent über dem Vorkrisenniveau 2019.

Zugleich sind während des Finanzplanzeitraums 
bis zum Jahr  2027 weiterhin Investitionen auf 

hohem Niveau vorgesehen, um Deutschland insbe-
sondere in den Bereichen Sicherheit, Klimaschutz, 
Transformation und Bildung noch stärker für die 
Zukunft zu wappnen.

Finanzpolitische Realitäten

Der Regierungsentwurf für den Bundeshaus-
halt 2024 und der Finanzplan bis 2027 tragen den 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und fi-
nanzpolitischen Realitäten Rechnung. Weiter-
hin belasten die wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Folgen des russischen Angriffskriegs die 
Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft in 
Deutschland stark. Die Inflation bleibt hoch, das 
Wachstum schwach: Gemäß Frühjahrsprojektion 
rechnet die Bundesregierung für 2023 mit einer In-
flationsrate von durchschnittlich 5,9  Prozent und 
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Bundeshaus halt 2024 und Finanz plan bis 2027

einer vergleichsweise geringen Zunahme des re-
alen BIP von 0,4 Prozent. Nach der Projektion für 
das Deutsche Stabilitätsprogramm  2023 (Stichtag 
30. März 2023) ist mit einem Anstieg der Schulden-
quote auf rund 67,75 Prozent des BIP sowie einer 
gesamtstaatlichen Defizitquote von 4,25  Prozent 
des BIP zu rechnen. Inwieweit sich dieser Anstieg 
realisiert, hängt maßgeblich von den tatsächlichen 
Ausgaben des WSF-Energie1 ab, der insbesondere 
die Ausgaben für die Strom- und Gaspreisbremse 
sowie die verschiedenen Härtefallregelungen leis-
tet. Das Zinsumfeld hat sich stark verändert und 
wirkt sich, in Kombination mit einem krisenbe-
dingt deutlich erhöhten Schuldenstand, erheb-
lich auf die Zinsausgaben des Bundes aus. Für das 
Jahr 2024 müssen daher Zinsausgaben in Höhe von 
insgesamt rund 37 Mrd. Euro veranschlagt werden, 
nach nur rund 3,9 Mrd. Euro in 2021.

1 Abschnitt 2 Teil 3: Abfederung der Folgen der Energiekrise, 
Gesetz zur Errichtung eines Finanzmarkt- und eines 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Stabilisierungsfondsgesetz) 
vom 17. Oktober 2008, das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 28. Oktober 2022 geändert worden ist.

Zurück zur finanzpolitischen 
Normalität

Mit dem Bundeshaushalt  2024 und dem Finanz-
plan bis  2027 macht die Bundesregierung einen 
weiteren wichtigen Schritt hin zur finanzpoliti-
schen Normalität. Die Einhaltung der regulären 
Obergrenze der Schuldenregel ist ein Gebot der 
Verfassung wie der ökonomischen Vernunft.

Im kommenden Jahr wird die reguläre Obergrenze 
der Schuldenregel wie bereits im Jahr 2023 eingehal-
ten und die Rückkehr auf den haushaltspolitischen 
Normalpfad fortgesetzt. Um dies zu ermöglichen, 
hat die Bundesregierung alle Ausgaben im Bundes-
haushalt auf den Prüfstand gestellt. Es werden Ein-
sparpotenziale gehoben und Ausgabeansätze abge-
senkt, die in der Vergangenheit Minderausgaben 
verzeichnet haben. Die Ressorts mit Ausnahme des 
Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) er-
bringen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit ei-
nen Einsparbeitrag in Höhe von insgesamt rund 
3,5  Mrd.  Euro p.  a. in den Jahren  2024 und  2025. 
Auch sind keinerlei Personalzuwächse vorgese-
hen. Es ist mit diesem Regierungsentwurf sowohl 

Gesamtausgaben Bundeshaushalt ab 2012
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Wesentliche Kennziffern der Haushaltsplanung

gelungen, Ausgaben und Vorhaben zu priorisie-
ren als auch Einsparpotenziale zu realisieren. Da-
bei handelt die Bundesregierung insbesondere in 
Bereichen mit besonderer Ausgabendynamik. So-
weit für einzelne Maßnahmen gesetzliche Ände-
rungen erforderlich sind, werden diese durch ein 
Haushaltsfinanzierungsgesetz geregelt. Trotz der 
vereinbarten Konsolidierungsanstrengungen ver-
bleibt ein in den kommenden Aufstellungsver-
fahren aufzulösender haushaltspolitischer Hand-
lungsbedarf von jährlich rund 5 Mrd. Euro in den 
Jahren  2025 bis  2027. An einer strikten Priorisie-
rung der Ausgaben führt daher auch weiterhin kein 
Weg vorbei. Hierbei sind in erster Linie die Ressorts 
gefordert, diesen Handlungsbedarf durch entspre-
chende Prioritätensetzung in ihren Einzelplänen 
aufzulösen. Die Formulierung eines haushaltspoli-
tischen Handlungsbedarfs ist kein Novum: In der 
Vergangenheit wurde wiederholt ein Handlungs-
bedarf ausgewiesen. Dieser war zum Beispiel in den 
Jahren 2011 bis 2013 mit insgesamt 34,5 Mrd. Euro 
mehr als doppelt so hoch wie heute.

Die strukturell und dauerhaft wirksame Auf-
lösung dieses Handlungsbedarfs ist eine we-
sentliche Grundlage zur Bewältigung der 
anstehenden großen haushaltspolitischen He-
rausforderungen, insbesondere die Tilgung 

krisenbedingter Kreditaufnahmen ab  2028 sowie 
die langfristig auskömmliche Finanzierung der 
Bundeswehr. Dabei müssen Einsparmöglichkei-
ten erst erarbeitet werden, da große Teile des Bun-
deshaushalts bereits gebunden sind, insbesondere 
durch Sozialausgaben, Zinsen und Personal. Ge-
staltungsspielräume entstehen vorrangig durch die 
Priorisierung von Ausgaben und Maßnahmen so-
wie der Identifizierung und Umsetzung von Ein-
sparpotenzialen. Deshalb muss der quantitativen 
Konsolidierung nun auch eine qualitative Konsoli-
dierung folgen.

Es gilt jedoch weiterhin, die expansive Finanzpoli-
tik der vergangenen Jahre durch Priorisierung von 
Ausgaben und Konsolidierungsmaßnahmen ein-
zudämmen. Dabei nimmt die Bundesregierung 
auch die Einheit des Bundeshaushalts stärker in 
den Blick. Sie überprüft laufend, ob Sonderver-
mögen zur Erreichung ihrer bei Errichtung festge-
legten Aufgaben weiterhin nötig sind. Der Haus-
haltsentwurf sieht vor, dass das Sondervermögen 
„Digitale Infrastruktur“ aufgelöst wird und seine 
Aufgaben künftig aus dem Bundeshaushalt finan-
ziert werden. Auch die notwendigen Regelungen 
zur Auflösung des Mauerfonds werden in die Wege 
geleitet. Weitere Sondervermögen werden mit Ab-
lauf ihrer gesetzlichen Befristung aufgelöst.

Soll Entwurf Finanzplan

2023 2024 2025 2026 2027

in Mrd. Euro

Ausgaben 476,3 445,7 451,8 460,3 467,2

Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -0,9 -6,4 1,4 1,9 1,5

Einnahmen 476,3 445,7 451,8 460,3 467,2

Steuereinnahmen 358,1 375,3 394,6 409,1 421,3

Nettokreditaufnahme 45,6 16,6 16 15,4 15

nachrichtlich:

Ausgaben für Investitionen (Titel der Haupt gruppe 7 
und 8 des Gruppierungsplans)

71,5 54,2 60,2 59,1 57,2

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
Nachrichtlich: Ausgaben für Investitionen im Jahr 2023 enthalten auch ein Darlehen an das Generationenkapital in Höhe von 10 Mrd. 
Euro, ein Darlehen an den RST-Trust des IWF in Höhe von 6,3 Mrd. Euro sowie an den Gesundheitsfonds in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) in Höhe von 1 Mrd. Euro, da diese haushaltsrechtlich als Investitionen zu verbuchen sind. Sondereffekte im Regierungs-
entwurf 2024 und Finanzplan bis 2027 durch Auflösung des Sondervermögens Digitale Infrastruktur und Verlagerung der Ausgaben in 
den Kernhaushalt sowie gegenläufige Verlagerung investiver Ausgaben für Mikroelektronik und Wasserstoff in den Klima- und Transfor-
mationsfonds.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 1
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Bundeshaus halt 2024 und Finanz plan bis 2027

Investitionen und zentrale 
Politikfelder stärken

Mit den gezielten Einsparungen entstehen für die 
kommenden Jahre Handlungsspielräume für In-
vestitionen in die Zukunft und eine Schwerpunkt-
setzung in zentralen Politikfeldern. Die Investitio-
nen bleiben auf Rekordniveau und gehen über das 
Vorkrisenniveau hinaus (Ist 2019: 38,1 Mrd. Euro). 
Für 2024 sind insgesamt rund 54,2 Mrd. Euro vor-
gesehen. Die Investitionsquote steigt somit von 
rund 10  Prozent im Vorkrisenjahr  2019 auf rund 
12  Prozent im Jahr  2024. In den Jahren von  2024 
bis 2027 stehen rund 23,2 Mrd. Euro mehr für not-
wendige Zukunftsinvestitionen zur Verfügung als 
bislang eingeplant. Darüber hinaus stehen insbe-
sondere drei Bereiche im Fokus: Bildung, die in-
nere und äußere Sicherheit sowie Klimaschutz und 
Transformation.

Kinderarmut reduzieren, Bildung verbessern

Dem Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend stehen von  2024 bis  2027 ge-
genüber dem bisherigen Finanzplan (2027  fortge-
schrieben) rund 1,9 Mrd. Euro mehr zur Verfügung. 
Mit der Erhöhung werden insbesondere Mehrbe-
darfe für gesetzliche Leistungen nach dem Bun-
deskindergeld- und Unterhaltsvorschussgesetz 
abgedeckt. Allein im Jahr  2024 sind hierfür rund 
0,84  Mrd.  Euro zusätzlich veranschlagt. Für Vor-
arbeiten zur Digitalisierung der Verfahren im Zu-
sammenhang mit der Kindergrundsicherung ist 
im Jahr 2024 ein Betrag von 100 Mio. Euro im Ein-
zelplan 17 berücksichtigt. Für die weiteren Auswir-
kungen ab dem Jahr 2025 ist im Einzelplan 60 Vor-
sorge in Höhe von 2 Mrd. Euro jährlich getroffen.

Für das Startchancen-Programm für die bes-
sere Ausstattung von Schulen und die Unterstüt-
zung sozial benachteiligter Kinder wird im Einzel-
plan 60 eine zentrale Vorsorge getroffen. Insgesamt 
ist in den nächsten vier Jahren ein Betrag in Höhe 
von 3,5 Mrd. Euro vorgesehen (2024: 0,5 Mrd. Euro/
ab 2025: 1 Mrd. Euro jährlich).

Sicherheit

Mit der Haushaltsplanung sowie dem Sonderver-
mögen Bundeswehr wird ab dem kommenden Jahr 
der 2  Prozent-BIP-Beitrag zu den NATO-Fähig-
keitszielen erbracht. Dem BMVg wird im Jahr 2024 
ein Rekordansatz von 51,8 Mrd. Euro bereitgestellt. 
Zusätzlich stehen im Jahr 2024 rund 19,2 Mrd. Euro 
aus dem Sondervermögen Bundeswehr zur Verfü-
gung. Hinzu kommen weitere verteidigungsbezo-
gene Ausgaben in anderen Einzelplänen. Die Er-
tüchtigungshilfe wird in den Jahren 2024 bis 2027 
gegenüber der bisherigen Finanzplanung mas-
siv auf 4  Mrd.  Euro jährlich aufgestockt und da-
mit gegenüber dem bisherigen Finanzplan um 
3,55 Mrd. Euro jährlich erhöht.

Klimaschutz und Transformation

Mit dem Sondervermögen Klima- und Transfor-
mationsfonds (KTF) besteht weiterhin ein wich-
tiges Finanzierungsinstrument für die Energie-
wende, den Klimaschutz und die Transformation. 
Mit diesem Fonds unterstützt die Bundesregierung 
insbesondere die energetische Gebäudesanierung 
und die Dekarbonisierung der Industrie sowie den 
Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft, den Ausbau 
der Elektromobilität, der Ladeinfrastruktur und 
der erneuerbaren Energien sowie Maßnahmen zur 
Verbesserung der Energieeffizienz. Die bisher im 
Kernhaushalt veranschlagten Zukunftsprojekte zur 
Förderung von Mikroelektronik werden nun eben-
falls in diesen Fonds verlagert.

Der KTF finanziert sich aus eigenen Einnahmen 
(Erlöse aus Europäischem Emissionshandel und 
Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG)) sowie 
der Verwendung der ihm zur Verfügung stehen-
den Rücklage. Die Einnahmen aus dem BEHG sol-
len möglicherweise durch eine Erhöhung der Zer-
tifikatepreise ab  2024 gestärkt werden. Es erfolgt 
weiterhin keine Zuweisung aus dem Bundeshaus-
halt an den KTF.

Zurück zur finanzpolitischen Normalität – für eine verantwortungsvolle und zukunftsorientierte Finanzpolitik
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Der Wirtschafts- und Finanzplan des KTF sowie 
notwendige rechtliche Anpassungen werden im 
Anschluss an die Kabinettsentscheidung zum Bun-
deshaushalt  2024 so rechtzeitig beschlossen, dass 
sie gemeinsam mit dem Haushalt dem Parlament 
zugeleitet werden können.

Fazit und Ausblick

Mit dem Regierungsentwurf für den Bundeshaus-
halt 2024 und den Finanzplan bis 2027 werden so-
mit bei verantwortungsvollem Haushaltskurs und 
Rückführung der Neuverschuldung dennoch die 
Voraussetzungen für Innovation und Investition 
geschaffen. Über die drei in Haushaltsentwurf und 
Finanzplan priorisierten Bereiche Bildung, Sicher-
heit und Klimaschutz und Transformation hinaus 

ist bei dem Haushaltskurs der Bundesregierung die 
beabsichtigte Ergänzung des Umlageverfahrens bei 
der Rentenfinanzierung erwähnenswert. Mit dem 
Generationenkapital plant die Bundesregierung 
die Einführung eines kapitalgedeckten Elements 
in das Rentensystem  – ein Paradigmenwechsel, 
mit dem Deutschland im internationalen Vergleich 
aufholt. Mit dem vorgeschlagenen Haushaltskurs 
stellt die Bundesregierung zusätzlich die Weichen 
für ein faireres, wettbewerbsfähiges Steuersystem. 
Die im internationalen Vergleich hohe Besteue-
rung in Deutschland darf nicht noch weiter erhöht 
werden und zum starken Standortnachteil werden.

Der Regierungsentwurf für den Bundeshaus-
halt 2024 wird nun im parlamentarischen Verfah-
ren im Bundestag und Bundesrat beraten und soll 
zum 1. Januar 2024 in Kraft treten.

Ausgaben des BMVg
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bundeshaus halt 2024 und Finanz plan bis 2027

Im Interview:  
Bundesfinanzminister Christian Lindner

Es war ein langer Weg zur 
Aufstellung des Haushalts-
entwurfs für 2024, auch mit 
Kompromissen. Womit sind 
Sie besonders zufrieden – und 
womit nicht so sehr?

Uns ist jetzt eine erste quantitative Konsolidierung 
gelungen. Das bedeutet: Wir halten die Schulden-
bremse ein, wir verzichten auf Steuererhöhungen, 
wir lösen Sondervermögen auf und in der weite-
ren Finanzplanung auch endgültig die Rücklage. 
Der Haushalt wird damit klarer. Er bewegt sich in-
nerhalb der Leitplanken, die sich die Bundesregie-
rung selbst gegeben hat. Das ist ein großer Erfolg, 
den wir erreicht haben. Aber es ist nur der Beginn 
einer Wende in der Haushaltspolitik des Bundes 

insgesamt. Wir müssen auf Dauer wachsende Aus-
gaben im Bereich der Verteidigung finanzieren und 
für Zukunftsaufgaben noch mehr Spielräume er-
arbeiten. Das nenne ich die qualitative Konsolidie-
rung, die jetzt noch folgen muss.

Warum war die Aufstellung 
des Regierungsentwurfs dieses 
Jahr besonders schwierig?

Die Zinsausgaben haben sich schon im Jahr  2023 
aufgetürmt wie ein Gebirge. Gleichzeitig stehen uns 
nicht mehr in großem Umfang Rücklagen zur Ver-
fügung wie in den vergangenen Jahren. Von  2015 
an wurde eine Rücklage aufgebaut, zunächst als 
Asylrücklage, die dann in eine allgemeine Rücklage 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesfinanzminister Christian Lindner  
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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umgewidmet wurde. Der Bundeshaushalt  2023 
konnte u.  a. noch auf diese Rücklage zurückgrei-
fen. Für 2024 steht nicht mehr viel daraus zur Ver-
fügung – bei weiterhin sehr hohen Mehrausgaben, 
z. B., was die Zinsen betrifft. Unter anderem deshalb 
war die Erstellung des Entwurfs so schwierig. Es 
gibt eben nicht unbegrenzt mehr zu verteilen. Der 
Staat muss mit dem Geld auskommen, das ihm die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler zur Verfügung 
stellen. Diese Ausgangslage hat auch eine Opera-
tion erfordert wie bereits im Jahr 2009, als ab dem 
Jahr 2011 die Annäherung an die Schuldenbremse 
geplant wurde: Für die Jahre ab  2025 müssen wir 
einen haushaltspolitischen Handlungsbedarf in 
Höhe von jeweils rund 5 Mrd. Euro ausweisen.

Was sind die Prioritäten des 
Haushalts?

Wir setzen Schwerpunkte bei Zukunftsaufgaben. 
Wir schreiben ein Rekordniveau an öffentlichen 
Investitionen von deutlich über 50 Mrd. Euro fort. 
Und wie in den vergangenen Jahren setzen wir 
auch künftig Prioritäten bei Infrastruktur, Bildung 
und Familien. Hier wenden wir zusätzliche Gel-
der auf. Trotzdem müssen wir bei der inhaltlichen 
Schwerpunktsetzung noch zukunftsorientierter 
werden. Unser Wohlstand erhält sich nicht von al-
lein. Wir brauchen Innovationen und Investitio-
nen, vor allem auch aus dem privaten Sektor. Im 
Moment ist der Haushalt sehr stark durch Zinsaus-
gaben und Sozialtransfers gebunden. Hier müssen 
wir uns Spielräume erarbeiten. Wir stehen jetzt erst 
am Beginn eines Prozesses.

Nehmen wir an, Ihnen stünden 
überraschend doch zusätzliche 
Milliarden Euro im Haushalt 
zur Verfügung. Wo würden Sie 
diese Mittel hinlenken?

Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass die 
Ausgaben des Bundes höher sind als vor den Krisen-
jahren der Pandemie. Man kann nicht von einem 
Sparhaushalt sprechen, sondern wir konsolidie-
ren. Wir kehren zurück auf die alte Ausgabenlinie 
vor der expansiven Finanzpolitik der Jahre  2020 
bis 2022, die von der der Pandemie und der Ener-
giekrise geprägt war.

Dies gesagt habend, glaube ich, dass man nie zu viel 
Geld für Bildung und Forschung aufwenden kann. 
Und gerade die ungleichen Startchancen von Kin-
dern und Jugendlichen bekümmern mich sehr. Um 
es klar zu sagen: In meiner gesellschaftspolitischen 
Vorstellung muss die Gesellschaft vielfältig und 
unterschiedlich sein. Es muss einen Unterschied 
machen, welchen Grad von Fleiß, Talent und Risi-
kobereitschaft ein Individuum hat. Aber was nicht 
passieren darf, ist, dass der Platz, den eine Person 
in der Gesellschaft einnimmt, bestimmt wird von 
der natürlichen Lotterie, in welche Familie sie ge-
boren wurde oder unter welcher Postleitzahl die 
Wiege stand. Da ist der Schlüssel Bildung. Nicht un-
bedingt Sozialtransfers an die Familie, sondern Bil-
dung für Kinder und Jugendliche.
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Die Konjunktur in Deutschland 
trübt sich ein, der Klimaschutz 
erfordert immer höhere 
Ausgaben. Andere Länder 
tätigen gerade jetzt massiv 
Investitionen, z. B. die USA 
mit dem Inflation Reduction 
Act. Bleibt Deutschland trotz 
der Haushaltskonsolidierung 
wettbewerbsfähig?

Deutschland hat in den vergangenen Jahren mas-
siv an Wettbewerbsfähigkeit verloren. So, wie wir 
die Bundeswehr vernachlässigt haben, haben wir 
auch unsere Standortbedingungen vernachläs-
sigt. Das verschärft sich jetzt noch durch die geo-
politischen Veränderungen, die auch unsere Ener-
gieversorgung betreffen. Zugleich verschärfen sich 
die haushaltspolitischen Rahmenbedingungen im 
Laufe der zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts, wenn 
das Sonderprogramm für die Bundeswehr ausge-
schöpft sein wird und die Tilgung der krisenbe-
dingten zusätzlichen Kredite ansteht.

Dafür kann es nur eine einzige Lösung geben: wirt-
schaftliches Wachstum. Nur durch eine prosperie-
rende Volkswirtschaft, die mehr Wohlstand erwirt-
schaftet, durch mehr Arbeit, durch Einwanderung, 
durch Befreiung aus ungewollter Teilzeit und durch 
Lust auf Leistung werden wir in der Lage sein, die 
öffentlichen Haushalte zu konsolidieren, wettbe-
werbsfähig zu sein, individuellen wirtschaftlichen 
Fortschritt zu ermöglichen und gesellschaftlichen 
Wohlstand zu erhalten. Und deshalb müssen wir 
die Rahmenbedingungen verändern: angebotssei-
tig durch Fachkräfteeinwanderung, beschleunigte 
Planungs- und Genehmigungsverfahren, Redu-
zierung von bürokratischen Lasten und ausdrück-
lich auch auf der steuerlichen Seite. Das Wachs-
tumschancengesetz, das das BMF erarbeitet hat, 
soll Investitionen in saubere Technologien und in 
Forschung stärken und zugleich auch die Wider-
standsfähigkeit insbesondere der kleinen und mit-
telständischen Betriebe weiter verbessern.

Im Interview: Bundesfinanzminister Christian Lindner
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Blick in den Maschinenraum: 
das BMF auf der re:publica

 ● Das BMF war dieses Jahr mit einem Stand und zahlreichen Vorträgen auf der re:publica vertre-
ten. Die Veranstaltung, die zu den größten Konferenzen für die digitale Gesellschaft in Europa 
zählt, fand vom 5. bis 7. Juni 2023 unter dem Motto „CASH“ in Berlin statt.

 ● Als Partnerinstitution bot das BMF ein vielfältiges Programm an, um über die Themen und be-
ruflichen Möglichkeiten des Hauses zu informieren und das direkte Gespräch mit Bundesfinanz-
minister Christian Linder sowie den BMF-Fachleuten, darunter Chef-Ökonom Dr. Wolf Reuter, 
zu ermöglichen. Auch Vorschläge und Ideen konnten eingebracht werden.

 ● Im Vordergrund standen die Zukunftsthemen Innovation, Digitalisierung und Nachhaltigkeit.

 ● Bundesfinanzminister Christian Lindner unterstrich seine Unterstützung für Start-ups, etwa 
mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz, und positionierte sich klar für eine faire Besteuerung auf 
nationaler sowie internationaler Ebene.

 ● Passend zu den Themen der re:publica wurde im BMF am 5. Juni 2023 auch das Symposium 
„Future of Finance – Daten als Innovationstreiber im Finanzmarkt 4.0?“ abgehalten.

Zukunft und „CASH“

Das BMF spielt eine zentrale Rolle, wenn es um die 
Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
geht – ob beim Einsatz künstlicher Intelligenz (KI) 
in der Steueranalyse, bei Verwaltungsvereinfa-
chung und Bürokratieabbau, finanzieller Bildung, 
dem Kampf gegen Finanzkriminalität, der Regu-
lierung von Kryptowerten und der Weichenstel-
lung für Nachhaltigkeit durch Sustainable Finance. 
Wie es bei der Gestaltung dieser Prozesse hinter 
den Kulissen aussieht, welcher Fortschritt gemacht 
wird und was sich jüngst auch in der Behördenar-
beit und unter Fachleuten in der alltäglichen Ar-
beit verändert hat, konnten Besucherinnen und 
Besucher der re:publica in Berlin selbst erfragen, 

kommentieren  – und teilweise auch mitgestalten. 
Die Veranstaltung, die vom 5. bis 7. Juni 2023 aus-
gerichtet wurde, gilt als eine der wichtigsten Kon-
ferenzen Europas zur digitalen Gesellschaft, auf 
der die essenziellen Zukunftsfragen diskutiert wer-
den. Das übergeordnete Thema im Jahr  2023 war 
„CASH“. Gemeint war damit ganz explizit nicht das 
Bargeld, sondern das liebe Geld generell sowie all 
das, was es zu ermöglichen vermag. Das BMF stellte 
einen Stand und viele Gelegenheiten bereit, um 
mit den Fachleuten und der Leitung des Hauses in 
den direkten Austausch zu kommen. Dabei kamen 
vielfältige Formate zum Einsatz, von Haushalt und 
Steuerakte aus Lego über „Lightning Talks“ (Kurz-
gespräche) bis hin zu informelleren Gesprächskrei-
sen im Garten.

20



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juli 2023

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Blick in den Maschinenraum: das BMF auf der re:publica

Abbildung 1: Wie setzt sich der Haushalt zusammen? Eine Darstellung in Lego. 
Quelle: © BMF/photothek

Daten als Innovationstreiber

Ein zentrales Thema mit Blick auf die digitale Ge-
sellschaft war die Nutzung von Big Data, also gro-
ßen Datenmengen. Diese werden zunehmend u. a. 
im Bereich der Steuerpolitik, auch in Verbindung 
mit  KI, in der Vorbereitung von Gesetzen einge-
setzt, etwa, um die Folgen einer Gesetzesänderung 
einzuschätzen.

Passend zu den Vorträgen der in diesem Bereich 
tätigen BMF-Kolleginnen und -Kollegen der Steu-
erabteilung, des Datenlabors und des KI-Kom-
petenzzentrums fand am 5.  Juni  2023 auch das 
Symposium „Future of Finance  – Daten als Inno-
vationstreiber 4.0?“ statt. Dieses wurde parallel zur 
re:publica im BMF ausgerichtet. Im Rahmen des Di-
gital-Finance-Forums beim BMF diskutierten Bun-
desfinanzminister Christian Lindner und der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Florian Toncar mit 
Expertinnen und Experten über die Rolle von  KI 
und Datenökonomie im digitalen Finanzmarkt. 

Daten bilden den Grundbaustein für digitale Tech-
nologien, die zunehmend unser gesellschaftliches 
und ökonomisches Handeln prägen. Die Bundesre-
gierung hat es sich zum Ziel gesetzt, den Zugang zu 
Daten zu verbessern. Damit will sie innovative digi-
tale Geschäftsmodelle voranbringen.

Faire Steuern, kluge 
Finanzpolitik: ein direkter 
Austausch

Neben den Vorträgen der Fachleute waren am 
BMF-Stand auf der re:publica auch zahlreiche Mög-
lichkeiten zum aktiven Ideenaustausch gegeben. So 
konnten Besucherinnen und Besucher beispiels-
weise ihren „Wunschbaum“ für eine unkompli-
zierte Steuererklärung gestalten. Auch Vorschläge 
für finanzielle Anreize, die alternative Mobilitäts-
formen attraktiver machen würden, waren gefragt.
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Abbildung 2: Austausch mit dem Publikum 
Quelle: © BMF/photothek

Zentrale steuer- und finanzpolitische Themen 
konnten Besucherinnen und Besucher der re:pu-
blica direkt mit Bundesfinanzminister Christian 
Lindner und BMF-Chef-Ökonom Dr.  Wolf Reuter 
besprechen. Start-ups sicherte Christian Lindner 
schlagkräftige Unterstützung zu, z. B. über das Zu-
kunftsfinanzierungsgesetz, für das im April  2023 
ein BMF-Referentenentwurf vorgelegt wurde, so-
wie über den mit 10 Mrd. Euro ausgestatteten Zu-
kunftsfonds zur Förderung der Start-up-Finanzie-
rung. Im steuerlichen Bereich kündigte der Minister 
grundsätzlich mehr Fairness an, insbesondere 
durch die globale effektive Mindestbesteuerung, 

die Deutschland aktuell im Rahmen des „OECD/
G20-Rahmens für BEPS1“ umsetzt und welche be-
reits ab dem Jahr 2024 greifen wird. Gestärkt wer-
den würde der faire Wettbewerb zusätzlich durch 
die Befugniserweiterung des Bundeskartellamts. 
Den Vorschlag einer Vermögensteuer sowie der 
Möglichkeit einer Steuer auf mittelständische Un-
ternehmen in Deutschland lehnte der Bundesfi-
nanzminister jedoch klar ab.

1 Base Erosion and Profit Shifting – Gewinnkürzung und 
Gewinnverlagerung.
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Blick in den Maschinenraum: das BMF auf der re:publica

Abbildung 3: Bundesfinanzminister Christian Lindner diskutiert in der Eröffnungssitzung der re: publica mit Konferenz-Mitgründer 
Andreas Gebhard. 
Quelle: © BMF / photothek

Der makroökonomische Gesamtkontext wurde zu-
sätzlich im Kurzvortrag von Dr. Wolf Reuter, Leiter 
der Abteilung für finanzpolitische und volkswirt-
schaftliche Grundsatzfragen, erläutert. Er umriss 
das finanzpolitische Leitbild des BMF im Kon-
text von Megatrends wie Digitalisierung und De-
karbonisierung. Dabei unterstrich er die zentrale 

Bedeutung wachstumsorientierter Wirtschafts- 
und Finanzpolitik zur Steigerung der Produktivität 
sowie die klare Ausrichtung am Ziel fiskalischer Re-
silienz. Wichtig sei jetzt vor allem die Erhöhung der 
angebotsseitigen Maßnahmen sowie der Fokus auf 
tragfähige Staatsfinanzen.
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Abbildung 4: Dr. Wolf Reuter, Leiter der Abteilung für finanzpolitische und volkswirtschaftliche Grundsatzfragen, spricht auf der 
re:publica. 
Quelle: © BMF/photothek

Ausblick auf kommende 
Veranstaltungen

Die re:publica, die sich über drei Tage erstreckt, 
kann sich jedes Jahr über viele tausende Besuche 
und ein vielfältiges, inklusives Sprecherprogramm 
freuen. In diesem Jahr wurden 25.000 Besuche ver-
zeichnet. Sowohl bei den Teilnehmenden als auch 
bei den 1.177 Sprecherinnen und Sprechern war die 
Mehrheit weiblich. 680  Journalistinnen und Jour-
nalisten haben über die Veranstaltung berichtet. 
Die re:publica war nur eine von vielen Gelegenhei-
ten, bei denen interessierte Bügerinnen und Bürger 

mit den Fachleuten und der Leitungsebene des 
BMF in den direkten Austausch kommen konnten. 
Seit dem Abflauen der akuten Phase der Pandemie 
verstärkt das BMF seine Präsenz vor Ort, bei eige-
nen Veranstaltungen und auch als Gast. Bürgerin-
nen und Bürger sind herzlich dazu eingeladen, ihre 
Fragen, Vorschläge und Kommentare direkt an die 
Fachleute des Hauses sowie den Minister und die 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre zu rich-
ten. Mehr zu anstehenden Veranstaltungen veröf-
fentlicht das BMF stets auf seiner Internetseite und 
auch im Monatsbericht unter „Termine“.
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Blick in den Maschinenraum: das BMF auf der re:publica

Abbildung 5: Eine BMF-Beschäftigte im Gespräch am Stand des Ministeriums. 
Quelle: © BMF/photothek 
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Die wichtigsten Steuern im internationalen 
Vergleich 2022

 ● Die Abgabenquote in Deutschland – d. h. das Verhältnis der Steuern und Sozialabgaben zum 
Bruttoinlandsprodukt – lag mit 39,5 Prozent im Jahr 2021 international im oberen Mittelfeld. 
Bei dem gesamten Steuer- und Abgabenanteil an den Arbeitskosten wies Deutschland mit 
47,8 Prozent bei der Besteuerung Alleinstehender ohne Kind den zweithöchsten Wert in der 
Vergleichsgruppe aus. Der 2022 erhobene Umsatzsteuerregelsatz von 19 Prozent lag im EU-Ver-
gleich im unteren Bereich.

 ● Die tarifliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften lag 2022 in Deutschland mit 
einer leichten Erhöhung von 0,1 Prozent im Vergleich zum Vorjahr insgesamt bei knapp unter 
30 Prozent, was den dritthöchsten Wert in der Vergleichsgruppe darstellt. Auch im internationa-
len Umfeld blieben die Unternehmensteuersätze im Jahr 2022 weitgehend unverändert.

 ● Klug gesetzte steuerpolitische Rahmenbedingungen stärken sowohl Arbeitsanreize als auch 
die Möglichkeiten von Unternehmen, zu investieren. Dadurch steigt insbesondere die Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschafts- und Investitionsstandorts Deutschland, die Zuwanderung wird 
für Fachkräfte attraktiver und die nachhaltige Transformation der Wirtschaft wird ermöglicht. 
Gemeinsam mit einer soliden Finanzpolitik wird damit die wesentliche Grundlage gebildet, um 
die wirtschaftliche Resilienz zu erhöhen und auch in zukünftigen Krisensituationen in vollem 
Umfang handlungsfähig zu sein.

Einleitung

Dieser Beitrag bietet einen vergleichenden Überblick 
zur internationalen Besteuerung. Dabei werden die 
Beobachtungen aus der neu aufgelegten BMF-Bro-
schüre „Die wichtigsten Steuern im internationalen 
Vergleich  2022“ zusammengefasst. Die Länderver-
gleiche erstrecken sich auf die EU-Mitgliedstaaten 
und einige andere OECD-Mitgliedstaaten (Japan, Ka-
nada, Norwegen, Schweiz, USA und Vereinigtes Kö-
nigreich). Sie geben grundsätzlich den Rechtsstand 
zum Ende des Jahres  2022 wieder. Eine Ausnahme 
bilden die von der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) veröf-
fentlichten und zuletzt für das Vergleichsjahr  2021 
verfügbaren Steuer- und Abgabenquoten. Maßnah-
men, die  2023 wirksam wurden oder sein werden, 
sind noch nicht erfasst. Zur Interpretation der Daten 

im internationalen Vergleich ist generell anzumer-
ken, dass sich sinnvolle Schlussfolgerungen bei vie-
len Vergleichen erst aus dem Gesamtkontext erge-
ben. Dies gilt insbesondere für das Zusammenspiel 
von nominalen Steuersätzen und unterschiedlich 
ausgestalteten Bemessungsgrundlagen in den ein-
zelnen Staaten.

Gesamtwirtschaftliche Steuer- 
und Abgabenquoten

Gesamtwirtschaftliche Steuerquoten weisen die 
in einer Volkswirtschaft gezahlten Steuern relativ 
zur Wirtschaftsleistung aus. Die Aussagekraft die-
ser Steuerquoten ist jedoch begrenzt, weil die in den 
Vergleich einbezogenen Staaten ihre staatlichen So-
zialversicherungssysteme in unterschiedlichem 
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Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich 2022

Ausmaß über eigenständige Sozialbeiträge (die nicht 
in der Steuerquote enthalten sind) oder aus all-
gemeinen Haushaltsmitteln und damit über ent-
sprechend höhere Steuern finanzieren. Erst die 
Abgabenquote, die sowohl Steuern als auch Bei-
träge zur Sozialversicherung ins Verhältnis zum 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) setzt, ermöglicht einen 
sinnvollen Ländervergleich.

Abbildung 1 zeigt, dass nach den Abgrenzungsmerk-
malen der OECD (Revenue Statistics mit letztem Ver-
gleichsjahr 2021) die Abgabenquote insbesondere in 

Steuer- und Abgabenquoten 2021
in Prozent des BIP

1    Stand 2020.

Quelle: OECD (Hrsg.), Revenue Statistics 1965 - 2021, Paris 2022
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den meisten skandinavischen Staaten, aber auch 
in Frankreich, Belgien, Italien und Österreich ver-
gleichsweise hoch ist (>40  Prozent). Dagegen wei-
sen Irland, die USA und die Schweiz relativ niedrige 
Abgabenquoten auf (<30 Prozent). Die deutsche Ab-
gabenquote bewegt sich im oberen Mittelfeld der 
betrachteten Staaten (2021: 39,5 Prozent). Die nied-
rigste Abgabenquote unter den betrachteten Staaten 
weist im Jahr 2021 Irland mit 21,1 Prozent auf, die 
höchste fand sich mit 46,9 Prozent in Dänemark. Im 
Jahr 2021 betrug die deutsche Steuerquote 24,6 Pro-
zent. Hier rahmen Tschechien mit 17,4 Prozent am 
unteren und Dänemark mit 46,8 Prozent am oberen 
Rand das Feld der Vergleichsstaaten ein.

Besteuerung des Gewinns von 
Kapitalgesellschaften

Den nominalen Unternehmensteuersätzen wird oft 
eine Signalfunktion etwa bei internationalen Be-
steuerungsvergleichen von Unternehmen vor ei-
ner Investitionsentscheidung zugesprochen. Die tat-
sächliche oder auch effektive Steuerbelastung ergibt 
sich dann aus dem Zusammenspiel von Steuerbe-
messungsgrundlage und tariflichem Steuersatz. Die-
ser Artikel beschränkt sich auf einen Vergleich der 
(nominalen) tariflichen Besteuerung von Kapitalge-
sellschaften. Im Jahr 2021 senkte Frankreich seinen 
nominalen Körperschaftsteuersatz, in den Nieder-
landen wurde dieser erhöht bei gleichzeitiger Aus-
weitung der Bemessungsgrundlage des reduzierten 
Steuersatzes. In den übrigen untersuchten Staaten 
blieben die nominalen Körperschaftsteuersätze im 
Vergleich zum Vorjahr unverändert.

Über die zentralstaatliche Ebene hinaus erheben in 
mehreren Staaten nachgeordnete Gebietskörper-
schaften (Einzelstaaten, Provinzen, Regionen, Ge-
meinden) noch eigene Körperschaftsteuern oder ih-
nen ähnliche Steuern wie z. B. in Deutschland und 
Luxemburg die Gewerbesteuer. Hinzu kommen 
vielfach Zuschläge auf verschiedenen staatlichen 
Ebenen. Die Höhe all dieser die Kapitalgesellschaf-
ten betreffenden Unternehmensteuern, die als Be-
messungsgrundlage den Gewinn zugrunde legen, ist 
in Abbildung 2 dargestellt. Dort, wo die Steuersätze 
über die Gebietskörperschaften variieren, werden 

Durchschnitte zugrunde gelegt. Zu beachten ist, 
dass in manchen Staaten die von lokalen Gebiets-
körperschaften erhobenen Steuern von der Steu-
erbemessungsgrundlage der übergeordneten Ge-
bietskörperschaften abzugsfähig sind (z. B. in Japan 
und den USA). Die Gesamtsteuerbelastung auf Un-
ternehmensebene ergibt sich demzufolge aus einer 
abgestuften Rechnung und nicht aus einer einfa-
chen Addition der nominalen Steuersätze der ein-
zelnen Steuern. Die steuertarifliche Gesamtbelas-
tung von Kapitalgesellschaften reicht im Jahr  2022 
von 10 Prozent in Bulgarien bis knapp über 30 Pro-
zent in Japan. Malta stellt einen Sonderfall dar, denn 
dort greifen nicht ohne weiteres vergleichbare Son-
dersätze beziehungsweise -regelungen. Deutschland 
bleibt weiterhin knapp unterhalb einer tariflichen 
Gesamtbesteuerungsmarke von 30  Prozent, was in 
der betrachteten Gruppe von Staaten nach Malta 
und Japan der dritthöchste Wert ist. Im Jahr  2022 
blieben die Unternehmensteuersätze in den meisten 
betrachteten Staaten weitestgehend konstant.

Einkommen-/Lohnsteuer 
und Sozialabgaben auf 
Arbeitseinkommen

Für Arbeitnehmerhaushalte in verschiedenen Fami-
lienkonstellationen und Einkommensgruppen ver-
öffentlicht die OECD regelmäßig eine internatio-
nal vergleichende Untersuchung.1 Abbildung 3 zeigt 
für das Jahr 2022 die Besteuerung des durchschnitt-
lichen Bruttoarbeitslohns eines Arbeitnehmerhaus-
halts mit Lohn- oder Einkommensteuer, klassifiziert 
nach verschiedenen Familienkonstellationen (allein-
stehend, Familie als Allein- und als Doppelverdie-
nende). Dänemark weist in allen drei Haushaltska-
tegorien die höchste Besteuerung aus (>30 Prozent). 
Deutschland liegt mit 17,7  Prozent bei der Besteu-
erung von Alleinstehenden ohne Kind im oberen 
Mittelfeld. Polen hat mit 4,9 Prozent die niedrigste 
Besteuerung von Alleinstehenden ohne Kind.

1 OECD (2022): Taxing Wages 2022, https://www.oecd.org/tax/
taxing-wages-20725124.htm
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Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich 2022

Unternehmensbesteuerung 2022 im internationalen Vergleich
Tarifliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften 2022 (Körperschaftsteuern, 
Gewerbeertragsteuern und vergleichbare andere Steuern des Zentralstaats und der Gebietskörperschaften)

nominal in Prozent

Quelle: Datengrundlage aufbereitet durch das Bundeszentralamt für Steuern im Auftrag des BMF 
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In vielen Ländern sorgen Maßnahmen im Rah-
men der Familienbesteuerung für eine Förderung 
von Familien mit Kindern. Dies gilt erkennbar auch 
für Deutschland, wo vor allem das Kindergeld bei 
Durchschnittsverdienenden eine Rolle spielt. Kon-
kret führt dies für eine verheiratete Alleinverdiene-
rin oder einen Alleinverdiener mit zwei Kindern und 

Durchschnittseinkommen zur vollständigen Kom-
pensation der Belastung mit Einkommen-/Lohn-
steuer durch die entsprechenden familienpoliti-
schen Leistungen (und erklärt den augenscheinlich 
fehlenden blauen Balken in Abbildung 3).

Einkommen-/Lohnsteuer 
bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 2022
in Prozent des Bruttoarbeitslohns

Ein negativer Wert bedeutet insgesamt unter Berücksichtigung von Einkommen-/Lohnsteuerzahlungen und empfangener 
Familienleistungen eine Steuergutschrift beziehungsweise -erstattung.

Quelle: OECD (Hrsg.), Taxing Wages 2021 - 2022, Paris 2023
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Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich 2022

Abbildung  4 stellt unter zusätzlicher Berücksich-
tigung des Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteils 
zur Sozialversicherung den gesamten Steuer- und 
Abgabenanteil an den Arbeitskosten dar. Hier weist 
Deutschland mit 47,8 Prozent bei der Besteuerung 
Alleinstehender ohne Kind nach Belgien (53  Pro-
zent) den zweithöchsten Wert in der Gruppe der 

Länder aus. In der Schweiz ist über alle drei Haus-
haltskonstellationen hinweg der gesamte Steuer- 
und Abgabenanteil an den Arbeitskosten am nied-
rigsten, für Alleinstehende ohne Kind liegt er bei 
23,4 Prozent. Die Einkommensteueranteile blieben 
dabei in allen Ländern gegenüber dem Vorjahr wei-
testgehend konstant.

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrag zur Sozialversicherung
und  Einkommen-/Lohnsteuer 2022   
in Prozent der Lohnkosten

Definiert als Arbeitgeberbeitrag zuzüglich Arbeitnehmerbeitrag zur Sozialversicherung und Lohnsteuer (gegebenenfalls 
einschließlich anteiliger Lohnsummensteuer), gemindert um die familienbezogenen Leistungen (z. B. Kindergeld).
Lohnkosten definiert als Bruttoarbeitslohn zuzüglich Arbeitgeberbeitrag (gegebenenfalls einschließlich anteiliger 
Lohnsummensteuer).

Quelle: OECD (Hrsg.), Taxing Wages 2020 - 2021, Paris 2022
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Umsatzsteuersätze

In den meisten hier betrachteten Ländern blieben 
die Umsatzsteuersätze im Jahr  2022 unverändert. 
Der Umsatzsteuerregelsatz von 19  Prozent, der im 
Jahr  2021 in Deutschland erhoben wurde, liegt im 

EU-Vergleich im unteren Bereich (s. a. Abbildung 5). 
In den meisten Ländern gibt es für bestimmte Pro-
duktgruppen und Dienstleistungen ermäßigte Steu-
ersätze. Der ermäßigte Umsatzsteuersatz in Deutsch-
land beträgt 7 Prozent.

Umsatzsteuer-Normalsätze
in der EU und dem Vereinigten Königreich 2022
in Prozent

Quelle: Datengrundlage aufbereitet durch Bundeszentralamt für Steuern im Auftrag des BMF
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Fazit

Die Abgabenquote in Deutschland – d. h. das Verhält-
nis der Steuern und Sozialabgaben zum BIP – lag mit 
39,5  Prozent im Jahr  2021 international im oberen 
Mittelfeld. Die tarifliche Besteuerung des Gewinns 
von Kapitalgesellschaften blieb 2022 in Deutschland 
insgesamt knapp unter 30  Prozent, was den dritt-
höchsten Wert in der Vergleichsgruppe darstellt. 
Bei dem gesamten Steuer- und Abgabenanteil an 
den Arbeitskosten weist Deutschland mit 47,8 Pro-
zent bei der Besteuerung Alleinstehender ohne Kind 
den zweithöchsten Wert in der Gruppe der Länder 
aus. Der  2022 erhobene Umsatzsteuerregelsatz von 
19 Prozent lag im EU-Vergleich im unteren Bereich.

Deutschland verfügt insgesamt über ein leistungs-
starkes Steuersystem, das in der Lage ist, ein hohes 
Niveau an öffentlichen Leistungen zu finanzieren. 
Die Bürgerinnen und Bürger profitieren vor allem 
von gut ausgebauten sozialen Sicherungssystemen 
und größtenteils gebührenfreier öffentlicher Infra-
struktur (u. a. an Schulen, Hochschulen, zunehmend 
auch in Kitas). Die Abfederung der ökonomischen 
Folgen des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine 
haben die Leistungsfähigkeit des Staats unter Beweis 
gestellt. Solide Staatsfinanzen und ein funktionsfä-
higes Steuersystem bilden dafür die Grundlage.

Das deutsche Steuersystem bietet zudem die Basis, 
um eine gerechte Besteuerung sicherzustellen und 
wirtschaftliches Wachstum angebotsseitig zu stimu-
lieren. Es gilt, für die Wirtschaft in Deutschland auch 
mittel- und langfristig klug gesetzte steuerpolitische 
Rahmenbedingungen zu setzen. Die Steuerlast ist 
ein wichtiger Faktor bei der Standortwahl von Un-
ternehmen. Eine niedrige Steuerlast kann den Wirt-
schaftsstandort Deutschland im internationalen 
Wettbewerb stärken.

Die Höhe der Besteuerung von Arbeitseinkommen 
hat starke Auswirkungen auf Arbeitsanreize. Niedri-
gere Steuern und Abgaben auf Arbeit erhöhen den 
Anreiz zur Erwerbsaufnahme und -ausweitung. Ins-
besondere in Zeiten von Fachkräftemangel kann 
dadurch das Arbeitsangebot erhöht und etwa die 
Zuwanderung für Fachkräfte aus dem Ausland at-
traktiver gemacht werden.

Aktuell befindet sich Deutschland wirtschaftlich in 
schwierigem Fahrwasser: Hohe Inflationsraten und 
Unsicherheit sowie gestiegene Zinsen belasten die 
wirtschaftliche Entwicklung, viele Unternehmen se-
hen einen Fach- und Arbeitskräftemangel. Gerade 
jetzt benötigt Deutschland eine Finanz- und Steuer-
politik, die das Wachstum angebotsseitig stärkt, ohne 
dabei der Inflation zusätzlichen Auftrieb zu geben. 
Es müssen Investitionsanreize für Unternehmen ge-
setzt werden, um Innovationen zu fördern und die 
Modernisierung und die nachhaltige Transforma-
tion der Wirtschaft voranzutreiben. Diese Innova-
tionen erhöhen unsere Produktivität von morgen 
und bilden gemeinsam mit einer soliden Finanzpo-
litik eine wesentliche Grundlage, um die wirtschaft-
liche Resilienz zu erhöhen und auch in zukünftigen 
Krisensituationen in vollem Umfang handlungsfä-
hig zu sein.
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Der Bericht über die Beteiligungen des Bundes 
an Unternehmen 2022

 ● Der kürzlich veröffentliche Beteiligungsbericht 2022 gibt transparent Auskunft über die Unter-
nehmen mit Bundesbeteiligung, die Zusammensetzung und Vergütung der Gremien sowie die 
Nachhaltigkeitsaktivitäten der Unternehmen.

 ● Der Bund geht grundsätzlich nur dort Beteiligungen ein, wo ein wichtiges Bundesinteresse besteht 
beziehungsweise spezifische Aufgaben des Bundes zu erfüllen sind. Jede Beteiligung erfordert eine 
besondere Legitimation.

 ● Die Erreichung des wichtigen Bundesinteresses und der vom Bund angestrebte Zweck dürfen sich 
nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise erreichen lassen. Es gehört zu den Aufgaben der 
aktiven Beteiligungsführung des Bundes, immer wieder zu überprüfen, ob das wichtige Bundesin-
teresse vorliegt. Dies geschieht u. a. durch regelmäßige Erfolgskontrollen.

 ● Bei den unmittelbaren Bundesbeteiligungen, bei denen der Bund mindestens zwei Mandate in 
Überwachungsgremien selbst besetzen darf, betrug der Frauenanteil zum 31. August 2022 bei den 
vom Bund zu bestimmenden Gremienmitgliedern 50 Prozent und erreichte damit erstmalig die 
geschlechterparitätische Besetzung.

Einleitung

Die unmittelbaren Unternehmensbeteiligungen 
des Bundes umfassen neben einer Vielzahl klei-
nerer und mittlerer Unternehmen auch große Ka-
pitalgesellschaften. Außerdem sind aus Trans-
parenzgründen auch ausgewählte Anstalten des 
öffentlichen Rechts in dem Bericht enthalten. Das 
Portfolio der unmittelbaren und mittelbaren Un-
ternehmensbeteiligungen ist im Beteiligungsbe-
richt des Bundes zusammengefasst.

Beteiligungsbericht

Quelle dieses Artikels ist der Bericht 
über „Die Beteiligungen des Bundes“ 
(Beteiligungsbericht 2022), der auf 
der Internetseite des BMF unter 
www.bundesfinanzministerium.de/
beteiligungsbericht veröffentlicht ist.

Bundesinteresse an 
Beteiligungen

Die Voraussetzungen für das Eingehen einer Betei-
ligung des Bundes an einem privaten Unternehmen 
ergeben sich, sofern die Beteiligung nicht aufgrund 
besonderer gesetzlicher Bestimmungen eingegan-
gen wird, aus § 65 Bundeshaushaltsordnung (BHO). 
Bei diesen Beteiligungen des Bundes an einem pri-
vaten Unternehmen muss ein wichtiges Bundes-
interesse im Sinne des § 65 BHO vorliegen. Hierbei 
handelt es sich in der Regel um ein fachpolitisches 
Interesse, mit dem z. B. wirtschafts-, verkehrs-, si-
cherheits-, struktur-, kultur- oder umweltpoliti-
sche Ziele verfolgt werden. Der Angriffskrieg auf 
die Ukraine und die geopolitischen Veränderun-
gen haben unmittelbare Auswirkungen auf die Si-
cherheits-, Energie- und Wirtschaftspolitik und so-
mit auch auf die Unternehmensbeteiligungen des 
Bundes und auf Entscheidungen, inwieweit Betei-
ligungen zur Sicherung der Versorgungssicherheit 
notwendig sind.

34

http://www.bundesfinanzministerium.de/


Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juli 2023

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Der Bericht über die Beteiligungen des Bundes an Unternehmen 2022

Bundesbeteiligungen dienen regelmäßig der 
Durchführung oder Unterstützung öffentlicher 
Aufgaben, die in den Zuständigkeitsbereich des 
Bundes fallen. Staatliche Beteiligungen werden nur 
so lange gehalten, wie ein besonderer Legitimati-
onsgrund besteht.

Der Bund ist verpflichtet, seine Beteiligungen auf-
gabenorientiert und werterhaltend zu führen.

Dies bedeutet insbesondere:

 ● Nachhaltigkeitsfragen bei der Vergütung der 
Unternehmensführung zu berücksichtigen,

 ● Interessenkollisionen zu vermeiden, Transpa-
renz und Publizität zu gewährleisten, insbeson-
dere durch ein entsprechendes Berichtswesen,

 ● die Unternehmensführung zu verbessern, ins-
besondere die Arbeit des Überwachungsorgans 
und die Qualifikation seiner Mitglieder und

 ● Aufgaben effizient zu erfüllen.

Um die Corporate Governance der Unternehmen 
mit Bundesbeteiligung sowie das Beteiligungsma-
nagement des Bundes modern, zukunftsgerichtet 
und nachhaltig auszurichten, hat die Bundesregie-
rung im Jahr 2020 die „Grundsätze guter Unterneh-
mens- und aktiver Beteiligungsführung im Bereich 
des Bundes“ (Grundsätze) verabschiedet.

Die Grundsätze 
wurden auf der Internetseite 
des BMF veröffentlicht: 
www.bundesfinanzministerium.de/
grundsaetze.de

Die Bundesregierung hat in den Grundsätzen u. a. 
Empfehlungen zur Diversität auf allen Leitungs-
ebenen sowie für eine insgesamt gleichstellungs-
fördernde Unternehmenskultur verankert. Die ge-
setzlichen Anforderungen an die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspo-
sitionen sind im PCGK und den Richtlinien durch 
dynamische Verweise auf die gesellschaftsrechtli-
chen Regelungen sowie das Bundesgremienbeset-
zungsgesetz (BGremBG) mit Regelungen zur Ver-
antwortlichkeit der beteiligten Ressorts gespiegelt.

Mit weiteren Empfehlungen wird ein klares State-
ment für eine kooperative und zukunftsorientierte 
Unternehmensführung gesetzt. Angemessene und 
tragfähige Unternehmenskontrollsysteme stärken 
die Unternehmensstrukturen gerade in einem dy-
namischen und anspruchsvollen Umfeld.

Die Grundsätze enthalten zudem klare Vorga-
ben für eine angemessene und transparente Ver-
gütung der Mitglieder der Geschäftsführung von 
Bundesunternehmen.

Grundsätze guter Unternehmens- und aktiver Beteiligungsführung im Bereich des Bundes (2020)

Teil A – Public-Corporate-Governance-Kodex 
des Bundes (PCGK)

Teil B – Richtlinien für eine aktive Beteiligungsführung bei Unternehmen mit Bundes-
beteiligung

Empfehlungen und Anregungen als Standard 
für eine gute und verantwortungsvolle 
Unternehmensführung

Interne Verwaltungsvorschriften als Handlungsrahmen für die aktive 
Beteiligungsführung durch die beteiligungsführenden Stellen des Bundes, Abschnitt 5 
gilt auch für sonstige Institutionen mit besonderer politischer und finanzieller 
Bedeutung für den Bund, bei denen der Bund Einfluss auf die Besetzung des 
Überwachungsorgans/ähnlicher Gremien und/oder der Geschäftsführung hat

Richtet sich an die Unternehmen und ihre 
Organe

Richtet sich an die beteiligungsführenden Stellen des Bundes beziehungsweise an 
die Mandatsvorbereiter; in den Anlagen enthalten die Richtlinien Musterstatuten und 
-verträge für die Unternehmensverfassung

Quelle: Bundesministerium der Finanzen 

Tabelle 1
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Die aktive Beteiligungsführung als Kernelement 
der Grundsätze ist auf das wichtige Bundesinte-
resse an den Unternehmen ausgerichtet. Die Betei-
ligungsführung überprüft regelmäßig, ob die mit 
der Beteiligung verfolgten Ziele erreicht werden, 
und kontrolliert den Erfolg der Bundesbeteiligung.

Das Verfahren zur Erfolgskontrolle der Bundesbe-
teiligungen spiegelt sich auch in der Berichterstat-
tung gegenüber dem Parlament wider. Das Bun-
desfinanzierungsgremium erfüllt die Kontrolle 
des Parlaments über die Beteiligungsführung des 
Bundes.

Das Bundesfinanzierungsgremium 
setzt sich zusammen aus vom Plenum ge-
wählten Mitgliedern des Haushaltsaus-
schusses und wird von der Bundesregie-
rung (federführend durch das BMF) über 
alle grundsätzlichen und wesentlichen Fra-
gen der Beteiligungen des Bundes an pri-
vatrechtlichen Unternehmen sowie der 
Beteiligungsverwaltung durch die Bundesre-
gierung unterrichtet (§ 69a BHO).

Darüber hinaus prüft der Bundesrechnungshof die 
Betätigung des Bundes an privatrechtlich organi-
sierten Unternehmen.

Bestand zum Stichtag 
31. Dezember 2021

Der Beteiligungsbericht 2022 umfasst zum Stichtag 
sämtliche unmittelbare Beteiligungen und die mit-
telbaren Beteiligungen ab 50.000 Euro Nennkapital, 
sofern der Bund 25 Prozent der Anteile hält.

Der Bund und seine Sondervermögen waren zum 
Stichtag unmittelbar an 117 Unternehmen des pri-
vaten Rechts beteiligt (vergleiche Tabelle).

In den in der Tabelle aufgeführten 71  Unterneh-
men mit Geschäftstätigkeit ist der Bund an 51 Ge-
sellschaften mit mehr als 50  Prozent beteiligt. 
Davon sind 31  Unternehmen große Kapitalgesell-
schaften nach der Größenklasseneinordnung des 
§ 267 Handelsgesetzbuch (HGB). Von den 20 Min-
derheitsbeteiligungen sind neun Beteiligungen als 
große Kapitalgesellschaften zu klassifizieren.

Große Kapitalgesellschaften  
sind nach § 267 Abs. 3 HGB solche Ge-
sellschaften, die mindestens zwei 
von drei Merkmalen (Bilanzsumme 
20 Mio. Euro/250 Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt/Um-
satzerlöse 40 Mio. Euro) überschreiten.

Art der Beteiligung Anzahl 2021

Unmittelbare Beteiligungen des Bundes und der Sondervermögen des Bundes 117¹

davon:

Unmittelbare Beteiligungen des Bundes 87

an privatrechtlich organisierten Unternehmen mit Geschäftstätigkeit 71

davon Mitgliedschaft in Genossenschaften 16

Unmittelbare Beteiligungen der Sondervermögen des Bundes an privatrechtlich organisierten Unternehmen 30

Mittelbare Beteiligungen mit einem Nennkapital von ≥ 50.000 Euro und ≥ 25 Prozent Anteilsbeteiligung 389

1 Darüber hinaus an drei privatrechtlich organisierten Unternehmen und Genossenschaften ohne Geschäftstätigkeit.
Quelle: Beteiligungsbericht 2022

Beteiligungen des Bundes und seiner Sondervermögen zum Stichtag 31. Dezember 2021 Tabelle 2
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Der Bericht über die Beteiligungen des Bundes an Unternehmen 2022

Bundesbeteiligungen in den 
vergangenen zehn Jahren

Die Anzahl der Unternehmensbeteiligungen, an de-
nen der Bund unmittelbar beteiligt ist, ist im Zehn-
jahresvergleich ungefähr gleich geblieben. Die An-
zahl der mittelbaren Beteiligungen des Bundes mit 
einem Nennkapital von mindestens 50.000 Euro und 
mindestens 25 Prozent Anteilsbeteiligung, über die 
im Beteiligungsbericht des Bundes berichtet wurde, 
hat sich in den vegangenen zehn Jahren von 591 Be-
teiligungen auf 389 Beteiligungen gemindert. Diese 
Entwicklung hat sich 2022 nicht verändert.

Rechtsgrundlagen der 
Beteiligungen des Bundes an 
Unternehmen

Die Gründung eines Unternehmens oder der An-
teilserwerb an einem Unternehmen erfolgt, wie 

eingangs erwähnt, nach §  65  BHO oder aufgrund 
einer spezialgesetzlichen Regelung.

Beteiligung nach § 65 BHO

Der Bund kann seine Aufgaben durch eigene Be-
hörden sowie durch öffentlich-rechtlich oder pri-
vatrechtlich organisierte Unternehmen erfüllen. 
Die Beteiligung an privatrechtlich organisierten 
Unternehmen ist nur unter den Voraussetzungen 
des §  65  BHO möglich. Hiernach muss zunächst 
zwingend das wichtige Bundesinteresse vorliegen. 
Darüber hinaus darf der Zweck nicht besser oder 
wirtschaftlicher auf eine andere Weise erreicht 
werden können, der Bund muss einen angemesse-
nen Einfluss im Überwachungsorgan erhalten und 
Jahresabschlüsse sowie Lagebericht müssen grund-
sätzlich entsprechend den Vorschriften für große 
Kapitalgesellschaften aufgestellt und geprüft wer-
den. Schließlich muss das BMF zustimmen, bevor 
der Bund Anteile an einem Unternehmen erwirbt.

Anzahl der Bundesbeteiligungen von 2012 bis 2021

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Beteiligung nach 
spezialgesetzlicher Regelung

Ein anderer Legitimationsgrund für Beteiligungen 
des Bundes an Unternehmen können besondere ge-
setzliche Bestimmungen sein. Ein Beispiel war die 
Möglichkeit der Unternehmensbeteiligung an der 
Lufthansa AG durch den Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds (WSF), die im September 2022 vollständig be-
endet wurde. Durch Verkauf der Aktien der Luft-
hansa AG konnte der WSF insgesamt einen Erlös in 
Höhe von 1,07 Mrd. Euro erzielen, ein Vielfaches von 
dem, was er für den Erwerb eingesetzt hatte. Diese 
Anteilsveräußerung zeigt deutlich, dass staatliche 

Beteiligungen nur so lange gehalten werden, wie ein 
besonderer Legitimationsgrund besteht.

Beteiligungsführung des 
Bundes

Die Beteiligungsführung des Bundes erfolgt auf-
gabenbezogen und dezentral durch die verschie-
denen Bundesministerien. Die 117  unmittelbaren 
Bundesbeteiligungen waren im Berichtsjahr auf 
die entsprechenden Fachressorts verteilt, wie der 
Abbildung 2 entnommen werden kann.

Unmittelbare Beteiligungen des Bundes und seiner Sondervermögen 
nach Zuständigkeit

Quelle: Beteiligungsbericht 2022
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Der Bericht über die Beteiligungen des Bundes an Unternehmen 2022

Anteil von Frauen in 
Geschäfts führungen und 
Überwachungs gremien in 
unmittelbaren Beteiligungs-
gesellschaften des Bundes

Für Unternehmen mit Mehrheitsbeteiligung des 
Bundes sowie für große Unternehmen, die bör-
sennotiert und paritätisch mitbestimmt werden, 
gilt nach Gesellschaftsrecht für den gesamten Auf-
sichtsrat eine Geschlechterquote von mindestens 
30 Prozent. Unternehmen, die zwar nicht unter die 
Quote fallen, aber bei der Besetzung des Aufsichts-
rats mitbestimmungspflichtig sind, z. B. nach Drit-
telbeteiligungsgesetz, müssen sich nach Aktienge-
setz und dem Gesetz betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung Zielgrößen zur Erhö-
hung des Frauenanteils im Aufsichtsrat setzen. Da-
rüber hinaus gilt das BgremBG, wonach die vom 
Bund zu bestimmenden Mitglieder im Aufsichtsrat 
und wesentlichen Gremien paritätisch mit Frauen 
und Männern besetzt werden sollen. Für die Beset-
zung von Vorstand und Geschäftsführung gibt es 
ebenfalls gesetzliche Vorgaben zur Erhöhung des 
Frauenanteils.

Der Gesamtanteil von Frauen in allen Überwa-
chungsgremien (d.  h. Aufsichts- und Verwal-
tungsgremien und Kuratorien) von Unterneh-
men mit unmittelbarer Bundesbeteiligung stieg 
zum Stichtag 31. Dezember 2021 auf 39,8 Prozent 
(Vergleichszahl im Vorjahr: 39,3  Prozent). In den 
Geschäftsführungspositionen unmittelbarer Betei-
ligungen des Bundes ist der Anteil an Frauen zum 
31.  Dezember  2021 auf 29,5  Prozent (Vergleichs-
zahl im Vorjahr: 27,4  Prozent) gestiegen. Der pro-
zentuale Anteil der Arbeitnehmervertreterinnen 
in allen Überwachungsgremien ist zum Stichtag 
31. Dezember 2021 auf 36 Prozent gestiegen (Ver-
gleichszahl im Vorjahr: 31,3 Prozent) und liegt noch 
unter dem durchschnittlichen Anteil von Frauen in 
allen Überwachungsgremien.

Im Hinblick auf Gremien der unmittelbaren Bun-
desbeteiligungen, die im Beteiligungsbericht er-
fasst werden, beträgt zum 31.  August  2022 der 

Anteil von Frauen bei den vom Bund zu bestim-
menden Gremienmitgliedern 50  Prozent. Die Ge-
schlechterparität wurde erstmals erreicht.

Weitergehende Angaben wie die Zielgrößenfestset-
zung in den Unternehmensorganen der Bundesun-
ternehmen können dem Beteiligungsbericht  2022 
entnommen werden.

Nachhaltigkeit

Nachhaltiges Wirtschaften, das sich an marktwirt-
schaftlichen Prinzipien orientiert, ist der Bundes-
regierung auch mit Blick auf die Wettbewerbs-
fähigkeit deutscher Unternehmen ein wichtiges 
Anliegen. Immer mehr Unternehmen verknüpfen 
unternehmerisches Handeln mit sozialer Verant-
wortung und berichten über ihre nichtfinanziellen 
Leistungen.

Der Deutsche 
Nachhaltigkeitskodex

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE), der 
die Bundesregierung in Nachhaltigkeitsfragen be-
rät, hat zusammen mit Fachleuten aus den Berei-
chen Finanzanalyse, Unternehmen und Wissen-
schaft den Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK)1 
entwickelt. Der DNK basiert auf den Global Repor-
ting Initiative Standards. Die Bundesregierung un-
terstützt den vom RNE konzipierten Berichtsstan-
dard für Unternehmen und Organisationen. Ziel 
des DNK ist es, dass Unternehmen und Organisa-
tionen anhand von 20 Kriterien aus den vier Berei-
chen Strategie, Prozessmanagement, Umwelt und 
Gesellschaft ihre Nachhaltigkeitsaktivitäten dar-
legen. In einer sogenannten Entsprechenserklä-
rung berichten teilnehmende Unternehmen über 
die Erfüllung (comply) der Kriterien oder erklä-
ren Abweichungen (explain). Der Beteiligungsbe-
richt  2022 weist 17  teilnehmende Beteiligungen 

1 Informationen zum DNK sind zu finden auf der Internetseite 
www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de
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am DNK aus und kennzeichnet diese mit dem 
Nachhaltigkeitslogo.

Die CSR-Berichtspflicht zu 
nichtfinanziellen Informationen

Die Berichtspflicht zur Corporate Social Responsi-
bility (CSR) wurde auf Grundlage der europäischen 
Richtlinie 2014/95/EU am 9. März 2017 im Bundes-
tag beschlossen. Sie betrifft kapitalmarktorientierte 
Unternehmen, Finanzinstitute und Versicherun-
gen mit mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern. Inhaltlich erstreckt sie sich auf Konzepte, 
Ergebnisse, Risiken und wesentliche Leistungsindi-
katoren zu Umwelt-, Arbeitnehmer- und Sozialbe-
langen, zur Achtung der Menschenrechte und zur 
Bekämpfung von Korruption und Bestechung.

Mit der CSR-Richtlinie werden große Unterneh-
men von öffentlichem Interesse verpflichtet, ne-
ben ihren wirtschaftlichen Kennzahlen bestimmte 
nichtfinanzielle und die Diversität betreffende In-
formationen wie etwa soziale und umweltbezo-
gene Faktoren mit dem Lagebericht offenzulegen. 
Sie müssen Angaben in Bezug auf Umwelt-, So-
zial- und Arbeitnehmerbelange, zum Geschäfts-
zweck, zur Achtung der Menschenrechte und zur 
Bekämpfung von Korruption abgeben. Die Richtli-
nie wurde mit dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsge-
setz (CSR-RUG) im April  2017 in nationales Recht 
umgesetzt. Ab dem Geschäftsjahr 2017 trat die Be-
richtspflicht zu den nichtfinanziellen Kennzahlen 
für alle große Unternehmen von öffentlichem In-
teresse in Kraft.

Mit dem Ziel, Unternehmen eine pragmatische 
Orientierung hinsichtlich der Anforderungen an 
die Inhalte und den Prozess der Erstellung nicht-
finanzieller Erklärungen beziehungsweise Berichte 
zu bieten, hat der RNE die gesetzlich geforderten 
Inhalte in den DNK integriert. Somit können Un-
ternehmen die Anforderungen des CSR-RUG zu 
nichtfinanziellen Informationen mit der Anwen-
dung des DNK erfüllen.

Die steigenden Anforderungen, die an die Nachhal-
tigkeitskriterien gestellt werden, schlagen sich ins-
besondere auch in der nichtfinanziellen Berichter-
stattung und deren Prüfung durch den Aufsichtsrat 
und die Abschlussprüferin oder den Abschlussprü-
fer nieder. Diese Anforderungen sind künftig auch 
von großen Bundesunternehmen u. a. im Rahmen 
ihrer Berichterstattung zu beachten. Die Grund-
sätze vom 16.  September  2020 beinhalten hierzu 
bereits eine Empfehlung für Unternehmen mit 
mehr als 500  Arbeitnehmerinnen und -nehmern 
und mehr als 500  Mio.  Euro Umsatzerlösen p.  a. 
Ferner sehen diese auch für kleinere Unternehmen 
eine angemessene Berichterstattung zu Nachhal-
tigkeitsaktivitäten vor.

Der Nationale Aktionsplan für 
Wirtschaft und Menschenrechte

Der weltweite Schutz und die Förderung der Men-
schenrechte sind für die Bundesregierung von ho-
her Bedeutung. Im Nationalen Aktionsplan zur 
Umsetzung der VN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte (NAP) formuliert die Bun-
desregierung ihre Erwartung, dass Unternehmen 
die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht einhal-
ten und Menschenrechte entlang ihrer Liefer- und 
Wertschöpfungsketten achten. Unternehmen im 
öffentlichen Eigentum unterliegen dabei einer be-
sonderen Verantwortung zur Achtung der Men-
schenrechte. Die Bundesregierung hat sich im 
NAP dazu verpflichtet, im Beteiligungsbericht be-
ginnend ab dem Wirtschaftsjahr  2018 alle inter-
national tätigen Unternehmen mit Mehrheitsbe-
teiligung des Bundes und über 500  Beschäftigten, 
welche den DNK oder ein vergleichbares Rahmen-
werk mit einer menschenrechtlichen Berichts-
pflicht anwenden oder nicht anwenden, im Kapitel 
„Nachhaltigkeit“ gesondert auszuweisen. Das Krite-
rium „international tätig“ (das im NAP selbst nicht 
definiert ist), wird dabei als regelmäßige Geschäfts-
beziehungen (im Sinn von „erzielt im Ausland Um-
sätze“) verstanden.
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Der Bericht über die Beteiligungen des Bundes an Unternehmen 2022

Fazit

Das Beteiligungsmanagement des Bundes ist durch 
die Rahmenwerke des Bundes modern, zukunfts-
orientiert und verantwortungsvoll ausgerichtet. 
Der Beteiligungsbericht schafft Transparenz über 
das Beteiligungsportfolio mit den wesentlichen 
Unternehmenskennzahlen.

Ausgehend von den klaren Vorgaben der Grund-
sätze haben die Beteiligungsführungen regelmäßig 

zu prüfen, ob die Beteiligungsziele erreicht werden 
und ein wichtiges Bundesinteresse besteht.

Der Bund hat seine Besetzungsrechte konsequent 
genutzt, um die Zielvorgabe einer geschlechterpa-
ritätischen Besetzung von Führungspositionen in 
Bundesunternehmen zu erreichen.

Der Anteil von Frauen in Überwachungsgremien al-
ler unmittelbaren Bundesbeteiligungen hat in den 
vergangenen Jahren kontinuierlich zugenommen.
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European Tech Champions Initiative: 
Rückenwind für die Technologie-Souveränität 
Europas

 ● Die European Tech Champions Initiative (ETCI) ist ein paneuropäisches Dachfondsprogramm, 
mit dem Finanzierungslücken für wachstumsstarke Technologieunternehmen geschlossen 
werden sollen.

 ● Bislang dominieren außereuropäische Investorinnen und Investoren die Finanzierungsland-
schaft für Start-ups in großvolumigen Finanzierungsrunden (sogenannte Scale-ups).

 ● Dadurch werden allzu häufig die Weichen für die Abwanderung dieser erfolgreichen europäi-
schen Start-ups gestellt.

 ● Im Rahmen der ETCI-Roadshow am 13. Juni 2023 diskutierten Branchen-Expertinnen und -Ex-
perten, welcher Schritte es zur Sicherung der technologischen Souveränität Europas bedarf.

Was Technologie-Champions 
in das außereuropäische 
Ausland zieht

Technologieunternehmen sind wichtige Impulsge-
ber für wirtschaftliches Wachstum. Ihre Innovati-
onskraft wird auch zur Bewältigung der Transfor-
mationsprozesse der Gegenwart dringend benötigt. 
In den vergangenen Jahren sind daher erhebliche 
Bemühungen in den Aufbau eines leistungsstar-
ken Start-up-Ökosystems gelenkt worden. Mit Er-
folg: Das Finanzierungsangebot für Gründerinnen 
und Gründer hat sich über die vergangenen zehn 
Jahre hinweg stetig erweitert. Dennoch ist zu be-
obachten, dass es ausgerechnet die erfolgreichsten 
und vielversprechendsten Technologieunterneh-
men und Startups in das außereuropäische Aus-
land zieht. Damit sind regelmäßig Know-how- und 
Wachstumsverluste für Europa verbunden. Gleich-
zeitig wird dadurch der Weg zur technologischen 
Souveränität Europas erschwert.

Die Weichen für die Abwanderung dieser Start-
ups werden oftmals schon während ihrer Wachs-
tumsphase gestellt. In dieser fortgeschrittenen 
Entwicklungsphase ist der Kapitalbedarf typischer-
weise besonders hoch. Doch zeichnet sich ausge-
rechnet in diesem kritischen Stadium ein Engpass 
in der deutschen und europäischen Finanzierungs-
landschaft ab. Die benötigten Investitionen in Fi-
nanzierungsrunden mit einer Größenordnung von 
50 Mio. Euro und mehr werden ganz überwiegend 
von US-amerikanischen und asiatischen Investo-
rinnen und Investoren aufgebracht. Das bleibt für 
die Richtungsentscheidungen der finanzierten Un-
ternehmen nicht ohne Folgen. Häufig forcieren au-
ßereuropäische Kapitalgeber einen Börsengang in 
ihren jeweiligen Heimatmärkten. Die Verlegung 
von Entwicklungsteams und Innovationskapazitä-
ten ist danach häufig nur noch eine Frage der Zeit.
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European Tech Champions Initiative: Rückenwind für die Technologie-Souveränität Europas

3,75 Mrd. Euro für den Aufbau 
eines paneuropäischen 
Dachfonds

Dieser Abwanderungstendenz soll durch die soge-
nannte European Tech Champions Initiative (ETCI)1 
entgegengewirkt werden. ETCI ist ein paneuropäi-
sches Dachfondsprogramm, das im Februar  2023 
als deutsch-französische Initiative gestartet ist und 
mit Spanien, Italien und Belgien sowie der Europäi-
schen Investitionsbank-Gruppe weitere Unterstüt-
zer gefunden hat. Koordiniert wird das Programm 
vom Europäischen Investitionsfonds (EIF). Ziel der 
Initiative ist es, europäische Venture-Capital-Fonds 
mit einem Zielvolumen von 1 Mrd. Euro und mehr 
aufzubauen, damit diese bei der Finanzierung eu-
ropäischer Start-ups in Konkurrenz zu den großen 
US-amerikanischen und asiatischen Venture-Ca-
pital-Fonds treten können. Insgesamt stehen ETCI 
derzeit hierfür 3,75  Mrd.  Euro zur Verfügung, zu 
denen Deutschland 1  Mrd.  Euro beisteuert, wo-
bei hiervon 800 Mio. Euro aus dem Zukunftsfonds 
und 200 Mio. Euro aus dem ERP-Sondervermögen 
stammen.

Gleichzeitig stellt der Bund über den Zukunfts-
fonds2 bis Ende 2030 für Investitionen in das Start-
up-Ökosystem in Deutschland 10 Mrd. Euro bereit. 
Der Zukunftsfonds besteht aus mehreren Modulen, 
die sich im Sinne eines Baukastens ergänzen und 
so den Finanzierungsbedarfen von Start-ups in ver-
schiedenen Entwicklungsphasen Rechnung tragen. 
Investitionen erfolgen sowohl auf Dachfondsebene 
(in Kooperation mit KfW Capital und EIF) als auch 
über Direktfonds (z. B. DeepTech & Climate Fonds).

Am 13. Juni 2023 wurde ETCI im BMF einem brei-
ten Publikum vorgestellt. Mehr als 100  Teilneh-
merinnen und Teilnehmer, darunter zahlreiche 
Gründerinnen und Gründer sowie Investorinnen 
und Investoren, erhielten im Erzberger-Saal des 

1 S. a. https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2023741

2 S. a. https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2023742

BMF Gelegenheit, sich über ETCI zu informieren 
und selbst in die Diskussion über weitere Maßnah-
men einzutreten.

„Ohne privates Kapital geht es 
nicht“

Eröffnet wurde die Veranstaltung durch Bundes-
finanzminister Christian Lindner. In seiner Er-
öffnungsrede betonte er, dass die Sicherung der 
technologischen Souveränität Deutschlands und 
Europas eine der Schlüsselaufgaben der kommen-
den Jahre sei. „Um international wettbewerbsfä-
hig zu bleiben, muss Deutschland seine Investitio-
nen in das Ökosystem erhöhen“, forderte Christian 
Lindner. ETCI leiste hierzu einen wichtigen Bei-
trag. In der Zukunft sei aber noch stärker als bis-
her das Engagement privater institutioneller Ka-
pitalgeber gefragt – einerseits, weil der Staat nicht 
der bessere Unternehmer sei, andererseits würden 
dies auch die bestehenden Budgetrestriktionen ge-
bieten. „Frankreich ist es gelungen, große Volumina 
privaten Kapitals von Versicherern und anderen in-
stitutionellen Investoren zu mobilisieren. Das muss 
auch uns in Deutschland gelingen“, appellierte der 
Bundesfinanzminister.

Auch Dr.  Anna Christmann (Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz) betonte, dass die 
europäische Zusammenarbeit im Rahmen von 
ETCI einen wichtigen Impuls für das Ökosystem 
setze. EIF-CEO Marjut Falkstedt erläuterte: „Über 
die nächsten vier Jahre wird ETCI 10 bis 15 Inves-
titionen in große Venture-Capital-Fonds tätigen, 
die dadurch in die Lage versetzt werden, spätpha-
sig in Technologie-Champions zu investieren“. Um 
den Erfolg der Initiative sicherzustellen, seien wei-
tere Mitgliedstaaten aufgerufen, sich der Initiative 
anzuschließen. Mit ETCI und den übrigen Modulen 
des Zukunftsfonds habe die Bundesregierung im 
Übrigen Weitsicht bewiesen, ergänzte Dr. Jörg Go-
schin (KfW Capital): „Angesichts der gegenwärtigen 
Umbruchphase im Venture-Capital-Markt kom-
men die Instrumente genau zur rechten Zeit zum 
Tragen. Das Renditepotenzial ist riesig.“
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Stärkung der Exit-Märkte

Im Anschluss an die ETCI-Präsentation stellten 
sich der Parlamentarische Staatssekretär im Bun-
desfinanzministerium Dr.  Florian Toncar, Lilian 
Schwich (Mitbegründerin und Geschäftsführerin 
cylib  GmbH), Zoé Fabian (Managing Director Eu-
razeo) und Dr. Christian Saller (General Partner HV 
Capital) den Fragen von Uli Grabenwarter (EIF), um 
einen Ausblick auf zukünftige Herausforderungen 
und mögliche Folgemaßnahmen zu wagen. Lilian 
Schwich, die als Mitgründerin der cylib  GmbH 
ein nachhaltiges Verfahren zum Recycling von Li-
thium-Ionen-Batterien entwickelt, berichtete vom 
„äußerst offensiven“ Werben amerikanischer Inves-
toren bei deutschen und europäischen Scale-ups. 
Die erste Recycling-Fabrik will das junge Unter-
nehmen, das aus einem Forschungsprogramm der 
RWTH  Aachen hervorging, dennoch in Deutsch-
land errichten. „Deutschland verfügt über einen 
großen Talent-Pool“, begründete Lilian Schwich 
ihre Entscheidung. Um dieses Potenzial auszu-
schöpfen, wünsche sie sich einen noch intensiveren 
Austausch zwischen Wirtschaft und Forschung. 
Auch Zoé Fabian und Dr. Christian Saller betonten, 
dass Deutschland positive Entwicklungsaussichten 
für Fondsinvestments biete. Da sich US-Investorin-
nen und -Investoren im gegenwärtigen Zinsumfeld 
auf ihre Heimatmärkte konzentrierten, seien euro-
päische Kapitalgeberinnen und -geber mehr denn 
je gefragt, Wachstumsimpulse zu setzen. Für den 
langfristigen Verbleib in Europa sei aber letztlich 
die Exit-Perspektive entscheidend. „Für einen Ven-
ture-Capital-Fonds ist es das oberste Ziel, das ein-
gesetzte Kapital durch einen Anteilsverkauf oder 
einen Börsengang in eine Rendite umzuwandeln“, 
erläuterte Zoé Fabian die Motivlage. Aufgrund sei-
ner schieren Größe und der Vielzahl finanzstarker 
Käufer sei der US-Kapitalmarkt für viele Techno-
logie-Unternehmen attraktiver. „Zukünftige Initi-
ativen müssen auf die Stärkung des europäischen 
Kapitalmarktes und die Erleichterung des Zugangs 
zum Kapitalmarkt gerichtet sein“, erklärte auch 
Staatssekretär Dr.  Florian Toncar. Ein Beispiel für 
eine derartige Maßnahme sei das Zukunftsfinan-
zierungsgesetz. Dieses ziele darauf ab, den Zugang 
zum Kapitalmarkt zu erleichtern und damit einen 

weiteren wichtigen Baustein für die Stärkung des 
Finanzstandorts Deutschland zu leisten.

Den Entwurf eines Zukunftsfinanzierungsgeset-
zes hat das BMF im April 2023 veröffentlicht. Vor-
gesehen sind neben der Erweiterung der Um-
satzsteuerbefreiung für die Verwaltung von 
Investmentfonds u.  a. Erleichterungen in Bezug 
auf die Börsenzugangsbedingungen, die Einfüh-
rung von Mehrstimmrechtsaktien sowie die An-
hebung der Freibeträge im Zusammenhang mit 
Mitarbeiterkapitalbeteiligungen.

Fazit

Die ETCI-Roadshow hat verdeutlicht, dass es viel-
gestaltiger Ansätze zur Sicherung der technologi-
schen Souveränität Europas bedarf. Mit dem neuen 
Dachfondsprogramm ETCI ist ein wichtiger Bau-
stein zur Überwindung der Finanzierungslücke ge-
schaffen worden. Daneben gilt es, mehr privates 
Kapital von institutionellen Investorinnen und In-
vestoren für die Innovationsfinanzierung zu mo-
bilisieren. Damit wachstumsstarke Unternehmen 
ihren Entwicklungspfad auch vor und nach ei-
nem Exit in Europa fortführen können, erscheinen 
Maßnahmen zur Vertiefung und Erweiterung der 
Kapitalmärkte erforderlich.
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Ökonomie der Zeitenwende: Wissenschaftliche 
Konferenz am 19. Juni 2023 im 
Bundeskanzleramt

 ● Der russische Überfall auf die Ukraine und dessen Konsequenzen stellen Regierungen und 
Gesellschaften in Deutschland, Europa und der Welt vor große Herausforderungen. Neben 
den offenkundigen sicherheits- und verteidigungspolitischen Aspekten manifestiert sich diese 
„Zeitenwende“ auch in ausgeprägten wirtschaftlichen Folgen. Der Chef des Bundeskanzleramts 
Wolfgang Schmidt lud deshalb eine Reihe namhafter Ökonominnen und Ökonomen ins Bun-
deskanzleramt ein, um insbesondere die wirtschafts- und finanzpolitischen Implikationen der 
Zeitenwende für die deutsche Volkswirtschaft und ihrer Dekarbonisierung zu diskutieren.

 ● Während der ganztägigen Veranstaltung kamen in acht thematisch abgegrenzten Panels jeweils 
Vertreterinnen und Vertreter der Wissenschaft sowie der Bundesregierung zu Wort und disku-
tierten untereinander und mit dem ebenfalls aus Wissenschaft und Bundesregierung zusam-
mengesetzten Publikum. Zwei wissenschaftliche Keynotes bildeten den Rahmen, innerhalb 
dessen sich die themenspezifischen Panels bewegten. In den Veranstaltungspausen sowie beim 
abschließenden Empfang ergab sich zudem die Gelegenheit, die Diskussionen auch im persönli-
chen Austausch zu vertiefen.

 ● Die Veranstaltung brachte für alle Seiten wertvolle Erkenntnisse, schärfte das Verständnis für 
unterschiedliche Positionen und skizzierte Lösungsansätze für die gemeinsamen Herausfor-
derungen. Im kommenden Jahr soll die Veranstaltung mit veränderter Themensetzung erneut 
stattfinden, um den Austausch zwischen Wissenschaft und Bundesregierung weiter zu stärken 
und zu verstetigen. Der folgende Bericht ist in enger Kooperation des BMF mit dem Bundes-
kanzleramt entstanden.

Begrüßung durch Wolfgang 
Schmidt

Der Chef des Bundeskanzleramts Wolfgang 
Schmidt begrüßte alle Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer und ließ zu Beginn der Veranstaltung die 
vergangenen sechzehn Monate seit dem russi-
schen Überfall auf die Ukraine Revue passieren. 
Neben dem unermesslichen Leid, das dieser aufs 
Schärfste zu verurteilende Bruch des Völkerrechts 
für die Ukrainerinnen und Ukrainer bedeute, wirke 
er sich weltweit und insbesondere in Europa auch 
wirtschaftlich stark aus. Die bisherigen Maßnah-
men der Bundesregierung in dieser Hinsicht hätten 

sowohl die Nachfrage- als auch die Angebotsseite 
adressiert und seien insgesamt erfolgreich gewe-
sen. Im Laufe der Veranstaltung sollte dann insbe-
sondere die Frage im Mittelpunkt stehen, inwieweit 
die Zeitenwende auch in der Wirtschaftspolitik ei-
nen echten Strukturbruch darstelle oder ob sie eher 
als exogener Schock zu sehen sei, durch dessen Ab-
klingen die Wirtschaft wieder auf ihren ursprüng-
lichen Pfad zurückkehre. Zentral für alle Überle-
gungen zu künftigen Rahmenbedingungen der 
Wirtschaftspolitik seien dabei die Transformation 
zur Klimaneutralität und die sich verändernden 
geopolitischen Gegebenheiten.
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Kanzleramtschef Schmidt hob in seiner Rede ins-
besondere die gute Zusammenarbeit der Bundesre-
gierung mit der Wissenschaft hervor und machte 
deutlich, dass diese weiter ausgebaut werden solle, 
u. a., indem die Veranstaltung im kommenden Jahr 
in einem ähnlichen Format wieder durchgeführt 
werden solle.

Keynote von Ulrike 
Malmendier

Nach der Begrüßung durch Kanzleramtschef 
Schmidt eröffnete Ulrike Malmendier, Mitglied 
im Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, mit der ersten 
Keynote des Tages. Unter der Überschrift „Tem-
pora mutantur …“ [„nos et mutamur in illis“  – die 
Zeiten ändern sich und wir ändern uns in ihnen] 
unterstrich Malmendier die verhaltensökonomi-
sche Dimension der Zeitenwende. Anhand histo-
rischer Beispiele wie der Pest, die zu einer neuen 
Frömmigkeit, oder von Hyperinflationserfahrun-
gen, die zu geldpolitischer „hawkishness“ führten, 
beschrieb sie, wie persönliche Erfahrungen einen 
signifikanten und langfristig wirksamen Einfluss 
auf individuelle Erwartungsbildung und Entschei-
dungsfindung haben könnten. Analog zur Über-
gewichtung eigener anekdotischer Erfahrungen 
bestehe die Gefahr der Untergewichtung „(noch) 
nicht gemachter Erfahrungen“. Diese Untergewich-
tung könne beispielsweise auch die Anpassung an 
reale, aber im historischen Rahmen neue Entwick-
lungen wie den Klimawandel, den Arbeitskräfte-
mangel in Deutschland oder sich verändernde geo-
politische Realitäten verlangsamen. Malmendier 
schloss mit dem Appell, die Diskussion zu verän-
derten Rahmenbedingungen nicht ohne den As-
pekt veränderter Erfahrungen und Erwartungen 
der Individuen zu führen. Sie unterstrich in die-
sem Zusammenhang die Wichtigkeit öffentlicher 
Kommunikation und Erwartungssteuerung sowie 
von erwartungskoordinierenden Narrativen in der 
wirtschaftspolitischen Debatte.

Panel 1: Zeitenwende und 
europäische Energiemärkte

Veronika Grimm, Mitglied im Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, stellte in ihrem Vortrag die Bedeutung 
eines funktionierenden Stromgroßhandelsmarkts 
als Koordinierungsinstrument des Anlagen-
einsatzes auf europäischer Ebene hervor. Ergänzt 
werden sollte dieser um Lokalisierungs- und Flexi-
bilisierungspotenziale, um auch nachfrageseitigen 
Schwankungen effektiv zu begegnen. Der anstei-
gende Strombedarf bedeute auch einen enormen 
Anstieg des Bedarfs an Wasserstoff. Für den Aus-
bau von H2-ready-Gaskraftwerken müssten An-
reizsysteme verstärkt werden, da dieser aufgrund 
des ansteigenden Gaspreises nicht allein nachfra-
gegetrieben bewerkstelligt werden könne. Für den 
Hochlauf der Wasserstoffimporte müssten glo-
bale (anstelle bilateraler) Kooperationen forciert 
werden, um einen wahren globalen Wasserstoff-
markt anzureizen. Europa müsse die Chance nut-
zen, hier frühzeitig globale Standards zu setzen. 
So könne eine zukünftige Abwicklung des globa-
len H2-Handels in Euro beispielsweise die Bedeu-
tung des Euro stärken. Das Modell eines staatlich 
festgelegten Industriestrompreises hingegen ginge 
an den Herausforderungen und Bedürfnissen vie-
ler energieintensiver Unternehmen vorbei, da der 
Strompreis nicht dauerhaft auf ein wettbewerbsfä-
higes Maß heruntersubventioniert werden könne. 
Zudem habe er negative Effekte auf andere Ver-
braucher. Zur Entlastung von hohen Strompreisen 
seien vielmehr Angebotssteigerung, Netzausbau 
sowie H2-Beschaffung zentral.

Jörg Kukies, Staatssekretär im Bundeskanzler-
amt, verwies auf das anziehende Tempo beim Aus-
bau erneuerbarer Energien (u. a. „negative bids“ bei 
Wind auf See) und Philipp Nimmermann, Staatsse-
kretär im Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz, würdigte in der Diskussion den Vor-
schlag eines Industriestrompreises als mögliche 
Brücke bis zum Erreichen eines von erneuerba-
ren Energien dominierten Strommarkts. In der an-
schließenden Diskussion wurde insbesondere be-
züglich des Vorschlags eines Industriestrompreises 
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Ökonomie der Zeitenwende: Wissenschaftliche Konferenz am 19. Juni 2023 im Bundeskanzleramt

der Bedarf an belastbaren Strompreisszenarien un-
ter Einbeziehung realistischer Ausbauziele und der 
immanent hohen Systemkosten vielfach betont. 
Ein realistisches Zielbild könne Klarheit darüber 
schaffen, inwiefern neben Wasserstoff zur Stromer-
zeugung auch über den Import anderer energiein-
tensiver Güter nachgedacht werden müsse.

Panel 2: Energiekrise: 
Bremsklotz oder Beschleuniger 
für die Transformation

Brigitte Knopf, Mitglied im Expertenrat für Klima-
fragen, stellte die vier Dimensionen der Transfor-
mation an den Beginn ihres Vortrags: ökologisch, 
ökonomisch, sozial, institutionell. Zur Bewältigung 
der Transformation müssten alle Dimensionen ef-
fektiv adressiert werden. Ökonomisch und ökolo-
gisch bedürfe es insbesondere des Aufbaus eines 
neuen Kapitalstocks in Form des massiven markt-
getriebenen Ausbaus erneuerbarer Energien, der 
Modernisierung des alten Kapitalstocks insbeson-
dere im Gebäude- und Verkehrssektor sowie einer 
anreizkompatiblen Steuerung des Nachfragever-
haltens. Maßnahmen des Ordnungsrechts und die 
CO2-Bepreisung müssten sich dabei ergänzen und 
könnten beide die Transformation nicht allein be-
werkstelligen. Deutschland müsse auch national 
zügig für eine Erhöhung der CO2-Bepreisung ein-
treten, um die Klimaschutzziele in Reichweite zu 
halten. Hinsichtlich der sozialen und institutionel-
len Dimensionen habe es in der jüngsten Vergan-
genheit sehr positive Beispiele gegeben: Die Entlas-
tungspakete der Bundesregierung hätten zwar zum 
Teil zielgenauer sein können, hätten jedoch in der 
Breite schnell und wirksam entlastet. Hier bestehe 
weiterhin der Bedarf eines Direktzahlungsmecha-
nismus. Institutionelle Prozesse seien im Zuge der 
Energiepreiskrise vielfach beschleunigt worden. 
Diese Geschwindigkeit beizubehalten, sei zentral 
zur erfolgreichen Bewältigung der Transformation.

In der anschließenden Diskussion wurde u.  a. die 
Not wendigkeit höherer CO2-Preise betont, um 
Verhal tensänderungen bei Konsumenten und 

Unter nehmen zu verstetigen. Dabei sei es auch 
wichtig, Verbraucher aufzuklären, dass sich CO2-
Preise nicht eins zu eins in Verbraucherpreise über-
setzten; hoch anmutende CO2-Preise von 300 Euro 
pro Tonne wirkten beispielsweise in Euro-Cent pro 
Kilowattstunde Gas ausgedrückt weit weniger be-
drohlich. Zudem seien pauschale Direktzahlungen 
an die Verbraucher als Ausgleich für die CO2-Be-
preisung wichtig, um deren Akzeptanz zu stärken. 
Steffen Meyer, Abteilungsleiter für Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Klimapolitik im Bundeskanzleramt, be-
tonte die institutionellen Aspekte als Grundlage 
zur zügigen Transformation auch aller anderen Di-
mensionen und die Fortschritte, die beispielsweise 
bei der Planungs- und Genehmigungsbeschleuni-
gung bereits erzielt worden seien.

Panel 3: Energiekrise: 
Anpassungsverhalten bei 
Haushalten und Unternehmen

Moritz Schularick, Präsident des Kiel Instituts 
für Weltwirtschaft (IfW), rekapitulierte die Reak-
tion der deutschen Wirtschaft auf den Energie-
preisschock des vergangenen Jahres und stellte die 
weit weniger als erwartet kontrahierende Indus-
trieproduktion heraus. Auch in anderen europä-
ischen Ländern sei die Korrelation zwischen Gas-
verbrauch und Industrieproduktion weit weniger 
stark als von einigen zunächst befürchtet: Modelle 
ohne Substitutionsmöglichkeiten („Leontief-Welt“) 
hätten Produktionsrückgänge von rund 20 Prozent 
erwarten lassen. Ausschlaggebend waren neben 
der Ausweitung des Gasangebots durch alternative 
Quellen und Anbieter und den Sparanstrengungen 
auch der privaten Haushalte insbesondere erheb-
liche und kurzfristig realisierte Substitutionspo-
tenziale entlang der Wertschöpfungsketten: Hö-
here Importe energieintensiver Güter stützten die 
allgemeine Industrieproduktion, während allein 
die gesamtwirtschaftlich weniger bedeutenden 
energieintensiven Industriezweige ihre Produk-
tion tatsächlich zurückfuhren. Die Handelsoffen-
heit der deutschen Volkswirtschaft sowie Sparan-
reize erhaltende Wirtschaftspolitik hätten diesen 

47



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juli 2023Ökonomie der Zeitenwende: Wissenschaftliche Konferenz am 19. Juni 2023 im Bundeskanzleramt

Prozess unmittelbar unterstützt. Die milde Witte-
rung sei hingegen kein zentraler Faktor gewesen, 
da andere negative Sonderfaktoren wie Dürre oder 
die Schwäche französischer Atomkraftwerke diese 
überwogen hätten. Rückblickend hätte Deutsch-
land sogar einen früheren Lieferstopp des russi-
schen Gases im März 2022 verkraftet.

Anschließend wurden insbesondere mögliche 
Schlussfolgerungen aus der Gaskrise für die weitere 
Transformation diskutiert. Wolf Heinrich Reuter, 
Chefvolkswirt und Abteilungsleiter im BMF, wies in 
diesem Zusammenhang auf die wichtige Rolle von 
Erwartungsstabilisierung durch die Stärkung des 
Energieangebots und der Bereitstellung der Ent-
lastungsinstrumente durch die Bundesregierung 
hin. Zukünftig sollten zudem, wo immer möglich, 
Preissignale erhalten bleiben, auch um die vorhan-
denen (Import-)Substitutionsfähigkeiten der In-
dustrie für die Transformation effektiv zu nutzen.

Panel 4: Energiekrise: 
Entlastungen und 
Verteilungswirkung

Christian Bayer, Mitglied im Wissenschaftli-
chen Beirat beim Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz, stellte in seinem Vortrag 
die Herausforderung in den Mittelpunkt, in Re-
aktion auf den Gaspreisschock mit Entlastungs-
maßnahmen sowohl die Lenkungswirkung der 
hohen Preise zu erhalten als auch deren negative 
Einkommens- und Verteilungswirkungen abzu-
federn. Arme Haushalte würden im Durchschnitt 
besonders stark durch die hohen Gaspreise belas-
tet und hätten sich im Konsum besonders stark 
einschränkt. Zugleich bestehe auch innerhalb der 
Einkommensgruppen erhebliche Heterogenität 
betreffend den Energieverbrauch; Haushalte mit 
höherem Energieverbrauch seien im Durchschnitt 
wesentlich stärker von den Energiepreisanstiegen 
betroffen gewesen. Pauschale Kompensationen an-
hand der durchschnittlichen Belastungen könnten 
so zwar zu vertikaler Fairness entlang der Einkom-
mensverteilung beitragen. Aufgrund der großen 

Heterogenität innerhalb der Einkommensgruppen 
könnten jedoch gerade ohnehin prekär lebende 
Haushalte massiv unterkompensiert bleiben. Zur 
Stärkung der horizontalen Fairness sei daher die er-
folgte Konditionierung der Entlastung auf den ver-
gangenen Verbrauch besonders wichtig gewesen. 
Für zukünftige vergleichbare Krisen sei eine Aus-
zahlungsinfrastruktur für direkte staatliche Kom-
pensationen wichtig; genauso wichtig seien jedoch 
Informationen beispielsweise zu historischen Ver-
bräuchen und zur Energieeffizienz von Gebäuden, 
um die Entlastungen auf die jeweils individuelle 
Belastung konditionieren zu können.

Diskutiert wurden dann vor allem Implikationen 
für potenzielle zukünftige Kompensationsmecha-
nismen wie beispielsweise das im Koalitionsver-
trag vereinbarte Klimageld zur Kompensation zu-
künftiger Anstiege des CO2-Preises. Aspekte der 
horizontalen Fairness könnten für eine soziale Dif-
ferenzierung der Kompensation sprechen. Dem 
wurde entgegengehalten, dass die Lösung von Ver-
teilungsproblemen nicht das ursprüngliche Ziel ei-
ner solchen Maßnahme sei und zudem nicht alle 
die individuelle Belastung beeinflussende Merk-
male (wie der historische Energieverbrauch) exo-
gen gegeben seien.

Panel 5: Fiskalpolitik: 
Transformation und 
Staatsfinanzen

Jens Südekum, Mitglied im Wissenschaftlichen 
Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz, wies auf den enormen Investi-
tionsbedarf für die ökologische Transformation 
hin, die sich durch den Wegfall günstigen russi-
schen Gases als Brückentechnologie infolge des 
Angriffskriegs auf die Ukraine noch einmal erhöht 
habe. Bis 2030 seien nach überschlägiger Schätzung 
rund 1,25 Prozent des Bruttoinlandsprodukts oder 
rund 45 Mrd. Euro jährlich als öffentliche Zusatz-
bedarfe für den Klimaschutz zu veranschlagen. Be-
darfe für die Digitalisierung, Bildung oder die Bun-
deswehr kämen noch hinzu. Diese Investitionen 
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seien im derzeitigen Finanzplan der Bundesregie-
rung nicht abgebildet. Da ihre Finanzierung durch 
Priorisierungen im Haushalt und durch Steuer-
reformen (politisch) gegenwärtig kaum realisier-
bar und eine Finanzierung über die CO2-Beprei-
sung aus ökonomischer Sicht abzulehnen seien, 
bleibe lediglich die Schuldenfinanzierung als po-
litisch und ökonomisch realistische Option. Ziel 
der Schuldenfinanzierung sei dabei nicht eine ex-
pansive Fiskalpolitik, sondern eine „transformative 
Angebotspolitik“. Konkret sei deshalb nach Wieder-
einhalten der regulären Schuldenobergrenze ein 
pragmatisches Vorgehen nötig. So könne beispiels-
weise die wiederholte Umwidmung des erwartbar 
nicht ausgeschöpften Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds (WSF-Energie) oder die schuldenregelneut-
rale öffentliche Beteiligung an privaten Unterneh-
men, die Investitionen tätigen, erwogen werden 
(z. B. über die Kreditanstalt für Wiederaufbau).

Im Anschluss verwies Abteilungsleiter Reuter auf 
rechtliche Schwierigkeiten bei einer wiederholten 
Umwidmung der WSF-Mittel. Die bereits erfolgte 
Umwidmung zum WSF-Energie wurde nur mög-
lich durch Anwendung der Ausnahmeklausel der 
Schuldenbremse auch im Jahr  2022 mit strenger, 
gesetzlich festgelegter Zweckbindung („Abfede-
rung der Folgen der Energiekrise, insbesondere von 
Preissteigerungen beim Bezug von Gas und Strom 
in Deutschland“). Dies sollte sicherstellen, dass die 
Mittel aus dem WSF ausschließlich für die genann-
ten und aufgrund der außergewöhnlichen Notsi-
tuation und für deren Bekämpfung notwendigen 
Maßnahmen eingesetzt werden können. Eine wie-
derholte Umwidmung zur teilweisen Finanzierung 
der Dekarbonisierung liefe voraussichtlich an den 
rechtlichen Voraussetzungen für die Anwendung 
der Ausnahmeklausel nach Art.  115 Abs.  2 Satz  6 
Grundgesetz vorbei. Der Druck zur Ausgabenpriori-
sierung sei zudem ein Vorteil, weil gesellschaftliche 

Abbildung 1: Dr. Wolf Reuter, Leiter der Abteilung für finanzpolitische und volkswirtschaftliche Grundsatzfragen, im Gespräch mit Anja 
Hajduk und Moritz Schularick 
Quelle: Bundesregierung/Hans-Christian Plambeck
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Zielkonflikte als Ausdruck unvermeidbarer ökono-
mischer Trade-offs demokratisch und transparent 
ausgetragen werden würden sowie die Ausgabenef-
fizienz gestärkt werde. Hingegen würde angesichts 
absehbar enger Ressourcenbeschränkungen, inner-
halb derer Dekarbonisierung gelingen müsse, ein 
vorrangig schuldenfinanzierter Ansatz diesen Ziel-
konflikt über zusätzlichen Inflationsdruck austra-
gen und tendenziell zu vermeidbaren Zinsschritten 
und der Verdrängung der für die Dekarbonisierung 
maßgeblichen privaten Investitionen führen.

In der anschließenden Diskussion wurde ein wei-
terhin bestehender Bedarf für Ausgabenpriorisie-
rung und Haushaltsdisziplin beschieden  – unge-
achtet möglicher zusätzlicher Bedarfe. Als Reaktion 
auf den Impuls von Jens Südekum wurde betont, 
dass eine Schuldenfinanzierung der staatlichen 
Ausgabenbedarfe für die Dekarbonisierung eine 
expansive Fiskalpolitik darstelle und zumindest 
kurzfristig tendenziell inflationär wirken könne, 
ob beabsichtigt oder nicht. Andere Anwesende hin-
gegen befanden eine anteilige Schuldenfinanzie-
rung als ökonomisch sinnvoll, insbesondere für 
kapazitätserweiternde Investitionen. Als Beispiel 
für eine mögliche Staatsbeteiligung an Unterneh-
men wurde der Wohnungsbau genannt. Temporäre 
Steuererhöhungen am oberen Ende der Einkom-
mensverteilung sollten ebenfalls nicht kategorisch 
ausgeschlossen werden. Auch seien sie unter Um-
ständen nötig, um der inflationstreibenden Wir-
kung von zusätzlichen öffentlichen Investitionen 
entgegenzuwirken.

Panel 6: Auswirkungen der 
Zeitenwende auf Wachstum, 
Inflation und Arbeitsmarkt

Monika Schnitzer, Vorsitzende des Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung, skizzierte mit den aktuellen 
geopolitischen Spannungen, dem Klimawandel, 
der Digitalisierung und dem demografischen Wan-
del vier zentrale Handlungsfelder des makroöko-
nomischen Umfelds in der Zeitenwende. Derzeit 

wirkten hohe einseitige Abhängigkeiten bei strate-
gisch wichtigen Importen, komparative Nachteile 
bei digitalen Technologien, hohe Energiepreise 
oder Arbeitskräfteengpässe tendenziell wachs-
tumshemmend. Nötig seien deshalb

 ● eine umfassende Diversifizierung der Import- 
und Exportstrukturen, flankiert durch den Ab-
schluss neuer Handelsabkommen;

 ● eine Stärkung der strategischen Autonomie 
durch die Förderung von Forschung und Ent-
wicklung und die Unterstützung der Produk-
tion strategisch bedeutsamer Güter wie Halb-
leiter oder Batterien;

 ● die Förderung der Dekarbonisierung mittels 
eines ansteigenden CO2-Preises und dem kraft-
vollen Ausbau der erneuerbaren Energien;

 ● die Stärkung der Fachkräfteeinwanderung, aber 
insbesondere auch die Hebung inländischer 
Potenziale durch verstärkte Anstrengungen im 
Weiterbildungsbereich.

Elga Bartsch, Abteilungsleiterin im Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Klimaschutz, warb da-
raufhin erneut für das Konzept einer „transformati-
ven Angebotspolitik“ und eine stärkere Verzahnung 
von Ordnungs- und Prozesspolitik zur Hebung von 
Synergien. Vor- und Nachteile einer spezifischen 
Ausrichtung angebotspolitischer Maßnahmen auf 
transformative Aspekte wurden lebhaft diskutiert.

Keynote von Adam Tooze

Adam Tooze, Mitglied im Beirat des ZOE Insti-
tuts für zukunftsfähige Ökonomien, stellte in sei-
ner Keynote unter dem Titel „Zeitenwenden: Das 
Jahr  2022 in der globalen Wirtschaftspolitik“ die 
Rolle Chinas und insbesondere das Spannungsver-
hältnis zwischen China und den USA in den Fokus. 
Die Welt habe nach dem Zerfall der Sowjetunion 
nicht zu einer ähnlichen globalen Friedensordnung 
gefunden wie noch 1945. Ohne eine solche sei je-
doch ein globaler Wachstumsschub wie damals 

50



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juli 2023

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e
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kaum möglich und führe zum Wettstreit um die 
globale politische, aber auch ökonomische Hege-
monie, die sich derzeit insbesondere im Wettstreit 
zwischen China und den USA manifestiere. Krieg 
mit China sei keine irrationale Vorstellung weni-
ger mehr, sondern in den USA nahezu ein Main-
streamszenario. Auch die Wirtschaftspolitik sei 
immer stärker von einem möglichen (auch militä-
rischen) Konflikt mit China beeinflusst. Der aktu-
elle Fokus der USA auf zum Teil protektionistische 
Industriepolitik sei deren ganz eigene Zeitenwende 
und in gewisser Weise das historische Eingeständ-
nis, dass ihre ursprüngliche Idee der Globalisie-
rung gescheitert sei. Maßnahmen wie der Inflation 
Reduction Act (IRA) würden in Europa zwar häu-
fig als „Angriff“ missverstanden – die Demokraten 
in den USA sähen den IRA jedoch viel mehr als Ul-
tima Ratio, um den „Verlierern“ der Globalisierung 
ein alternatives Angebot zum Populismus machen 
zu können. Parallel erlebe auch China seine eigene 
Zeitenwende: Das Bild des „unaufhaltsamen Auf-
stiegs“ habe zunächst im Rahmen der COVID-Krise 
und der rigorosen Zero-COVID-Politik der Regie-
rung, vor allem aber auch durch die weiter schwe-
lende Krise am Immobilienmarkt deutliche Risse 
bekommen. Dem werde Präsident Xi Jinping vo-
raussichtlich mit einer wiederum aggressiveren In-
dustriepolitik begegnen. In diesem globalen Kampf 
um die industrielle Vorherrschaft gingen alle Player 
eine einmalige Wette auf die technologischen Ver-
sprechen ein, die sich für die USA und „den Westen“ 
insgesamt wie bei den COVID-Impfstoffen auszah-
len könnte – oder nicht. China installiere derzeit in 
nur einem Jahr den gesamten US-Bestand an Foto-
voltaikanlagen und die Absatzzahlen chinesischer 
Elektroautos explodierten. Zum Abschluss stellte 
Adam Tooze deshalb die Frage, welche der Zei-
tenwenden des Jahres  2022 rückblickend die grö-
ßere Bedeutung haben würde, insbesondere für 
Deutschland: die Abkehr von russischem Gas oder 
das mögliche Abgehängtwerden bei der Produk-
tion von Elektroautos?

Panel 7: Auswirkungen 
der Zeitenwende auf 
wirtschaftliche Kohäsion, 
Integration und 
Wettbewerbsfähigkeit in 
Europa

Jeromin Zettelmeyer, Direktor des Brussels Euro-
pean and Global Economic Laboratory (Bruegel), 
zeichnete für die Europäische Union (EU) ein Bild 
dreier zentraler wirtschaftspolitischer Herausfor-
derungen, nämlich:

 ● der strukturell schwachen Wettbewerbsfä-
higkeit im Sinne hoher Energie- und Arbeits-
kosten oder des unvollkommenen Binnen-
markts;

 ● der allgemeinen Anfälligkeit der EU gegenüber 
Import- oder Exportschocks aufgrund der kon-
zentrierten Außenhandelsstruktur und der hei-
misch nicht vorhandenen kritischen Rohstoffe 
sowie

 ● einer sich zunehmend dem Protektionismus 
zuwenden globalen Handelsordnung, auch in-
folge des IRA in den USA und einer seit langem 
geschwächten World Trade Organization.

Die jeweils für eine Dimension naheliegenden 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen stünden dabei 
in einem Zielkonflikt zu den übrigen Zieldimensi-
onen (z. B. schaden Energiesubventionen zur kurz-
fristigen Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Dekarbonisierung, gegebenenfalls auch der Kohä-
sion), weshalb keine einfachen Lösungen im Sinne 
von „one size fits all“-Maßnahmen zur Verfügung 
stünden. Gleichwohl überzeugten die bisherigen 
Maßnahmen der EU – konkret im Fall des Net Zero 
Industry Act (NZIA)  – nicht im Sinne einer kohä-
renten Antwort auf die genannten Herausforde-
rungen, da sie zum Teil selbst protektionistische 
Züge hätten oder Aspekte der Wettbewerbsfähig-
keit ausblendeten. Ein besserer Ansatz sei es, die be-
sagten Zielkonflikte anzuerkennen und durch den 
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Einsatz mehrerer zielgerichteter Instrumente zu 
minimieren.

Debattiert wurde in der Folge u.  a. die Frage, wie 
die aktuelle Reform der europäischen Fiskalregeln 
vor dem Hintergrund der Zeitenwende zu bewer-
ten sei. Während Judith Hermes, Abteilungsleiterin 
für europäische und internationale Finanzpolitik 
im BMF, diese als grundlegende Reform bezeich-
nete, die auf alle Zieldimensionen positiv einzahlen 
könne, gab es zugleich Stimmen, die Binnenmarkt-
reformen oder die Weiterentwicklung der Handels-
politik als prioritär ansahen. Es wurde beklagt, der 
bestehende Anpassungsdruck sei noch nicht völ-
lig in der Gesellschaft angekommen; es bedürfe bei 
der Bewältigung der Herausforderungen einer grö-
ßeren Bereitschaft, ins Risiko zu gehen. Insgesamt 
sei wichtig, dass sich die Bundesregierung bei zen-
tralen Vorhaben zur Bewältigung der Zeitenwende 
besser in Europa abstimmen.

Panel 8: Globale Wohlfahrt 
und Entwicklung

Markus Brunnermeier, Professor für Volkswirt-
schaftslehre an der Princeton University, eröffnete 
seinen Vortrag mit dem Resilienz-Paradox: „Wenn 
jedes Land selbst resilient ist, hat kein Land einen 
Anreiz, die globale Ordnung resilient zu machen“. 
Die Zeitenwende bedeute einen Übergang von ei-
ner Welt gegenseitiger Abhängigkeiten und einem 
hohen Grad an globaler Integration mit niedri-
ger Inflation und niedrigem Realzins zu einer stär-
ker auf Resilienz auf Länderebene ausgerichteten 
Welt mit höherer Inflation, höheren Realzinsen 
und mehr geopolitischen Risiken. Es gebe jedoch 
Alternativen zu diesem Szenario des „Rückgangs 

der Globalisierung“: Diversifizierung sei sowohl im 
Sinne von Risiko-Diversifizierung (durch mehrere 
Handels- und Finanzpartner) als auch im Sinne von 
Resilienz-Diversifizierung (bessere Anpassungsfä-
higkeit an globale Schocks) das Gebot der Stunde. 
Insbesondere gelte es auch, den globalen Süden 
besser einzubinden und im Hinblick auf die größte 
globale Herausforderung, die Bekämpfung des Kli-
mawandels, auf Augenhöhe zu agieren. Die Indus-
trieländer stünden dabei vor einem Dilemma, da 
sie globale Technologieführerschaft für klimaneu-
trale Technologien anstrebten und diese durch In-
vestitionsanreize wie Patente oder Standards und 
Verordnungen schützten. Zugleich bedürfte es zur 
schnellen und effektiven Bekämpfung des Klima-
wandels jedoch eines umfassenden und kosten-
günstigen Technologietransfers, um klimaneutrale 
Technologien weltweit zu etablieren.

In der Diskussion wurden verschiedene Aspekte der 
Beziehung von Industrieländern zum globalen Sü-
den diskutiert: Abteilungsleiter Meyer wies u. a. auf 
die vielfältig seitens der Bundesregierung geplan-
ten Rohstoffpartnerschaften hin, bei deren Umset-
zung sie sich auch für den Verbleib eines höheren 
Wertschöpfungsanteils in den Ursprungsländern 
einsetze. Jennifer Lee Morgan, Staatssekretärin und 
Sonderbeauftragte für internationale Klimapolitik 
im Auswärtigen Amt, hob Klimapartnerschaften 
und Just Energy Transition Partnerships als Vorzei-
gemodelle der Zusammenarbeit mit dem globalen 
Süden hervor und im Publikum bestand Einigkeit 
darüber, dass auch in weiteren Sektoren Partner-
schaften ausgebaut werden müssten, beispielsweise 
im Bildungsbereich. Die Präsentationen der vortra-
genden Ökonominnen und Ökonomen können Sie 
hier: www.bundesregierung.de/econzeitenwende 
ansehen und herunterladen.

52



Aktuelle 
Wirtschafts- 
und Finanzlage

Überblick zur aktuellen Lage 54

Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld im Juni 2023 55

Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschließlich Juni 2023 67

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis einschließlich Mai 2023 74

Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen 76

Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik 85



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
Juli 2023

54

Überblick zur aktuellen Lage

Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sanken im Juni 2023 um 7,3 Prozent im Ver-
gleich zum Juni 2022. Zum deutlichen Minus trugen ein merklicher Sondereffekt bei der Einfuhrumsatz-
steuer im Vorjahr sowie ein Rückgang bei den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag bei.

 ● Die Einnahmeentwicklung gegenüber dem Vorjahr wird darüber hinaus weiterhin von den steuerlichen 
Entlastungen bestimmt, insbesondere dem Inflationsausgleichsgesetz zur Dämpfung der „kalten Progres-
sion“.

 ● Die Vorauszahlungen bei der Körperschaftsteuer legten auch für das zweite Vorauszahlungsquartal des 
Jahres spürbar zu und deuten damit unverändert auf eine grundsätzlich stabile Ertragslage bei den Kapi-
talgesellschaften hin. Die Vorauszahlungen zur veranlagten Einkommensteuer verzeichneten dagegen – 
auch bedingt durch die Tarifabsenkung – erneut einen deutlich geringeren Anstieg als bei der Körper-
schaftsteuer.

 ● Die Konjunkturindikatoren zeigen weiterhin ein gemischtes Bild. Zuwächsen bei den Umsätzen des Ein-
zelhandels und vor allem den Importen stehen aktuell leichte Rückgänge bei Exporten und Produktion 
entgegen. Die weitere Eintrübung der Stimmungsindikatoren unterstreicht die hohe Unsicherheit mit 
Blick auf die weitere Entwicklung.

Bundeshaushalt

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im 1. Halbjahr 2023 auf 181,4 Mrd. Euro. Damit lagen 
die Einnahmen um 3,3 Prozent (+5,8 Mrd. Euro) höher als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die Aus-
gaben des Bundeshaushalts betrugen von Januar bis Juni 2023 insgesamt 229,2 Mrd. Euro und lagen 
damit um 0,6 Prozent (+1,5 Mrd. Euro) über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Ende Juni 2023 wies 
der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 47,8 Mrd. Euro auf.

Europa

 ● Am 15. und 16. Juni 2023 fanden Sitzungen der Eurogruppe und des ECOFIN-Rats statt. Im Fokus der 
Diskussion der Eurogruppe stand ein breiter thematischer Austausch zum Gesamtbild eines digitalen 
Euros. Im ECOFIN befassten sich die Ministerinnen und Minister erstmals mit den Legislativvorschlägen 
zum Economic Governance Review, also der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Auch gab es 
eine politische Aussprache zum Rechtsetzungspaket „Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter“. Weitere 
Themen waren u. a. die wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine sowie das Europäische Semester.

 ● Über die Sitzungen der Eurogruppe und des ECOFIN-Rats am 13. und 14. Juli 2023 wird in der Au-
gust-Ausgabe des Monatsberichts berichtet.
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 Entwicklung des 
Steueraufkommens

Steueraufkommen insgesamt

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im Juni 2023 um 7,3 Prozent un-
ter dem Ergebnis vom Vorjahresmonat (s. a. Tabelle 
„Entwicklung der Steuereinnahmen“). Dabei ver-
ringerten sich die Einnahmen aus den Gemein-
schaftsteuern um 7,8  Prozent. Das Minus gegen-
über dem Vorjahresmonat ist allerdings durch 
einen einnahmeerhöhenden Sondereffekt bei der 
Einfuhrumsatzsteuer des Vorjahres deutlich über-
zeichnet (s. u.). Nach Bereinigung der Basis aus dem 
Juni  2022 um die geschätzten Auswirkungen die-
ses Sondereffekts würde der Rückgang der Steuer-
einnahmen insgesamt bei etwa 3 ½ Prozent liegen 
(Gemeinschaftsteuern circa 3 ¼ Prozent). Beträcht-
liche Mindereinnahmen im Vergleich zum Vorjah-
resmonat ergaben sich bei den nicht veranlagten 
Steuern vom Ertrag mit einem Minus von mehr als 
27 Prozent. Weiterhin trugen die steuerlichen Ent-
lastungsmaßnahmen, insbesondere im Rahmen 
des Inflationsausgleichsgesetzes zur Vermeidung 
der „kalten Progression“, zum Rückgang der Steu-
ereinnahmen bei.

Die Einnahmen aus den Bundessteuern gingen um 
rund 1 Prozent zurück. Das war maßgeblich auf den 
Rückgang bei der Energiesteuer auf Erdgas als Heiz-
stoff zurückzuführen und dürfte mit der Abrech-
nung der Jahreszahler – die üblicherweise im Juni ei-
nes Jahres kassenwirksam wird – sowie den erfolgten 
Einsparungen beim Gasverbrauch zusammenhän-
gen. Höhere Einnahmen als im Vorjahr waren da-
gegen u. a. aus der Tabaksteuer, Kraftfahrzeugsteuer, 

Versicherungsteuer und dem Solidaritätszuschlag 
zu verzeichnen, ein Rückgang hingegen bei der 
Stromsteuer.

Der seit dem 2.  Halbjahr  2022 andauernde Ein-
nahmerückgang bei den Ländersteuern gegenüber 
dem Vormonat setzte sich auch im Juni 2023 fort, 
auch wenn das Minus mit rund 13 ½ Prozent ge-
ringer ausfiel als in den vorangegangenen acht Mo-
naten. Dahinter stand ein Anstieg der Einnahmen 
aus der Erbschaftssteuer gegenüber dem Vorjahres-
monat um 19 Prozent (unterjährige Schwankungen 
sind hier üblich), während bei der Grunderwerb-
steuer weiterhin ein merklicher Rückgang des Auf-
kommens um 33  Prozent gegenüber dem Vorjahr 
zu verzeichnen war. Das Niveau der Grunderwerb-
steuereinnahmen lag dabei im Juni 2023 ungefähr 
auf dem Niveau der Vormonate. In der 2.  Jahres-
hälfte sind tendenziell geringere Veränderungsra-
ten gegenüber dem Vorjahr zu erwarten, da dann 
der ab Mitte  2022 beginnende Aufkommensrück-
gang in die Vergleichsbasis rückt.

Verteilung auf die 
Gebietskörperschaften

Aufgrund des merklichen Rückgangs der Einnah-
men aus den Gemeinschaftsteuern ergeben sich 
auch für Bund und Länder erhebliche Einnahme-
rückgänge aus den gemeinschaftlichen Steuern ge-
genüber dem Vorjahr. Die Steuereinnahmen des 
Bundes nach Umsatzsteuerverteilung und Ver-
rechnung von Bundesergänzungszuweisungen 
stiegen im Juni 2023 dennoch um 3 Prozent gegen-
über dem Vorjahreszeitraum. Dies lag daran, dass 
die Vorjahresbasis durch die Zahlung zusätzlicher 

Steuereinnahmen und konjunkturelles 
Umfeld im Juni 2023
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Bund Länder Gemeinden

USt-Anteil gemäß § 1 Finanzausgleichsgesetz am 
Aufkommen (21.602 Mio. Euro)

52,81398351 Prozent
11.409 Mio. Euro

45,19007254 Prozent
9.762 Mio. Euro

1,99594395 Prozent
431 Mio. Euro

Hinzu (+)/ab (-): 
1/12 der Festbeträge gem. § 1 Abs. 2 und 2a FAG 
(9.659 Mio. Euro)

-805 Mio. Euro +605 Mio. Euro +200 Mio. Euro

Anteil nach Festbeträgen: 49,09 Prozent
10.604 Mio. Euro

47,99 Prozent
10.367 Mio. Euro

2,92 Prozent
631 Mio. Euro

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Regionalisierungsmittel im Juni 2022 in Höhe von 
3,7  Mrd.  Euro an die Länder deutlich gemindert 
war. Spiegelbildlich ergab sich bei den Steuerein-
nahmen der Länder im Berichtsmonat durch die 
hohe Vorjahresbasis mit mehr als 16  Prozent ein 
stärkerer Rückgang der Einnahmen, als es allein 
auf Basis ihrer Einnahmen aus Gemeinschaftsteu-
ern und Ländersteuern zu erwarten gewesen wäre. 
Der Gemeindeanteil aus den Gemeinschaftsteuern 
sank im Berichtszeitraum um knapp 2 ½ Prozent.

Regionalisierungsmittel

Auf Basis des Regionalisierungsgesetzes 
vom 27. Dezember 1993 werden den Län-
dern aus dem Steueraufkommen des Bun-
des seit dem Jahr 1996 für die Finanzierung 
des öffentlichen Personennahverkehrs so-
genannte Regionalisierungsmittel zur Ver-
fügung gestellt. Grundsätzlich wird monat-
lich 1/12 des Betrags an Mitteln nach § 5 
des Regionalisierungsgesetzes (RegG) über-
wiesen. Im Jahr 2023 ergibt sich bei einem 
Jahresbetrag gemäß § 5 RegG in Höhe von 
10.896 Mio. Euro ein monatlicher Überwei-
sungsbetrag in Höhe von rund 908 Mio. Euro.

Aufgrund des Siebten Gesetzes zur Ände-
rung des Regionalisierungsgesetzes wur-
den im Vergleichsmonat Juni 2022 zusätz-
lich zu der für diesen Monat fälligen Rate 
in Höhe von 786 Mio. Euro für den Aus-
gleich pandemiebedingter finanzieller Nach-
teile 1.200 Mio. Euro und für die Umset-
zung des „9-Euro-Tickets“ 2.500 Mio. Euro 
überwiesen.

Der Anteil von Bund, Ländern und Gemeinden am 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz berechnet 
sich für den Monat Juni  2023 wie in Tabelle  Um-
satzsteuerverteilung im Juni 2023 ersichtlich.

Umsatzsteuerverteilung im Juni 2023
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Konjunkturelles Umfeld

Die vorliegenden „harten“ Indikatoren für die ak-
tuelle konjunkturelle Entwicklung zeichnen wei-
terhin ein verhaltenes Bild (s.  a. Tabelle „Aktuelle 
Konjunkturindikatoren“). So konnte sich die Pro-
duktion im Produzierenden Gewerbe im Mai nicht 
weiter von dem Rücksetzer aus dem März erho-
len und ging gegenüber dem Vormonat leicht zu-
rück. Die Importe legten dagegen im Mai wieder 
zu. Das Plus dürfte dabei in realer Rechnung noch-
mals etwas kräftiger ausgefallen sein, denn die Im-
portpreise waren wie zuletzt im Vergleich zum Vor-
monat spürbar rückläufig. Die Exporte hingegen 
stagnierten im Mai in preisbereinigter Rechnung 
wohl in etwa. Die Umsätze im Einzelhandel stie-
gen im Mai zum zweiten Mal in Folge moderat an. 
Sollten sie im Juni auf konstantem Niveau verblei-
ben, ergäbe sich – nach den spürbaren Rückgängen 
im Winterhalbjahr – insgesamt im 2. Quartal 2023 
aber nur ein leichtes Plus gegenüber dem Vorquar-
tal und damit ein leichter stützender Effekt für die 
wirtschaftliche Entwicklung. Insgesamt ist der-
zeit nicht davon auszugehen, dass sich im 2. Quar-
tal 2023 eine spürbare Ausweitung der wirtschaft-
lichen Aktivität gegenüber dem Winterhalbjahr 
ergeben hat. Die konjunkturelle Schwäche geht 
auch am Arbeitsmarkt nicht spurlos vorbei, auch 
wenn sich die Ausgangslage dort weiterhin als sehr 
robust darstellt (s. a. Kasten zur aktuellen Lage).

Aktuelle Entwicklung am Arbeitsmarkt

Die Ausgangslage am Arbeitsmarkt stellt 
sich trotz der gesamtwirtschaftlichen Be-
lastungen weiterhin als sehr robust dar. Die 
Beschäftigung liegt auf sehr hohem und 
die Arbeitslosigkeit auf historisch betrach-
tet niedrigem Niveau (s. a. Abbildung: „Er-
werbstätigkeit und Arbeitslosigkeit“).

Gleichwohl wirkt sich die schwächelnde 
Konjunktur auf die Dynamik am Arbeits-
markt aus. So ist die Zahl der als arbeitslos 
registrierten Personen in den vergangenen 

fünf Monaten bis einschließlich Juni saison-
bereinigt jeweils leicht gestiegen (im Durch-
schnitt um knapp 19.000 Personen), was – 
im Gegensatz zu den Anstiegen im letzten 
Sommer – nicht auf die statistische Erfas-
sung von Geflüchteten aus der Ukraine zu-
rückzuführen ist. Der seit Anfang 2021 an-
haltende Beschäftigungsaufbau hat sich am 
aktuellen Rand im Mai nicht fortgesetzt. 
Die Kurzarbeit liegt weit von pandemischen 
Höchstständen entfernt und bewegt sich 
aktuell etwas über dem Vorpandemieniveau 
seitwärts. Die Anzahl der Anzeigen über den 
voraussichtlichen Arbeitsausfall lassen aber 
– trotz der gesamtwirtschaftlichen Belas-
tungen – derzeit keine substanziellen (Wie-
der-)Anstiege erwarten. Betroffen ist dabei 
vor allem das Produzierende Gewerbe, auf 
das über 80 Prozent der neuen Anzeigen für 
Kurzarbeit im Juni entfallen.

Unter den Frühindikatoren ging der Stel-
lenindex der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) im Juni weiter zurück, was für eine 
sich abschwächende Arbeitskräftenach-
frage spricht. Auch das Arbeitsmarktbaro-
meter des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der BA ist weiter gefallen 
und lässt tendenziell steigende Arbeitslosig-
keit erwarten. Die Einstellungsbereitschaft 
der Unternehmen in Deutschland stagniert 
gemäß ifo Umfragen im Juni – einzig bei 
Dienstleisterinnen und Dienstleistern wird 
mit der Schaffung neuer Stellen gerechnet.

Demgegenüber ist der akute Arbeitskräfte-
mangel wohl in Folge der derzeitigen kon-
junkturellen Schwäche leicht zurückgegan-
gen, liegt in Umfragen unter Unternehmen 
aber weiterhin auf historisch gesehen sehr 
hohem Niveau. So geben in Umfragen des 
ifo Instituts beispielsweise im Verarbeiten-
den Gewerbe aktuell knapp 35 Prozent der 
Firmen an, vom Fachkräftemangel einge-
schränkt zu sein.
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Aktuelle Konjunkturindikatoren

Letzter Beob-
achtungszeit-

punkt

letzter 
Datenstand, 

saisonbereinigt

 Gegenüber 
Vorperiode, 

saisonbereinigt
Gegenüber 

Vorjahr¹

Gesamtwirtschaft Veränderung in Prozent

Reales BIP (Index: 2015=100) 1. Quartal 23 107,0 ↓ -0,3 → -0,2

Nominales BIP in Mrd. Euro 1. Quartal 23 999,8 → +1,0 ↑ +6,0

Industrie / Verarbeitendes Gewerbe Veränderung in Prozent

Produktion (Index: 2015=100)2,3 Mai 23 98,6 ↓ -0,2 ↑ +0,7

Industrieproduktion (Index: 2015=100)2,3 Mai 23 98,2 ↑ +0,2 ↑ +2,2

Umsätze (Index: 2015=100)2,3 Mai 23 102,6 ↑ +2,7 ↑ +4,2

Auftragseingänge (Index: 2015=100)2,3 Mai 23 101,5 ↑ +6,4 ↓ -4,3

Handel und Dienstleistungen Veränderung in Prozent

Umsätze im Einzelhandel (Index: 2015=100)2,3 Mai 23 113,8 ↑ +1,6 ↓ -2,4

Umsätze im Gastgewerbe (Index: 2015=100)2,3 April 23 89,8 ↓ -3,2 ↓ -1,6

Außenhandel Veränderung in Prozent

Warenexporte in Mrd. Euro Mai 23 131 → -0,1 ↓ -4,0

Warenimporte in Mrd. Euro Mai 23 116 ↑ +1,7 ↓ -10,6

Preisentwicklung, nicht saisonbereinigt Veränderung in Prozent

Verbraucherpreisindex (2020=100) Juni 23 116,8 ↑ +0,3 ↑ +6,4

darunter Energie Juni 23 150,5 → -0,2 → +3,0

darunter Nahrungsmittel Juni 23 131,5 → -0,2 ↑ +13,7

darunter Dienstleistungen Juni 23 109,8 ↑ +0,5 ↑ +5,3

Erzeugerpreisindex (2015=100) Mai 23 149,0 → +0,0 ↑ +1,0

Arbeitsmarkt Veränderung in 1.000 Personen, 
Personen oder Prozentpunkte

Arbeitslosigkeit (1.000 Personen)4 Juni 23 2.609,8 ↑ +27,5 ↑ +192,1

Erwerbstätige (1.000 Personen)4 Mai 23 45.929,0 ↑ -1,0 ↑ +365,0

Kurzarbeit (Personen in neuen Anzeigen)5,6 Juni 23 44.853 ↓ -11,4 ↑ +2,1

Arbeitslosenquote BA (in Prozent)7 Juni 23 5,7 → +0,1 ↑ +0,3

Umfragen Veränderung in Salden- beziehungsweise 
Indexpunkten

ifo Geschäftsklima (Salden)8 Juni 23 -6,6 ↑ +27,5 ↓ -8,2

darunter Lage8 Juni 23 13,5 ↓ -2,5 ↓ -13,0

darunter Erwartungen8 Juni 23 -24,7 ↓ -9,8 ↓ -4,2

GfK-Konsumklima (Index) Juni 23 -24,4 ↑ +1,4 ↑ +1,8

1 Produktion arbeitstäglich; Umsatz und Auftragseingang Industrie jeweils kalenderbereinigt; ifo Geschäftsklima und GfK-Konsumklima 
jeweils saisonbereinigt.

2 Kalenderbereinigt.
3 Preisbereinigt.
4 Veränderungen in 1000 Personen.
5 Veränderung in Personen.
6 Nicht saisonbereinigt.
7 Veränderung in Prozentpunkten.
8 Veränderung in Saldenpunkten.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Hinter dem leichten Wiederanstieg der Inflati-
onsrate im Juni steht vor allem ein Basiseffekt: Im 
Juni  2022 hatten die temporäre Reduzierung der 
Energiesteuer auf Kraftstoffe und das temporäre 
9-Euro-Ticket im öffentlichen Nahverkehr (s. a. Ab-
bildung „Preisentwicklung für Monatskarten“) die 
Inflationsrate gesenkt. Beides ist nun im Juni 2023 
in der Vergleichsbasis 2022 enthalten, wodurch es 
für sich genommen zu einem nicht unerheblichen 
erhöhenden Effekt auf die aktuelle Inflationsrate 
kommt. Von den Preisänderungen im öffentlichen 
Personennahverkehr (kombinierte Beförderungs-
leistung) ergibt sich rechnerisch ein Wachstums-
beitrag von rund 0,3 Prozentpunkten für die Infla-
tionsrate im Juni 2023. Insgesamt ist angesichts des 
nachlassenden Preisdrucks auf vorgelagerten Wirt-
schaftsstufen (Erzeuger- und Importpreise) sowie 
von Umfrageergebnissen unter Unternehmen im 
Verlauf dieses Jahres weiterhin von nach und nach 
rückläufigen, aber noch spürbar erhöhten Inflati-
onsraten auszugehen.

Mit dem erwarteten Rückgang der Inflation so-
wie den auf Basis der Tarifabschlüsse zu erwar-
tenden Lohnsteigerungen sind im Jahresverlauf 

wieder Zuwächse der realen Einkommen zu erwar-
ten, was den privaten Konsum stützen dürfte. Der 
konjunkturelle Ausblick bleibt aber insgesamt mit 
Unsicherheit und Abwärtsrisiken behaftet. Im Ver-
arbeitenden Gewerbe hat sich der Auftragseingang 
im Mai zwar teilweise von dem starken Rückgang 
im März erholt, das Plus ist allerdings rund hälftig 
auf volatile Großaufträge zurückzuführen. Insge-
samt liegen die Auftragseingänge gegenüber dem 
Vorjahresniveau deutlich im Minus. Das infolge der 
Lieferengpässe aufgebaute „Auftragspolster“ dürfte 
somit weiter abnehmen, auch wenn es gemäß ak-
tuellen Zahlen des Statistischen Bundesamts noch 
auf historisch gesehen hohem Niveau liegt. Gleich-
zeitig bewerten in aktuellen Konjunkturumfra-
gen des ifo  Instituts mittlerweile zahlreiche Un-
ternehmen ihren Auftragsbestand als zu niedrig. 
Insgesamt unterstreicht die zu verzeichnende Ein-
trübung der Stimmungsindikatoren wie des ifo Ge-
schäftsklimas, das im Juni nochmals spürbar nach-
gegeben hat, die Abwärtsrisiken. Es ist möglich, 
dass sich die in aktuellen Konjunkturprognosen für 
den Jahresverlauf erwartete wirtschaftliche Erho-
lung zumindest verzögert.

Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit
jeweils in Mio. Personen

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt, Reihen saisonbereinigt
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Anmerkungen zu einzelnen 
Steuerarten

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
Juni  2023 mit knapp 1  Prozent weiterhin nur 
leicht über dem Aufkommen vom Vorjahresmo-
nat. Zurückzuführen war dies unverändert auf 
die umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaß-
nahmen  – insbesondere durch das Inflationsaus-
gleichsgesetz und das Jahressteuergesetz  2022. 
Ohne diese Entlastungen wäre das Bruttoaufkom-
men der Lohnsteuer im Juni  2023 geschätzt um 

rund 6  Prozent gestiegen. Mit dem Inflationsaus-
gleichsgesetz wurde auch das Kindergeld ab dem 
1.  Januar  2023 erhöht. Hieraus ergab sich im Be-
richtsmonat – wie in den Vormonaten diesen Jah-
res  – für das aus dem Brutto-Lohnsteueraufkom-
men gezahlte Kindergeld eine Zunahme gegenüber 
dem Vorjahresmonat um 16  Prozent. Im Ergebnis 
verringerte sich das kassenmäßige Lohnsteuerauf-
kommen um knapp 2 Prozent gegenüber Juni 2022.

Gestützt wurde die Einnahmesituation bei der 
Lohnsteuer davon, dass die Erwerbstätigkeit, trotz 
am aktuellen Rand nicht weiter fortgesetztem Be-
schäftigungsaufbau (s.  o.) weiterhin um knapp 
1 Prozent spürbar höher lag als im Vorjahresmonat. 

Preisentwicklung für Monatskarten (Erwachsene)

Preisindex
Index: 2020=100

Veränderung gegenüber Vorjahr
in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 

2023

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 20.542  -1,9 115.206  -1,2 241.000 +6,1

Veranlagte Einkommensteuer 15.866  -1,8 35.195  -7,6 78.000 +0,8

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 5.624  -27,5 16.390  -2,0 36.800 +12,9

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

477 +91,2 3.473  -18,0 6.250  -4,7

Körperschaftsteuer 10.341 +4,8 23.106 +3,0 46.500 +0,4

Steuern vom Umsatz 21.602  -16,1 140.782  -0,4 289.400 +1,6

Gemeinschaftsteuern insgesamt 74.453  -7,8 334.152  -1,5 697.950 +3,4

Gewerbesteuerumlagen

Gewerbesteuerumlage 10 +114,9 1.869  -12,5 6.252  -1,5

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X 0  -96,7 0 X

Gewerbesteuerumlagen insgesamt 10 +114,9 1.869  -12,5 6.252  -1,5

Bundessteuern

Energiesteuer 2.846  -13,3 13.158  -2,9 36.050 +7,1

Tabaksteuer 1.349 +13,2 6.499 +8,0 15.020 +5,6

Alkoholsteuer 149  -13,6 1.047 +1,1 2.200 +0,4

Versicherungsteuer 880 +8,1 10.728 +6,8 16.600 +5,9

Stromsteuer 534  -9,9 3.418  -2,5 6.770  -0,9

Kraftfahrzeugsteuer 901 +7,9 5.107 +1,6 9.470  -0,3

Luftverkehrsteuer 138 +33,2 639 +50,8 1.500 +31,6

Solidaritätszuschlag 2.334 +4,4 6.537 +2,8 12.300 +2,7

Übrige Bundessteuern 113  -3,3 717  -1,8 1.469 +1,6

Bundessteuern insgesamt 9.242  -1,1 47.850 +2,5 101.379 +4,9

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 870 +18,8 4.691  -7,4 9.000  -2,5

Grunderwerbsteuer 1.017  -33,0 6.299  -33,5 13.000  -24,1

Rennwett- und Lotteriesteuer 192  -8,0 1.281  -6,0 2.560  -0,4

Biersteuer 86 +62,7 271  -1,3 615 +2,5

Übrige Ländersteuern 41 +10,3 415 +12,2 630 +8,7

Ländersteuern insgesamt 2.207  -13,5 12.958  -21,7 25.805  -14,3

EU-Eigenmittel

Zölle 479  -15,3 2.929  -5,2 6.800  -0,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 425 +7,6 2.550 +7,6 5.100 +5,4

BNE-Eigenmittel 2.118  -6,7 12.247  -10,1 27.470 +7,4

Kunststoff-Eigenmittel 115  -0,8 690  -0,8 1.380 +0,2

EU-Eigenmittel insgesamt 3.138  -6,3 18.415  -6,9 40.750 +5,5
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noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2023

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Juni

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Bund³ 38.372 +3,1 171.233 +2,3 359.929 +6,7

Länder³ 38.732  -16,4 183.122  -5,1 380.731  -1,0

EU 3.138  -6,3 18.415  -6,9 40.750 +5,5

Gemeindeanteil an der Einkommen- 
und Umsatzsteuer

6.150  -2,5 26.987  -2,7 56.776 +4,1

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

86.391  -7,3 399.757  -2,0 838.186 +2,9

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen, Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2023.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Daneben waren bei den Nominallöhnen inflations-
bedingt zuletzt Zuwachsraten von über 5  Prozent 
zu beobachten (Daten für das 1. Quartal 2023), die 
allerdings auch die Zahlung der steuer- und abga-
benfreien Inflationsausgleichsprämie enthalten. 
Bei der Kurzarbeit hat sich dagegen  – durch die 
starken Rückgänge im Frühjahr 2022 – der Unter-
schied zum Vorjahresniveau zunehmend aufgelöst. 
Es dürften sich im Vorjahresvergleich daher derzeit 
keine spürbaren Auswirkungen auf das Lohnsteu-
eraufkommen mehr ergeben.

Ertragsteuern

Im Juni 2023 war bei der veranlagten Einkommen-
steuer sowie bei der Körperschaftsteuer die zweite 
Rate der Vorauszahlungen für das Jahr 2023 fällig. 
Die Vorauszahlungen zur Körperschaftsteuer für 
das laufende Jahr wiesen dabei einen Zuwachs von 
mehr als 7  Prozent gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum aus. Allerdings vergrößerte sich gleichzeitig 
das Minus im Saldo aus Nachzahlungen und Erstat-
tungen. An Forschungszulage und Investitionszu-
lage waren im Verhältnis zum Aufkommen nur re-
lativ geringe Beträge zu verrechnen. Im Ergebnis 

ergab sich netto ein Aufkommenszuwachs von 
knapp 5 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat.

Bei der veranlagten Einkommensteuer war wie 
schon im 1.  Quartal  2023 ein geringerer Zuwachs 
der Vorauszahlungen für das laufende Jahr als bei 
der Körperschaftsteuer zu verzeichnen. Sie stiegen 
gegenüber Juni 2022 um knapp 2 Prozent. Hier ist 
allerdings zu berücksichtigen, dass die Tarifände-
rung durch das Inflationsausgleichsgesetz in den 
Vorauszahlungen bereits berücksichtigt worden 
ist und diese somit mindert. Ohne Tarifanpassung 
hätte der Zuwachs geschätzt bei rund 5 Prozent ge-
legen. Weiterhin stieg das aus der Veranlagungs-
tätigkeit der Finanzverwaltung resultierende Er-
stattungsvolumen im Juni  2023 gegenüber dem 
Vorjahresmonat deutlich stärker an als die Nach-
zahlungen. Dazu fielen die Vorauszahlungen für 
vergangene Zeiträume geringer aus. Im Ergebnis 
sank das kassenmäßige Aufkommen aus veran-
lagter Einkommensteuer – nach Verrechnung ver-
hältnismäßig geringer Beträge an Forschungszu-
lage, Investitionszulage und Eigenheimzulage – um 
knapp 2 Prozent gegenüber dem Juni 2022.
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Der Monat Juni zählt bei den nicht veranlagten 
Steuern vom Ertrag zusammen mit dem Juli zu 
den aufkommensstärksten Monaten. In diesen bei-
den Monaten wurden in den vergangenen zehn 
Jahren durchschnittlich mehr als 1/3 des jeweili-
gen Jahresaufkommens eingenommen. Im Vorjahr 
waren es sogar fast 45 Prozent. Allerdings können 
sich insbesondere aufgrund der wechselnden Zeit-
punkte der Hauptversammlungen der Kapitalge-
sellschaften beträchtliche Schwankungen ergeben. 
So war im Berichtsmonat ein Rückgang von mehr 
als 27 Prozent gegenüber Juni 2022 zu verzeichnen. 
Grundsätzlich wird – auch angesichts der angekün-
digten Dividendenausschüttungen der großen Ka-
pitalgesellschaften – mit einem Zuwachs des Steu-
eraufkommens der nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag in diesem Jahr insgesamt gerechnet. Der Ar-
beitskreis „Steuerschätzungen“ prognostizierte in 
seiner Sitzung vom Mai  2023 einen Zuwachs des 
Aufkommens der nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag für 2023 in Höhe von 12,9 Prozent.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ging im 
Juni 2023 sehr kräftig um fast 16 Prozent gegenüber 
dem Niveau des Vorjahresmonats zurück. Dies ist 
maßgeblich auf einen Sondereffekt bei der Einfuhr-
umsatzsteuer zurückzuführen, durch den die Vor-
jahresbasis dieser Steuer erheblich erhöht ist (s.  a. 
„Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld 
im Mai 2023“ in der vorangegangenen Ausgabe des 
Monatsberichts). Dadurch ergab sich hier ein Mi-
nus im Juni  2023 von rund 42  Prozent gegenüber 
dem Vorjahresmonat. Bereinigt um die geschätz-
ten Auswirkungen des Sondereffekts hätte sich ein 
deutlich geringerer Rückgang um rund 12 Prozent 
ergeben. Dies stand im Einklang mit der (zum Teil 
preisbedingt) grundsätzlich rückläufigen Entwick-
lung der nominalen Warenimporte seit Mitte 2022. 
Im Vorjahresvergleich lagen die Warenimporte mit 
fast 11 Prozent deutlich im Minus – trotz eines sai-
son- und kalenderbereinigten Anstiegs im Mai um 
knapp 2 Prozent gegenüber dem Vormonat.

Die Einnahmen aus den Steuern vom Umsatz hät-
ten bereinigt um den Sondereffekt noch ein Minus 
von rund 2  Prozent im Juni  2023 gegenüber dem 
Vorjahr zu verzeichnen. Bei der (Binnen-)Umsatz-
steuer ergab sich  – trotz der Aufkommensreduk-
tion durch die temporäre Senkung des Umsatz-
steuersatzes auf Gas und Fernwärme – ein Plus von 
knapp 3 Prozent. Dazu trug wohl auch die rückläu-
fige Entwicklung bei der Einfuhrumsatzsteuer und 
der dadurch geringere Vorsteuerabzug bei.

Kumuliert für den Zeitraum Januar bis Mai  2023 
lagen die Einnahmen aus den Steuern vom Um-
satz um knapp ½  Prozent unterhalb des Niveaus 
des Vorjahreszeitraums. Neben der Aufkommens-
minderung bei Gas und Fernwärme trug auch die 
schwache Entwicklung des realen Konsums im bis-
herigen Jahresverlauf hierzu bei. So wiesen die Ein-
zelhandelsumsätze im Mai in der für das Steuer-
aufkommen maßgeblichen nominalen Rechnung 
nur einen Anstieg von knapp 3 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr aus und damit eine Veränderungsrate 
deutlich unterhalb der Inflationsrate.

Im Fokus: Die Besteuerung 
der Kapitalerträge in den 
Jahren 2000 bis 2022

Die Kapitalertragsteuer in der 
Statistik der kassenmäßigen 
Steuereinnahmen

Die Besteuerung der Kapitalerträge erfolgte bis zum 
31. Dezember 2008 sowohl für Einkommensteuer- 
als auch für Körperschaftsteuerpflichtige grund-
sätzlich im Rahmen der Veranlagung zur jeweili-
gen Steuer. Die im Steuerabzugsverfahren von den 
Kreditinstituten und anderen Steuerabzugsver-
pflichteten einbehaltene und an die Finanzverwal-
tung abgeführte Kapitalertragsteuer war insofern 
lediglich eine Vorauszahlung auf die Einkommen- 
beziehungsweise Körperschaftsteuer. Die einbe-
haltenen Steuern auf Kapitalerträge wurden daher 
im Rahmen der Veranlagung auf die festgesetzte 
Steuer angerechnet. Die im Steuerabzugsverfahren 
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abgeführte Kapitalertragsteuer wurde in der Sta-
tistik der kassenmäßigen Steuereinnahmen unter 
den Steuerarten „Zinsabschlag“ (Erträge aus Zinsen 
und festverzinslichen Wertpapieren) sowie „nicht 
veranlagte Steuern vom Ertrag“ (überwiegend Er-
träge aus der Besteuerung der Dividenden) aufge-
führt. Für den Zinsabschlag galt ein Steuersatz von 
30 Prozent. Für die nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag betrug der Steuersatz 20 Prozent.

Die nicht veranlagten Steuern vom Ertrag bein-
halten neben dem Aufkommen aus der Dividen-
denbesteuerung auch noch das Aufkommen aus 
der Besteuerung von Vergütungen von Aufsichts-
ratsmitgliedern sowie weiterer im Quellensteu-
erabzugsverfahren erhobener Steuern. Allerdings 
überwiegt der Anteil des Aufkommens aus der Di-
videndenbesteuerung: Dieser beträgt schätzungs-
weise 97 Prozent bis 98 Prozent des Kassenaufkom-
mens der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag. 
Vom Aufkommen dieser Steuerart werden Erstat-
tungen des Bundeszentralamts für Steuern abge-
zogen. Die Erstattungen werden überwiegend an 
beschränkt Steuerpflichtige aufgrund von Doppel-
besteuerungsabkommen geleistet.

Seit dem 1.  Januar  2009 erfolgt die Besteuerung 
von Kapitalerträgen sowie von Erträgen aus der 
Veräußerung von Wertpapieren grundsätzlich im 
Steuerabzugsverfahren mit abgeltender Wirkung 
(„Abgeltungsteuer“). Eine abgeltende Wirkung des 
Steuerabzugs tritt jedoch nur für Kapitalerträge 
ein, die nicht zu den Einkünften aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb (Einzelunter-
nehmen, Personengesellschaften sowie Kapitalge-
sellschaften), aus selbständiger Arbeit oder aus Ver-
mietung und Verpachtung gehören. Insofern wird 
ein beträchtlicher Teil der im Abzugsverfahren er-
hobenen Kapitalertragsteuer weiterhin im Rah-
men der Veranlagung aufgrund der Einbeziehung 
der zugrundeliegenden Kapitaleinkünfte in das Be-
steuerungsverfahren bei der Festsetzung der Steuer 
wieder angerechnet.

Die Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge sowie die 
nicht mit Abgeltungswirkung einbehaltenen Ka-
pitalertragsteuern werden in der Statistik der kas-
senmäßigen Steuereinnahmen wie zuvor in zwei 
Steuerarten erfasst: in der „Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge“ (ehemaliger Zins-
abschlag) und in den „nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag“. Unter der Position „Abgeltungsteuer 
auf Zins- und Veräußerungserträge“ werden nun-
mehr neben den Steuern auf die Erträge aus fest-
verzinslichen Wertpapieren auch die Einnahmen 
aus der Besteuerung von Veräußerungserträgen 
von Wertpapieren (u.  a. Aktien, festverzinsliche 
Wertpapiere etc.) gebucht. Der Steuersatz wurde 
vereinheitlicht und beträgt 25 Prozent.

Die beiden Steuerarten gehören zu den Gemein-
schaftsteuern. Das heißt, ihr Aufkommen steht 
Bund, Ländern und Gemeinden gemeinschaftlich 
zu. Bei der Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge (beziehungsweise bis 2008 beim Zins-
abschlag) verteilt sich das Aufkommen zu je 44 Pro-
zent auf Bund und Länder sowie zu 12 Prozent auf 
die Gemeinden. Die Einnahmen aus den nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag stehen Bund und 
Ländern zu je 50 Prozent zu.

Statistische Informationen über eine weitere Auf-
teilung der Steuereinnahmen aus der Kapitaler-
tragsteuer, die über die Aufteilung in die beiden 
oben genannten Steuerarten hinausgehen, liegen 
nicht vor. Dies betrifft auch insbesondere den An-
teil, den Zinserträge und Veräußerungserträge je-
weils am Aufkommen der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge haben.
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Die Entwicklung der Einnahmen in 
den Jahren 2000 bis 2022

Die Entwicklung der Einnahmen aus beiden Steu-
erarten ist grundsätzlich abhängig von den Be-
stimmungsgrößen ihrer Bemessungsgrundlagen. 
Daneben sind Änderungen des Steuerrechts als 
zusätzliche Einflussfaktoren zu berücksichtigen. 
Die Einführung der Abgeltungsteuer zum 1.  Ja-
nuar  2009 veränderte mit der Einführung eines 
einheitlichen Steuersatzes sowie der Erweiterung 
der Besteuerungsgrundlagen das Aufkommensvo-
lumen und die Struktur des Aufkommens. Zudem 
führte sie in den Jahren 2008 und 2009 zu beträcht-
lichen Verhaltensanpassungen der Steuerpflichti-
gen mit Auswirkungen auf das Aufkommen.

Das Aufkommen von Zinsabschlägen bezie-
hungsweise die Abgeltungsteuer auf Zins- und 

Veräußerungserträge wird wesentlich durch die 
Entwicklung des Zinssatzes bestimmt. Mit der Ein-
führung der Besteuerung der Veräußerungserträge 
in Verbindung mit dem massiven Absinken der 
Zinsniveaus hatte sich die Bedeutung der Zinser-
träge für das Aufkommen dieser Steuer wesentlich 
verringert. Aufgrund der Abhängigkeit der Veräu-
ßerungserträge von der Kapitalmarktentwicklung 
ergaben sich in den vergangenen Jahren zudem be-
trächtliche Aufkommensschwankungen. Das Auf-
kommen der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag 
hängt von den Gewinnausschüttungen der Kapital-
gesellschaften ab. Ein guter Indikator hierfür ist das 
Volumen der Dividenden der DAX-Unternehmen, 
die von den Unternehmen regelmäßig veröffent-
licht werden. Nach einem Aufkommensrückgang 
während der Corona-Krise 2020 wurde im vergan-
genen Jahr mit 32,6  Mrd.  Euro einen Rekordwert 
erreicht.

Entwicklung der Einnahmen aus der Besteuerung von Kapitalerträgen
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Aufkommen der im Steuerabzugsverfahren erhobenen Kapitalertragsteuer in den Jahren 2000 
bis 2022
in Mio. Euro

Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge¹

Nicht veranlagte Steuern 
vom Ertrag2,3

Summe 1+2 = Kapitalertrag-
steuern4

Erstattungen des Bundes-
zentralamts für Steuern5

1 2 3 4

2000 7.334 13.515 20.849 2.495

2001 8.961 20.885 29.846 3.680

2002 8.478 14.024 22.501 2.886

2003 7.632 9.001 16.633 2.954

2004 6.773 9.919 16.692 2.119

2005 6.990 9.952 16.942 2.123

2006 7.633 11.904 19.537 2.453

2007 11.178 13.791 24.969 3.095

2008 13.459 16.575 30.034 3.221

2009 12.442 12.474 24.916 3.250

2010 8.709 12.982 21.691 2.003

2011 8.020 18.136 26.156 1.542

2012 8.234 20.059 28.293 1.842

2013 8.664 17.259 25.923 1.054

2014 7.812 17.423 25.235 1.677

2015 8.259 17.945 26.204 1.370

2016 5.940 19.452 25.392 1.626

2017 7.333 20.918 28.251 1.999

2018 6.893 23.176 30.069 1.300

2019 5.146 23.485 28.631 1.035

2020 6.763 21.498 28.261 1.445

2021 10.029 27.394 37.423 921

2022 6.559 32.602 39.161 668

1 Seit 1. Januar 2009 „Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge“ und Einbeziehung der Veräußerungserträge in die 
Besteuerung.

2 Zum weitaus überwiegenden Teil Kapitalertragsteuer auf Dividenden.
3 Gemindert um die Erstattungen des Bundeszentralamts für Steuern (siehe Spalte 4).
4 Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
5 Vom Aufkommen der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag abgezogen. Erstattungen überwiegend an beschränkt Steuerpflichtige 

aufgrund Doppelbesteuerungsabkommen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen 
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Juni 2023

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
im 1. Halbjahr 2023 auf 181,4 Mrd. Euro. Damit wa-
ren die Einnahmen um 3,3 Prozent (+5,8 Mrd. Euro) 
höher als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die 
Steuereinnahmen lagen mit 168,6 Mrd. Euro über 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums (+2,4  Pro-
zent beziehungsweise +4,0 Mrd. Euro). Weitere In-
formationen zu den Steuereinnahmen finden sich 
auch im Artikel „Steuereinnahmen und konjunktu-
relles Umfeld im Juni 2023“ in dieser Ausgabe des 
Monatsberichts.

Die sonstigen Einnahmen lagen im Berichts-
zeitraum um 17,1  Prozent beziehungsweise 
+1,9  Mrd.  Euro über dem entsprechenden Vor-
jahresergebnis. Dabei stiegen neben den Zinsein-
nahmen aus dem Kassenmanagement des Bundes 
(+0,5  Mrd.  Euro) auch die Einnahmen aus Entgel-
ten und sonstigen Einnahmen aus Gewährleis-
tungsmaßnahmen an (+0,4  Mrd.  Euro). Darüber 
hinaus erhielt Deutschland aus dem EU-Solidari-
tätsfonds 0,6  Mrd.  Euro als Katastrophenhilfe für 
die Behebung von Schäden, die durch die schwe-
ren Überschwemmungen im Sommer 2021 verur-
sacht wurden.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von 
Januar bis Juni  2023 insgesamt 229,2  Mrd.  Euro 
und lagen damit um 0,6  Prozent (+1,5  Mrd.  Euro) 
über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach 
ökonomischen Arten gegliedert stiegen die inves-
tiven Ausgaben (+35,5  Prozent beziehungsweise 
+5,5 Mrd. Euro), während die konsumtiven Ausga-
ben im betrachteten Zeitraum um 1,9 Prozent be-
ziehungsweise 4,1 Mrd. Euro gegenüber dem Vor-
jahresniveau zurückgingen.

Der signifikante Anstieg der investiven Ausga-
ben ist weiterhin auf einen Sondereffekt zu Jah-
resbeginn zurückzuführen. Das im Januar  2023 
gewährte Darlehen an den Resilience and Sustain-
ability Trust des Internationalen Währungsfonds in 
Höhe von 6,3  Mrd.  Euro ist haushaltsrechtlich als 
investive Ausgabe zu buchen. Bereinigt um diesen 
Effekt waren die investiven Ausgaben um 4,9 Pro-
zent beziehungsweise 0,8 Mrd. Euro geringer als im 
Vorjahreszeitraum, was auf niedrigere unterjährige 
Liquiditätshilfen an die Bundesagentur für Arbeit 
zurückzuführen war. Diese lagen 2,9 Mrd. Euro un-
ter dem Vorjahresergebnis. Die Sachinvestitionen 
unterschritten das Niveau des Vorjahres leicht um 
0,1 Mrd. Euro.

Bei den konsumtiven Ausgaben gab es gegenläufige 
Effekte: Während infolge des allgemeinen Anstiegs 
des Zinsniveaus die Zinsausgaben (+19,7 Mrd. Euro) 
stark anstiegen, gingen die laufenden Zuweisun-
gen und Zuschüsse um 15,1  Prozent beziehungs-
weise 25,2 Mrd. Euro zurück. Ausschlaggebend da-
für war, dass in deutlich geringerem Maße als im 
Vorjahr Mittel für die Bekämpfung und Abmilde-
rung negativer Folgen der COVID-19-Pandemie 
bereitgestellt werden mussten. So gingen die Leis-
tungen des Bundes an den Gesundheitsfonds für 
SARS-CoV-2-Pandemie bedingte Belastungen um 
18,7  Mrd.  Euro auf 1,3  Mrd.  Euro zurück. Für Co-
rona-Unternehmenshilfen wurden 0,3  Mrd.  Euro 
verausgabt und damit 6,4  Mrd.  Euro weniger als 
vor einem Jahr. Für Ausgleichszahlungen nach § 21 
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes wurden im 
1.  Halbjahr  2023 lediglich rund 36.000  Euro abge-
rufen. Das waren 4,1 Mrd. Euro weniger als im ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum. Der Rückgang 
der laufenden Zuweisungen und Zuschüsse wurde 
durch den Anstieg der Ausgaben für Bürgergeld um 
2,8 Mrd. Euro und Wohngeld um 1,1 Mrd. Euro et-
was gedämpft. Darüber hinaus erhöhten sich die 
Ausgaben für die Ertüchtigung von Partnerstaaten 



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschließlich Juni 2023

Monatsbericht des BMF 
Juli 2023

68

Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2022 Soll 2023
Ist-Entwicklung 

Juni 2023¹

Ausgaben (Mrd. Euro)² 480,7 476,3 229,2

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +0,6

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 364,7 389,9 181,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +3,3

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 337,2 358,1 168,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +2,4

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) - 116,0 - 86,4 - 47,8

Deckung/Verwendung: 116,0 86,4 47,8

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 198,3

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,1 0,2 0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,5 40,5 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 115,4 45,6 - 150,6

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Buchungsergebnisse.
2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5 (-) Tilgung, (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

im Bereich Sicherheit, Verteidigung und Stabilisie-
rung um 2,2 Mrd. Euro.

Finanzierungssaldo

Ende Juni 2023 wies der Bundeshaushalt ein Finan-
zierungsdefizit von 47,8 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuni 2022 Juni 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 108.785 22,6 108.723 22,8 44.858 49.529 +10,4

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.615 2,8 12.005 2,5 3.851 4.426 +14,9

Verteidigung 51.608 10,7 52.027 10,9 21.572 25.371 +17,6

Politische Führung, zentrale Verwaltung 22.069 4,6 22.471 4,7 10.801 10.851 +0,5

Finanzverwaltung 6.150 1,3 6.766 1,4 2.929 3.036 +3,7

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

28.009 5,8 33.483 7,0 9.907 11.560 +16,7

Förderung für Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Weiterbildungsteilnehmende

4.127 0,9 5.646 1,2 1.922 2.990 +55,5

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

16.638 3,5 20.273 4,3 5.116 5.550 +8,5

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

253.717 52,8 214.183 45,0 135.963 114.755 -15,6

Sozialversicherung einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

136.757 28,5 136.461 28,7 74.638 75.194 +0,7

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 99.373 20,7 103.082 21,6 56.256 58.544 +4,1

Krankenversicherung 15.867 3,3 18.975 4,0 7.824 9.009 +15,1

Arbeitsmarktpolitik 42.625 8,9 44.351 9,3 19.761 23.555 +19,2

darunter:

Bürgergeld nach dem SGB II 22.276 4,6 23.760 5,0 10.359 13.132 +26,8

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

9.729 2,0 10.400 2,2 4.691 5.536 +18,0

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.711 2,4 14.984 3,1 5.665 6.653 +17,4

Soziale Leistungen nach dem SGB XII und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

8.690 1,8 9.075 1,9 4.464 5.179 +16,0

Sonstige soziale Angelegenheiten 48.857 10,2 4.116 0,9 29.088 1.242 -95,7

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 18.489 3,8 9.437 2,0 10.237 2.327 -77,3

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.664 0,6 3.909 0,8 728 783 +7,6

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.589 0,3 2.540 0,5 584 640 +9,7
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Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuni 2022 Juni 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.701 0,4 2.134 0,4 410 399 -2,6

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

8.795 1,8 20.979 4,4 5.154 9.011 +74,8

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.970 0,4 3.364 0,7 517 449 -13,3

Geld- und Versicherungswesen 2.227 0,5 6.899 1,4 2.017 6.828 +238,6

Sonstiges im Bereich Gewerbe und 
Dienstleistungen

514 0,1 5.954 1,3 270 233 -13,7

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.125 5,9 28.008 5,9 9.078 9.731 +7,2

Straßen 9.243 1,9 9.459 2,0 2.943 2.957 +0,5

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 11.852 2,5 10.875 2,3 3.186 3.516 +10,4

Allgemeine Finanzwirtschaft 30.403 6,3 55.435 11,6 11.350 31.059 +173,7

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
und Finanzzuweisungen

13.948 2,9 16.925 3,6 2.504 2.504 -0,0

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Schuldenaufnahme

15.293 3,2 39.864 8,4 8.131 27.876 +242,8

Ausgaben insgesamt¹ 480.688 100,0 476.291 100,0 227.685 229.154 +0,6

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrJuni 2022 Juni 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 434.477 90,4 411.688 86,4 212.105 208.050  -1,9

Personalausgaben 37.843 7,9 41.669 8,7 19.616 20.232 +3,1

Aktivbezüge 28.193 5,9 31.775 6,7 14.461 14.835 +2,6

Versorgung 9.650 2,0 9.894 2,1 5.155 5.398 +4,7

Laufender Sachaufwand 45.075 9,4 49.147 10,3 17.178 17.603 +2,5

Unterhaltung des unbeweglichen 
Vermögens

1.154 0,2 1.082 0,2 480 540 +12,5

Militärische Beschaffungen 18.981 3,9 18.477 3,9 5.769 6.178 +7,1

Sonstiger laufender Sachaufwand 24.939 5,2 29.588 6,2 10.929 10.884  -0,4

Zinsausgaben 15.264 3,2 39.841 8,4 8.114 27.852 +243,3

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 335.039 69,7 279.324 58,6 166.457 141.280  -15,1

an Verwaltungen 47.360 9,9 36.875 7,7 20.954 19.019  -9,2

an andere Bereiche 287.679 59,8 242.448 50,9 145.503 122.261  -16,0

darunter:

Unternehmen 48.308 10,0 37.812 7,9 20.839 12.960  -37,8

Renten, Unterstützungen u. a. 34.538 7,2 38.950 8,2 16.066 19.677 +22,5

Sozialversicherungen 176.328 36,7 143.728 30,2 96.782 80.439  -16,9

Sonstige Vermögensübertragungen 1.256 0,3 1.707 0,4 740 1.083 +46,4

Investive Ausgaben 46.211 9,6 71.475 15,0 15.579 21.104 +35,5

Finanzierungshilfen 39.664 8,3 63.378 13,3 13.418 19.085 +42,2

Zuweisungen und Zuschüsse 34.001 7,1 41.360 8,7 9.175 11.788 +28,5

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

3.560 0,7 20.641 4,3 4.243 7.210 +69,9

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen

2.103 0,4 1.377 0,3 0 87 X

Sachinvestitionen 6.546 1,4 8.097 1,7 2.161 2.019  -6,6

Baumaßnahmen 4.053 0,8 5.311 1,1 1.293 1.166  -9,8

Erwerb von beweglichen Sachen 2.303 0,5 2.631 0,6 853 815  -4,5

Grunderwerb 190 0,0 154 0,0 15 38 +153,3

Globalansätze 0 0,0 -6.872 -1,4 0 0 X

Ausgaben insgesamt¹ 480.688 100,0 476.291 100,0 227.685 229.154 +0,6

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Juni 2022 Juni 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern¹ 337.168 92,5 358.126 91,8 164.679 168.633 +2,4

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 307.216 84,2 319.508 81,9 153.517 152.894  -0,4

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

171.830 47,1 175.337 45,0 84.464 82.571  -2,2

davon:

Lohnsteuer 96.564 26,5 109.799 28,2 47.300 46.340  -2,0

Veranlagte Einkommensteuer 32.900 9,0 24.170 6,2 16.196 14.959  -7,6

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 16.313 4,5 16.175 4,1 7.893 8.190 +3,8

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

2.886 0,8 3.168 0,8 1.863 1.528  -18,0

Körperschaftsteuer 23.167 6,4 22.025 5,6 11.212 11.553 +3,0

Steuern vom Umsatz 132.813 36,4 141.668 36,3 68.167 69.492 +1,9

Gewerbesteuerumlage 2.573 0,7 2.503 0,6 885 831  -6,1

Energiesteuer 33.667 9,2 36.965 9,5 13.544 13.158  -2,8

Tabaksteuer 14.229 3,9 15.630 4,0 6.020 6.499 +8,0

Solidaritätszuschlag 11.978 3,3 12.500 3,2 6.359 6.537 +2,8

Versicherungsteuer 15.672 4,3 16.270 4,2 10.046 10.728 +6,8

Stromsteuer 6.830 1,9 6.800 1,7 3.507 3.418  -2,5

Kraftfahrzeugsteuer 9.499 2,6 9.470 2,4 5.027 5.107 +1,6

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.194 0,6 2.172 0,6 1.037 1.048 +1,1

Kaffeesteuer 1.063 0,3 1.060 0,3 541 512  -5,4

Luftverkehrsteuer 1.140 0,3 1.535 0,4 423 639 +51,1

Schaumweinsteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer

379 0,1 390 0,1 187 202 +8,0

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 2 2 +0,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 800 X 0 0 X

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.675 X 11.080 X 5.649 5.180  -8,3

BNE-Eigenmittel der EU 25.574 X 27.070 X 14.324 12.247  -14,5

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.838 X 5.100 X 2.369 2.550 +7,6

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.377 X 1.380 X 0 690 X

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 14.444 X 9.754 X 8.692 6.949  -20,1

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 4.496 4.496 +0,0
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Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Juni 2022 Juni 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 27.485 7,5 31.795 8,2 10.883 12.739 +17,1

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.562 1,5 4.453 1,1 1.674 1.686 +0,7

Zinseinnahmen 578 0,2 1.258 0,3 238 755 +217,2

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.413 0,4 2.135 0,5 255 163  -36,1

Einnahmen insgesamt² 364.653 100,0 389.921 100,0 175.563 181.372 +3,3

1 Abweichungen zur Tabelle „Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr“ sind methodisch 
bedingt.

2 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Einnahmen des Bundes
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Mai 2023

Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit 
verschlechterte sich im Vergleich zum Vorjahres-
wert um rund 21,1  Mrd.  Euro und betrug Ende 
Mai -9,8  Mrd.  Euro. Die Einnahmen der Län-
der sanken um 7,6  Prozent, während die Ausga-
ben im Vergleich zum Vorjahr um 3,1 Prozent stie-
gen. Die Verschlechterung des Finanzierungssaldos 
war im Wesentlichen auf die gegenüber dem Vor-
jahr gesunkenen Steuereinnahmen1 (-6,8  Prozent) 

1 Zur Entwicklung der Steuereinahmen wird auf den Artikel 
Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld im Mai im 
Monatsbericht Juni des Bundesministerium der Finanzen 
verwiesen.

und die Rückgänge von Zahlungen von Verwaltun-
gen (laufende Rechnung) um 15,6 Prozent zurück-
zuführen. Der Rückgang der laufenden Zahlungen 
von Verwaltungen war mit dem endenden Mittel-
zufluss des Bundes aufgrund des Endes der pande-
miebedingten Notlage zu erklären.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Mai  2023 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2023 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-4-Wirtschafts-und-Finanzlage/4-2-steuereinnahmen-und-konjunkturelles-umfeld-mai-2023.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-4-Wirtschafts-und-Finanzlage/4-2-steuereinnahmen-und-konjunkturelles-umfeld-mai-2023.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/monatsbericht-06-2023.html
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2023 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Mai 2023 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit-
finanziert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung: Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF), Re-
strukturierungsfonds (RSF) und das Sondervermö-
gen Bundeswehr (SV BW).

Die gesetzlichen Vorgaben zur Kreditaufnahme für 
die Sondervermögen FMS und WSF werden durch 
das Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) geregelt. Kre-
ditaufnahmen für FMS und WSF dienen zum ei-
nen der Finanzierung von Aufwendungen für Sta-
bilisierungsmaßnahmen gemäß §  9  Abs.  1  StFG, 
der Rekapitalisierung von Unternehmen gemäß 
§ 22 StFG oder zur Abfederung der Folgen der Ener-
giekrise gemäß §  26a  StFG. Zum anderen nimmt 
der Bund für FMS und WSF auch Kredite auf, die 
gemäß §§ 9 Abs. 5, 23 StFG und 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG 
als konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts durchgeleitet werden.

Die Aufnahme von Krediten durch den Bund zur 
Weiterleitung von Darlehen über FMS und WSF an 
Anstalten des öffentlichen Rechts (im Folgenden 
„Darlehensfinanzierung“) dient der Kostenerspar-
nis. Der RSF und Kredite des Bundes für die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau zur Refinanzierung 
von Programmen und Stützungsmaßnahmen im 
Energiebereich nach § 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG werden 
nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den be-
trachteten Stichtagen keine Kreditaufnahmen be-
ziehungsweise Verschuldung vorgelegen haben.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

 ● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

 ● dann auf die Kreditaufnahme beziehungsweise 
Verschuldung des Bundeshaushalts und der 
mitfinanzierten Sondervermögen sowie der 
Kreditaufnahme von FMS, WSF und ITF ohne 
Darlehensfinanzierung und

 ● schließlich auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte bis zum 31.  Dezember  2022 Kre-
dite in Höhe von 1.551,7 Mrd. Euro aufgenommen. 
Dieser Bestand erhöhte sich zum 30.  Juni  2023 
auf 1.601,0  Mrd.  Euro. Die Erhöhung gegenüber 
dem 31.  Dezember  2022 um  49,3  Mrd.  Euro re-
sultierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
303,4  Mrd.  Euro, denen Fälligkeiten im Volumen 
von 254,1  Mrd.  Euro gegenüberstanden. Von An-
fang Januar bis Juni 2023 wurden für die Verzins-
ung aller auch in früheren Jahren aufgenomme-
nen bestehenden Kredite saldiert 22,8  Mrd.  Euro 
aufgewendet.

Im Juni  2023 wurden 51,5  Mrd.  Euro an kon-
ventionellen Bundeswertpapieren emittiert. 
Sie verteilten sich auf 7,0  Mrd.  Euro 30-jährige 
Bundesanleihen, 4,0 Mrd. Euro 10-jährige Bundes-
anleihen, 3,0 Mrd. Euro 7-jährige Bundesanleihen, 
6,0  Mrd.  Euro Bundesobligationen, 5,5  Mrd.  Euro 
Bundesschatzanweisungen und 26,0  Mrd.  Euro 
Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bun-
des. Im Juni  2023 wurden 0,6  Mrd.  Euro inflati-
onsindexierte Bundeswertpapiere emittiert und 
5,5 Mrd. Euro Grüne Bundeswertpapiere begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswertpa-
pieren erhöhten sich im Juni 2023 um 5,1 Mrd. Euro 
auf 188,2  Mrd.  Euro. Die Veränderung resul-
tierte aus Sekundärmarktverkäufen in Höhe von 
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12,1 Mrd. Euro und Tilgungen von Eigenbeständen 
in Höhe von 1,4  Mrd.  Euro, denen Käufe in Höhe 
von 4,6 Mrd. Euro und die Erhöhung von Eigenbe-
ständen um 14,0 Mrd. Euro gegenüberstanden.

Am 30. Juni 2023 entfielen 93,7 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung, 6,3  Prozent der Kreditaufnahme ent-
fielen auf die Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der Kredit auf-
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sonder vermögen ohne 
Darlehens finanzierung)

Im Juni 2023 wurden für den Bund (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
50,4 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. Gleich-
zeitig wurden 23,7 Mrd. Euro fällige Kredite getilgt. 
Für die Verzinsung der Kredite des Bundes (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) wurden im Juni 2023 saldiert 2,1 Mrd. Euro 
aufgewendet.

Am 30.  Juni  2023 betrug der Bestand der Kredit-
aufnahme des Bundes (Haushalt und Sonderver-
mögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.500,9  Mrd.  Euro. Damit erhöhte sich dieser ge-
genüber dem 31. Mai 2023 um 26,8 Mrd. Euro. Die 
Kreditaufnahme für den Bundeshaushalt erhöhte 
sich um 17,8 Mrd. Euro auf 1.399,2 Mrd. Euro. Per 
30.  Juni  2023 betrug die Kreditaufnahme für den 
WSF für Maßnahmen zur Abfederung der Folgen 
der Energiekrise gemäß § 26a StFG 59,8 Mrd. Euro. 
Der Bestand erhöhte sich somit im Juni  2023 um 
8,0  Mrd.  Euro. Der Bestand der Kreditaufnahme 
für den WSF für Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß §  22  StFG erhöhte sich im 
Juni 2023 um 0,7 Mrd. Euro auf 1,3 Mrd. Euro. Die 
Kreditaufnahme für das SV  BW erhöhte sich um 
0,2 Mrd. Euro auf 1,2 Mrd. Euro. Die Bestände der 
Kreditaufnahme für den FMS für Kredite für Auf-
wendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG (23,0 Mrd. Euro) 
und den ITF (16,3  Mrd.  Euro) veränderten sich 

gegenüber dem Bestand Ende Mai 2023 nicht oder 
nur sehr geringfügig.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Im Juni 2023 wurden für den FMS zur Refinanzie-
rung von Darlehen gemäß § 9 Abs. 5 StFG Kredite 
im Volumen von 3,5  Mrd.  Euro getilgt. Neue Kre-
dite wurden nicht aufgenommen. Der Bestand per 
30.  Juni  2023 hat sich damit gegenüber dem Vor-
monat reduziert und liegt bei 55,4  Mrd.  Euro. Für 
den WSF wurden im Juni 2023 zur Darlehensfinan-
zierung gemäß § 23 StFG keine neuen Kredite auf-
genommen, während fällige Kredite im Volumen 
von 2,0 Mrd. Euro getilgt wurden; der Bestand re-
duzierte sich im Juni 2023 somit auf 44,7 Mrd. Euro. 
Gegenüber dem Vormonat reduzierte sich der Be-
stand der Kredite zur Darlehensfinanzierung insge-
samt um 5,5 Mrd. Euro auf 100,1 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten können folgenden Tabellen 
entnommen werden:

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
im Juni 2023,

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung) im Juni 2023 und

 ● Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbe-
stände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) im Juni 2023.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die beiden erst-
genannten Tabellen mit Daten für den bisherigen 
Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen grup-
pierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die nach 
Instrumentenart aufgegliederten Daten zur Kre-
ditaufnahme des Bundes, zum Bedarf der Kre-
ditaufnahme des Bundes, zu den Tilgungen des 
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Kreditaufnahme des Bundes – Bedarf und Bestand
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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des enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
darf und Bestand“ zeigt die Verteilung der Kredit-
aufnahme auf die Finanzierungsinstrumente, so-
wohl für die Aufnahme von Januar bis Juni 2023 als 
auch für den gesamten Bestand per 30.  Juni 2023. 
Den größten Anteil an der Kreditaufnahme im 
laufenden Jahr machten mit 111,6  Mrd.  Euro be-
ziehungsweise 36,8  Prozent die (teils unterjäh-
rig fälligen) Unverzinslichen Schatzanweisungen 
des Bundes aus, gefolgt von den konventionellen 
10-jährigen Bundesanleihen mit 55,7 Mrd. Euro be-
ziehungsweise 18,4 Prozent.

Von der Kreditaufnahme des Bundes über Verbrie-
fungen lagen per 30. Juni 2023 über 99 Prozent in 
Form von Inhaberschuldverschreibungen vor, bei 
denen die konkreten Gläubiger dem Bund nicht 
bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211162

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211163
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Juni 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Mai 2023 Juni Juni 30. Juni 2023 Juni Juni

Insgesamt 1.579.725 50.421 -29.157 1.600.989 21.264 -2.086

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.381.328 32.888 -15.044 1.399.172 17.844 -1.341

Sondervermögen mit eigener Krediter-
mächtigung (ohne Darlehensfinanzierung)

92.840 17.533 -8.627 101.745 8.906 -729

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

23.027 1.882 -1.921 22.988 -39 -234

Investitions- und Tilgungsfonds 16.322 1.364 -1.364 16.322 - -177

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen  
gemäß § 22 StFG)

619 741 -22 1.338 719 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

51.801 13.323 -5.275 59.848 8.048 -307

Sondervermögen Bundeswehr 1.071 223 -45 1.249 178 -11

Darlehensfinanzierung 105.558 - -5.486 100.072 -5.486 -16

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
 gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

58.900 - -3.500 55.400 -3.500 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die KfW gemäß § 23 StFG)

46.658 - -1.986 44.672 -1.986 -16

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im Juni 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Mai 2023 Juni Juni 30. Juni 2023 Juni Juni

Insgesamt 1.474.167 50.421 -23.670 1.500.917 26.750 -2.070

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.381.328 32.888 -15.044 1.399.172 17.844 -1.341

Finanzmarktstabilisierungsfonds (Kredite 
für Aufwendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

23.027 1.882 -1.921 22.988 -39 -234

Investitions- und Tilgungsfonds 16.322 1.364 -1.364 16.322 - -177

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

619 741 -22 1.338 719 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

51.801 13.323 -5.275 59.848 8.048 -307

Sondervermögen Bundeswehr 1.071 223 -45 1.249 178 -11

Gliederung nach Instrumentenarten 

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.360.782 44.577 -23.513 1.381.846 21.064 -1.324

30-jährige Bundesanleihen 330.097 2.162 - 332.260 2.162 -1.095

15-jährige Bundesanleihen 60.340 357 - 60.697 357 -85

10-jährige Bundesanleihen 516.787 4.965 - 521.753 4.965 -76

7-jährige Bundesanleihen 58.095 2.699 - 60.794 2.699 -5

Bundesobligationen 168.862 4.580 - 173.442 4.580 -9

Bundesschatzanweisungen 110.491 5.269 -11.100 104.660 -5.831 -45

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

116.109 24.545 -12.413 128.240 12.131 -8

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 58.949 277 - 59.227 277 -53

Grüne Bundeswertpapiere 44.677 5.566 - 50.243 5.566 -662

Zusatzemissionen des Bundes - - - - - -

Schuldscheindarlehen 5.285 - -157 5.128 -157 -10

Kredite durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -21

nachrichtlich

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

13.085 X X 13.604 519 X

Vorsorge für inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG) 

13.178 X X 13.283 105 X

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Der Bestand zur Vorsorge für inflationsindexierte Bundeswertpapiere nach dem SchlussFinG enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträ-
ge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines 
inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbestände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF)  
im Juni 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo)

31. Mai 2023 Juni Juni 30. Juni 2023 Juni

Umlaufvolumen insgesamt 1.903.066 57.600 -30.500 1.930.166 27.100

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.644.750 51.500 -30.500 1.665.750 21.000

30-jährige Bundesanleihen 375.000 7.000 - 382.000 7.000

15-jährige Bundesanleihen 65.500 - - 65.500 -

10-jährige Bundesanleihen 609.750 4.000 - 613.750 4.000

7-jährige Bundesanleihen 72.000 3.000 - 75.000 3.000

Bundesobligationen 241.500 6.000 - 247.500 6.000

Bundesschatzanweisungen 149.000 5.500 -16.000 138.500 -10.500

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

132.000 26.000 -14.500 143.500 11.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 63.950 600 - 64.550 600

30-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

13.650 200 - 13.850 200

10-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

50.300 400 - 50.700 400

Grüne Bundeswertpapiere 46.750 5.500 - 52.250 5.500

30-jährige Grüne Bundesanleihen 10.000 4.500 - 14.500 4.500

10-jährige Grüne Bundesanleihen 23.750 - - 23.750 -

Grüne Bundesobligationen 13.000 1.000 - 14.000 1.000

Zusatzemissionen des Bundes 147.616 - - 147.616 -

Eigenbestände -183.065 X X -188.153 -5.088

Anlage des WSF in Forderungen an den Bund 
nach § 26b Abs. 5 StFG

-147.616 X X -147.616 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Renditen von Bundeswertpapieren nach Laufzeiten
Tagesschlussrenditen in Prozent p. a.

Die Rentenmarktentwicklung 
im 2. Quartal 2023

Im 2. Quartal 2023 blieb die Zentralbankpolitik be-
herrschendes Thema an den internationalen An-
leihemärkten. Vor dem Hintergrund der anhaltend 
erhöhten Inflation setzten die Notenbanken in den 
meisten Währungsräumen ihren Kurs der geldpoli-
tischen Straffung fort. Hatte die erhöhte Unsicher-
heit an den Finanzmärkten aufgrund der Spannun-
gen im Bankensektor im Frühjahr noch temporär 
zu einer Flucht in sichere Wertpapiere und damit 
zu sinkenden Renditen an den Anleihemärkten ge-
führt, kam es im Zuge der Stabilisierung an den Fi-
nanzmärkten zu einer Umkehr dieser Entwicklung. 
Diese zeigte sich vor allem in deutlichen Renditean-
stiegen von Wertpapieren mit kürzeren Laufzeiten.

2-jährige Bundesanleihen rentierten Ende 
Juni 2023 mit 3,26 Prozent um 57 Basispunkte hö-
her als Ende März. Einen geringeren Anstieg von 
26 Basispunkten auf 2,58 Prozent verzeichnete das 
5-jährige Laufzeitsegment. Die Renditen von 10- 
und 30- jährigen Bundesanleihen verharrten im 
Berichtszeitraum nahezu unverändert auf knapp 
2,4 Prozent. Daher verstärkte sich die Inversion der 
Zinskurve im Laufzeitbereich von 2  bis 10  Jahren 
auf 87 Basispunkte.

Im Euroraum erhöhte die Europäische Zentralbank 
(EZB) im Berichtszeitraum alle drei Leitzinsen um 
weitere 50 Basispunkte. Zum Ende des 2. Quartals 
lagen die Leitzinsen bei 3,50  Prozent für die Ein-
lagefazilität, 4,00  Prozent für die Hauptrefinan-
zierungsgeschäfte und 4,25  Prozent für die Spit-
zenrefinanzierungsfazilität. Erneut bestätigte der 
EZB-Rat seine Absicht, die Tilgungsbeträge der fäl-
ligen Wertpapiere im Rahmen des Pandemie-Not-
fallankaufprogramms (Pandemic Emergency 
Purchase Programme) mindestens bis Ende  2024 
wiederanzulegen. Auf eine Wiederanlage der Til-
gungsbeträge im Rahmen des Programms zum 
Ankauf von Vermögenswerten (Asset Purchase 
Programme) wird dagegen ab Juli  2023 gänzlich 
verzichtet. Marktteilnehmer rechneten Ende Juni 
mehrheitlich mit weiteren Leitzinsanhebungen 
durch die EZB von insgesamt 50 Basispunkten bis 
zum Jahresende. Die Währungshüter bekräftig-
ten unterdessen klar ihren Willen, für eine zeit-
nahe Rückkehr der Inflationsrate zum mittelfristi-
gen Ziel von 2  Prozent zu sorgen. Sorgen bereitet 
der EZB dabei vor allem der hartnäckig hohe In-
flationsdruck in der sogenannten Kerninflations-
rate (ohne Energie, Lebensmittel, Alkohol und Ta-
bak). So lag die geschätzte Kerninflationsrate im 
Juni im Euroraum mit 5,4  Prozent nur etwas un-
ter ihrem höchsten jemals gemessenen Niveau von 
5,7  Prozent vom März  2023. Mit Blick auf die Zu-
kunft könnte ein robuster Arbeitsmarkt im Euro-
raum einen schnellen Rückgang der Kerninflation 
zusätzlich erschweren. 

31. Dezember 2021 31. Dezember 2022 31. März 2023 30. Juni 2023

2 Jahre -0,64 2,72 2,69 3,26

5 Jahre -0,46 2,56 2,32 2,58

10 Jahre -0,18 2,56 2,30 2,39

30 Jahre 0,19 2,44 2,36 2,38

Quelle: Refinitiv
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In den USA setzte die amerikanische Notenbank 
Federal Reserve (Fed) im 2. Quartal 2023 ihren be-
gonnenen Bilanzabbau fort und erhöhte im Mai 
das Zielband für die als Leitzins geltende Federal 
Funds Rate ein weiteres Mal um 25  Basispunkte 
auf eine Spanne von nunmehr 5,00  Prozent bis 
5,25  Prozent. Im Juni wurde die Serie von bislang 
ununterbrochenen Zinsanhebungen allerdings 
nicht mehr fortgesetzt. Diese Zinspause soll es der 
Fed ermöglichen, die Auswirkungen der bisherigen 
geldpolitischen Straffung besser abzuschätzen, um 
dann in Abhängigkeit von der Datenlage die wei-
teren Schritte zur Erreichung des Inflationsziels 
von 2  Prozent bestimmen zu können. Im Mai ist 
die Jahresrate der Verbraucherpreisinflation in den 
USA von 4,9 Prozent auf 4,0 Prozent gesunken. Auf-
grund der erhöhten Kerninflation (5,3 Prozent im 
Mai 2023) geht eine Mehrheit der Offenmarktaus-
schuss-Mitglieder dennoch von mindestens zwei 
weiteren Zinsanhebungen bis zum Jahresende aus. 
Die Renditen 10-jähriger US-Staatsanleihen erhöh-
ten sich im Berichtszeitraum um 37  Basispunkte 
auf 3,84  Prozent, während die Rendite 2-jähriger 

US-Staatsanleihen um 82 Basispunkte auf 4,88 Pro-
zent stieg. Damit verstärkte sich die Inversion der 
amerikanischen Zinskurve im Bereich von 2  bis 
10 Jahren auf 104 Basispunkte.

Renditen 10-jähriger Staatsanleihen 
im 2. Quartal 2023
Tagesschlussrenditen in Prozent p. a.

Im Umfeld einer deutlich kräftiger als erwarte-
ten Verbraucherpreisdynamik im Vereinigten Kö-
nigreich erhöhte die Bank of England im 2. Quar-
tal den Leitzins um insgesamt 75 Basispunkte auf 
nunmehr 5,00 Prozent. Die Währungshüter stellten 

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im 2. Quartal 2023
Rendite in Prozent p. a.

Quelle: Refinitiv
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31. März 2023 30. Juni 2023

USA 3,47 3,84

Vereinigtes Königreich 3,49 4,38

Japan 0,32 0,39

Deutschland 2,30 2,39

Quelle: Refinitiv
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weitere Zinsanhebungen in Aussicht, um den bis-
her kaum gebremsten Aufwärtstrend der Inflation 
zu brechen. Marktteilnehmer rechnen bis zum Jah-
resende 2023 mit weiteren Leitzinserhöhungen von 
circa 125 Basispunkten. Der Renditeanstieg erfasste 
im 2. Quartal nicht nur den kurzfristigen, sondern 
auch den langfristigen Bereich der britischen Zins-
kurve. 10-jährige britische Staatsanleihen erhöh-
ten sich im Berichtszeitraum deutlich um knapp 
90 Basispunkte auf 4,38 Prozent Ende Juni 2023.

Eine Sonderrolle nimmt weiterhin die Bank of Ja-
pan ein. Ungeachtet der für Japan vergleichsweise 
hohen Teuerungsrate von 3,2 Prozent im Mai hielt 
die japanische Notenbank an ihrer ultraexpansi-
ven Geldpolitik fest. Unverändert blieb in diesem 
Zusammenhang auch der Zielwert von 0  Prozent 
für die 10-jährige Rendite japanischer Staats-
anleihen sowie die tolerierte Abweichung von 
+/- 50 Basispunkten von dieser Zielrendite. Im Be-
richtszeitraum verharrte die Rendite 10-jähriger 
japanischer Staatsanleihen auf einem Niveau von 
knapp 0,4 Prozent.
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 15. Juni 2023 
und des ECOFIN-Rats am 
16. Juni 2023

Eurogruppe

Bei der Eurogruppe am 15.  Juni  2023 gab es un-
ter dem ersten Tagesordnungspunkt „Update zum 
Projekt digitaler Euro“ einen breiten thematischen 
Austausch zum Gesamtbild eines digitalen Euros.

Die Europäische Zentralbank (EZB) und die Euro-
päische Kommission stellten beide zunächst klar, 
dass der digitale Euro das Bargeld nicht ersetzen 
solle. Vielmehr werde er als weiteres Zahlungsmit-
tel in einer zunehmend digitalen Welt dienen. Dies 
ist auch der Bundesregierung sehr wichtig. Die Eu-
rogruppe stimmte überein, dass es essenziell sei, 
den Mehrwert eines digitalen Euros für die Nutze-
rinnen und Nutzer in überzeugender Weise zu er-
klären. Überdies wurde die Bedeutung des Schut-
zes der finanziellen Privatsphäre hervorgehoben. 
Wichtig sei eine breite Unterstützung der Öffent-
lichkeit für einen digitalen Euro.

Der deutsche Vertreter unterstrich, dass man sich 
vertiefte Informationen der EZB auch zum mög-
lichen technischen Design eines digitalen Euros 
wünsche. Ferner bestehe noch weiterer Klärungs-
bedarf zum Vergütungsmodell, das EZB und Eu-
ropäische Kommission bislang nur in Grundzü-
gen erläutert hätten. Dieses müsse für alle, die an 
Zahlungsdienstleistungen mit einem digitalen 
Euro beteiligt sein würden, betriebswirtschaftlich 
funktionieren.

Die Europäische Kommission kündigte in der Eu-
rogruppe an, dass sie den Legislativvorschlag zum 
digitalen Euro voraussichtlich am 28.  Juni  2023 
vorlegen werde. Dadurch würde ein europäisches 

Gesetzgebungsverfahren eingeleitet werden, in 
dessen Rahmen die europäischen Ko-Gesetzge-
ber – Rat und Europäisches Parlament – den mög-
lichen rechtlichen Rahmen für einen digitalen 
Euro prüfen und erörtern könnten. Die Europäi-
sche Kommission unterstrich, dass durch die Vor-
lage des Legislativakts noch keine Entscheidung 
über die Einführung eines digitalen Euros getrof-
fen werden würde. Diese Entscheidung könne erst 
später getroffen werden, wenn das Gesetzgebungs-
verfahren abgeschlossen sei.

Anschließend billigte die Eurogruppe das Euro-
gruppen-Arbeitsprogramm bis März  2024. Dieses 
skizziert den aktuellen Schwerpunkt der Arbeit der 
Eurogruppe und die vorläufigen Agenden.

Ferner standen die Nachprogrammüberwachungs-
berichte der Europäischen Kommission zu Grie-
chenland, Irland, Portugal, Spanien und Zypern 
auf der Tagesordnung. Die Nachprogrammüberwa-
chung beginnt nach Abschluss eines Anpassungs-
programms und läuft, bis mindestens 75  Prozent 
der erhaltenen Finanzhilfen zurückgezahlt worden 
sind.

Die Europäische Kommission, die EZB, der Eu-
ropäische Stabilitätsmechanismus und der In-
ternationale Währungsfonds (IWF) stellten die 
Nachprogrammberichte vor und bestätigten die 
Rückzahlungsfähigkeit der fünf Staaten. Alle Wort-
nehmenden würdigten die Fortschritte, die im ver-
gangenen Jahr von Griechenland, Irland, Portugal, 
Spanien und Zypern erzielt wurden.

Des Weiteren stand der Tagesordnungspunkt 
IWF-Artikel-IV-Konsultationen der Politiken des 
Euroraums auf der Agenda. Der IWF fertigt einmal 
pro Jahr im Rahmen der Artikel-IV-Konsultationen 
einen Bericht über den Euroraum mit Empfehlun-
gen an, dessen Hauptinhalte der Eurogruppe vor-
gestellt und von den Ministerinnen und Ministern 
diskutiert werden.
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Die geschäftsführende Direktorin des IWF 
Kristalina Georgiewa hob die Widerstandsfähigkeit 
des Euroraums hervor. Das Wachstum im Euro-
raum dürfte nach einer deutlichen Abschwächung 
allmählich wieder anziehen. Die Inflation habe ih-
ren Höhepunkt erreicht, aber das Ziel von 2  Pro-
zent sei noch weit entfernt. Die Geldpolitik solle 
weiter gestrafft werden und dann für einige Zeit im 
restriktiveren Bereich bleiben. Die wirtschaftlichen 
Bedingungen würden eine restriktivere finanzpoli-
tische Ausrichtung erfordern.

Eurogruppe im inklusiven Format

Die Eurogruppe im inklusiven Format am 
15. Juni 2023 beschäftigte sich mit einer Bestands-
aufnahme der Leistungsfähigkeit der europäischen 
Kapitalmärkte. Die Eurogruppe knüpft an die Er-
klärung des Euro-Gipfels vom 24. März 2023 an, in 
der Politik und Marktteilnehmer zu verstärkten ge-
meinsamen Anstrengungen aufgerufen worden 
sind, um die Kapitalmarktunion voranzubringen. 
Folglich befasst sich die Eurogruppe im inklusiven 
Format verstärkt mit diesem Thema. Ziel der Bera-
tungen ist es, Prioritäten für die nächste europäi-
sche Legislatur zu setzen, um so eine ambitionierte 
Agenda und ein zügiges Anlaufen der Arbeiten zu 
unterstützen. Eine Überschneidung mit den lau-
fenden legislativen Arbeiten im Rat soll vermieden 
werden.

EZB, IWF und Europäische Kommission präsen-
tierten ihre Einschätzung hinsichtlich Größe, Be-
schaffenheit und Reformbedarf der Kapitalmärkte 
in der Europäischen Union. Die Eurogruppe im in-
klusiven Format war sich einig, dass zwar in einigen 
Bereichen bereits vielversprechende Fortschritte 
erreicht worden seien, die Anstrengungen zur Ver-
tiefung der Kapitalmarktunion aber intensiviert 
werden müssten.

Für die weiteren Sitzungen ist zunächst ein ver-
tiefter Austausch der Mitgliedstaaten geplant, ge-
folgt von weiteren Diskussionen zu hemmenden 
Faktoren und Lücken in der europäischen Regulie-
rung. Auf dieser Basis sollen im Frühjahr 2024 dann 

die strategischen Prioritäten für die nächste euro-
päische Legislatur diskutiert werden. Unter dem 
Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ erläuterte 
der Präsident der Eurogruppe Paschal Donohoe 
die wichtigsten Elemente eines Schreibens, das er 
persönlich an den Präsidenten des Europäischen 
Rats Charles Michel richten wird, um über die seit 
März 2023 in der Eurogruppe geleistete Arbeit und 
die Pläne für die kommenden Monate Bericht zu 
erstatten.

ECOFIN-Rat

Zu Beginn der ECOFIN-Sitzung fand eine politische 
Aussprache zum Rechtsetzungspaket „Mehrwert-
steuer im digitalen Zeitalter“ statt, um politische 
Orientierung für die Arbeit auf technischer Ebene 
zu erhalten. Die Europäische Kommission erläu-
terte, dass die Verringerung der Fragmentierung 
durch Einführung eines vereinheitlichten digita-
len Meldesystems, eine Aufwertung elektronischer 
Plattformen bei der Steuererhebung in bestimm-
ten Sektoren sowie der Abbau von Bürokratie mit 
dem Ziel einer einzigen EU-weiten Mehrwertsteu-
erregistrierung im Vordergrund des Kommissions-
vorschlags stehen würden.

Bundesfinanzminister Christian Lindner dankte 
der schwedischen Ratspräsidentschaft für die in-
tensiven Beratungen. Deutschland könne die elek-
tronische Rechnungsstellung und digitalen Mel-
depflichten unterstützen, wobei der Aufbau eines 
innerstaatlichen Meldesystems eine nationale Ent-
scheidung bleiben solle. Die Vorschläge zur Novel-
lierung der Besteuerungsregeln für elektronische 
Plattformen sowie die technischen Arbeiten zur 
Verbesserung der bestehenden Regelungen hin-
sichtlich einer einzigen Anlaufstelle und der Um-
kehrung der Steuerschuldnerschaft würden eben-
falls grundsätzlich unterstützt.

Die Mehrheit der Mitgliedstaaten befürwortete 
grundsätzlich die elektronische Rechnungsstellung 
und digitale Meldepflicht, um der Fragmentierung 
des Binnenmarkts entgegenzuwirken und einen 
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kohärenten Rahmen für die Meldung von Umsät-
zen innerhalb der EU zu schaffen.

Einige Mitgliedstaaten wiesen allerdings auf kon-
krete inhaltliche Problemstellungen hin, insbeson-
dere hinsichtlich Nutzung und Erhalt nationaler 
Meldesysteme. Andere Mitgliedstaaten sprachen 
sich (wie Deutschland) dafür aus, den Mitgliedstaa-
ten bei der Ausgestaltung ihrer Meldesysteme für 
nationale Umsätze Gestaltungsfreiheit zu geben.

Viele Mitgliedstaaten waren der Auffassung, dass 
Plattformen eine größere Rolle bei der Erhebung 
der Mehrwertsteuer im Kurzzeitbeherbergungs- 
und Personenbeförderungssektor spielen sollten, 
um für eine weitere Vereinfachung, eine bessere 
Einhaltung der Vorschriften und gleiche Wettbe-
werbsbedingungen zu sorgen. Zum Teil wurde da-
bei mehr Flexibilität für die Mitgliedstaaten im Be-
reich des Beherbergungsgewerbes gefordert. Eine 
Gruppe von Mitgliedstaaten äußerte sich kritisch 
beziehungsweise machte in abgestufter Tonali-
tät Bedenken geltend oder meldete weiteren Prü-
fungsbedarf an.

Die Mehrheit der Mitgliedstaaten unterstützte den 
Vorschlag der Europäischen Kommission, das Kon-
zept der einzigen Anlaufstelle und die Umkeh-
rung der Steuerschuldnerschaft zu verbessern, um 
zu vermeiden, dass Unternehmen, die im Binnen-
markt tätig sind, der mehrfachen Mehrwertsteuer-
registrierung unterliegen.

Anschließend informierte die schwedische Präsi-
dentschaft zu den aktuellen Gesetzgebungsvor-
schlägen im Finanzdienstleistungsbereich.

Die Ministerinnen und Minister befassten sich 
erstmals mit den Legislativvorschlägen zum Eco-
nomic Governance Review, welche die Europäische 
Kommission am 26. April 2023 vorgelegt hat. Noch 
vor dem ECOFIN-Treffen wurde ein Namensartikel 
von Bundesfinanzminister Christian Lindner mit 
zehn seiner Finanzministerkolleginnen und -kolle-
gen veröffentlicht, der breite Beachtung fand.

Die schwedische Vorsitzende bezeichnete einlei-
tend das Dossier als Priorität der schwedischen 
Präsidentschaft. Die Europäische Kommission er-
läuterte, dass der Vorschlag einen guten Rahmen 
bilde, um Schulden abzubauen und gleichzeitig Re-
formen und Investitionen zu fördern. Sie betonte, 
dass ein Abschluss bis Ende  2023 wichtig sei, da 
dann die Anwendung der allgemeinen Ausweich-
klauseln ausliefe und eine Rückkehr zu den alten 
Regeln nicht sinnvoll sei.

Bundesfinanzminister Christian Lindner erläu-
terte, dass die strategische Perspektive sei, auf neue 
Regeln zu setzen, weil die alten nicht mehr funk-
tioniert hätten, und es zum einen hohe Investiti-
onsbedarfe und zum anderen deutlich gewachsene 
Schulden gebe. Auch das ökonomische Umfeld 
habe sich geändert: Bis vor kurzem hätten man-
che geglaubt, dass Schulden keinen Preis hätten. 
Er betonte insbesondere die Bedeutung eines re-
gelbasierten fiskalischen Rahmenwerks für den Er-
halt solider Staatsfinanzen und den Aufbau fiskali-
scher Puffer. Um einen ausreichenden Abbau von 
Defiziten und Schuldenquoten zu erreichen, brau-
che es gemeinsame numerische Vorgaben für ein 
geringeres Ausgabenwachstum gegenüber dem 
Potenzialwachstum sowie einer Haltelinie für den 
Schuldenabbau und eine effektive multilaterale 
Überwachung. Die neuen Regeln müssten für die 
Finanzmärkte glaubwürdig sein. Wichtige Details 
der Regeln müssten vom Rat mit festgelegt werden 
und dürften nicht über delegierte Rechtsakte geän-
dert werden können. Deutschland freue sich auf die 
weiteren Gespräche im Rat und sei gewillt, Brücken 
zu bauen.

Viele Mitgliedstaaten betonten die Bedeutung 
nachhaltiger Finanzen auf der einen und Investiti-
onserfordernissen auf der anderen Seite. Es bestand 
Konsens darüber, an dem Ziel einer Einigung bis 
Ende des Jahres 2023 festzuhalten. Viele Mitglied-
staaten unterstrichen ihren Willen zu weiteren 
konstruktiven Verhandlungen. Das Meinungsbild 
war dabei gemischt: Eine Gruppe von Mitgliedstaa-
ten sprach sich gemeinsam mit Deutschland für 
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klarere Vorgaben für den Schulden- und Defizitab-
bau und teilweise explizit quantitative Vorgaben 
aus. Auf der anderen Seite unterstützte eine Reihe 
von Mitgliedstaaten die Vorschläge der Kommis-
sion als ausgewogenen Kompromiss.

Die notwendige Beibehaltung des multilateralen 
Charakters betonten neben Deutschland viele wei-
tere Mitgliedstaaten. Eine Gruppe von Mitglied-
staaten forderte eine gesonderte Betrachtung von 
Verteidigungsausgaben: Diese seien in den Vor-
schlägen der Kommission nicht ausreichend be-
rücksichtigt worden. Eine Reihe von Mitgliedstaa-
ten äußerte Vorbehalte gegenüber der (alleinigen) 
Verwendung von Schuldentragfähigkeitsanalysen 
bei der Bewertung der Schuldentragfähigkeit. Ei-
nige Mitgliedstaaten warben für eine stärkere Rolle 
des Europäischen Fiskalausschusses und unter-
stützten die vorgeschlagene Stärkung der natio-
nalen unabhängigen Finanzinstitutionen. Vor dem 
Hintergrund der Orientierung der Ministerinnen 
und Minister werden die technischen Beratungen 
jetzt weiter fortgesetzt.

Ferner wurde der Durchführungsbeschluss des Ra-
tes zur Billigung des geänderten estnischen Auf-
bau- und Resilienzplans angenommen. Die Euro-
päische Kommission gratulierte Estland dazu, den 
ersten Änderungsantrag mit Erweiterung eines RE-
PowerEU-Kapitels eingereicht zu haben. Die Euro-
päische Kommission habe den aktualisierten Plan 
positiv bewertet und erwarte den ersten und zwei-
ten Auszahlungsantrag bis Ende Juni 2023. Estland 
bedankte sich für die konstruktive Zusammen-
arbeit. Man habe die Ambitionen mit dem neuen 
Plan erhöht und werde nun 59 Prozent der Mittel 
für die grüne und 24 Prozent für die digitale Trans-
formation verwenden.

Auch befassten sich die Ministerinnen und Minis-
ter mit dem Frühjahrspaket und den länderspezi-
fischen Empfehlungen  2023 als Teil des Europäi-
schen Semesters. Die Ministerinnen und Minister 
billigten die länderspezifischen Empfehlungen des 
Rats, deren letztendliche Annahme durch den ECO-
FIN-Rat im Juli nach der Billigung durch den Eu-
ropäischen Rat vorgesehen ist. Die Europäische 

Kommission fasste zusammen, dass das Europäi-
sche Semester ein wesentliches Element der wirt-
schaftspolitischen Koordinierung sei, und ging kurz 
auf die grundlegenden Empfehlungen für die Mit-
gliedstaaten ein. Diese Empfehlungen fokussierten 
sich u. a. auf die Umsetzung der Aufbau- und Resili-
enzfazilität und auf energiepolitische sowie weitere 
strukturpolitische Maßnahmen wie die digitale 
Transformation. Nach Deaktivierung der allgemei-
nen Ausweichklausel sei man zudem zu quantitati-
ven fiskalischen Empfehlungen für 2024 zurückge-
kehrt. Im Frühjahr 2024 beabsichtige man, wieder 
Defizitverfahren zu eröffnen.

Unter dem wiederkehrenden Tagesordnungspunkt 
zu den wirtschaftlichen und finanziellen Auswir-
kungen der russischen Aggression gegen die Ukra-
ine unterrichtete die Europäische Kommission 
über die wirtschaftliche und finanzielle Situation 
in der Ukraine: Das Bruttoinlandsprodukt sei im 
Jahr 2022 stark eingebrochen, aber in diesem Jahr 
erhole sich die Wirtschaft. Die Inflation sei auf 
17,9 Prozent im Mai gefallen, das Bankensystem bis 
jetzt stabil. Die Hilfsangebote der Mitgliedstaaten 
nach der Zerstörung des Kachowka-Staudamms 
hätten erneut die Solidarität mit der Ukraine unter 
Beweis gestellt. Die kritische Infrastruktur sei zen-
tral für ökonomische Aktivitäten.

Die Europäische Kommission habe bis jetzt im 
Rahmen der Makrofinanzhilfe+ 7,5  Mrd.  Euro an 
die Ukraine ausgezahlt. Weitere 1,5 Mrd. Euro sol-
len noch im Juni folgen. Die Europäische Investi-
tionsbank habe Mittel in Höhe von 100 Mio. Euro 
in Form von EU-Garantien bereitgestellt. Die Mit-
gliedstaaten seien eingeladen, zum Trust Fund 
„EU für die Ukraine“ beizutragen. Auch die Imple-
mentierung des IWF-Programms gehe voran.

Der letzte Tagesordnungspunkt betraf die Vorbe-
reitung des dritten G20-Treffens der Finanzmi-
nisterinnen und -minister und Zentralbankgou-
verneurinnen und -gouverneure unter indischer 
G20-Präsidentschaft am 17.  und 18.  Juli  2023 in 
Gandhinagar, Gujarat. Die Europäische Kommis-
sion erklärte, dass die Klarstellung zum russischen 
Angriffskrieg auf die Ukraine durch einen Bezug 
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zur Bali-Erklärung in einem etwaigen Kommuni-
qué weiterhin zentral sei. Darüber hinaus würden 
die Terms of References auch die Themenberei-
che Gesundheit, Finanzarchitektur, den Klimawan-
del und die Säule  1 der Zwei-Säulen-Lösung zur 
internationalen Besteuerung von Unternehmen 
umfassen.

Abschließend unterstrich Spanien, dass die Unter-
stützung der Ukraine auch unter spanischer Präsi-
dentschaft Priorität habe.
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Datum Veranstaltung

12. August 2023 Bundesfinanzminister Christian Lindner auf Tour, JETZT | Im Dialog in Wuppertal/Hattingen

19./20. August 2023 Tag der offenen Tür im BMF in Berlin, mit Dialogrunden mit den Staatssekretärinnen und 
Staatssekretären des BMF sowie mit Bundesfinanzminister Christian Lindner

 24. August 2023  Bundesfinanzminister Christian Lindner auf Tour, JETZT | Im Dialog in Burg (Sachsen-Anhalt)

30. September 2023 Bundesfinanzminister Christian Lindner auf Tour, JETZT | Im Dialog in Oldenburg

Weitere Informationen zu bisherigen und kommenden Veranstaltungen finden Sie auf der Webseite  
https://www.bundesfinanzministerium.de/veranstaltungen 
 
 
 
 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

21./22. August 2023 Treffen der deutschsprachigen Finanzministerinnen und -minister, Chiemsee, Deutschland

15./16. September 2023 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Santiago de Compostela, Spanien

11./14. Oktober 2023 Jahrestagung von IWF und Weltbank mit Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister 
und -Notenbankgouverneurinnen und -Notenbankgouverneuren in Marrakesch, Marokko

16./17. Oktober 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Veranstaltungen des BMF
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

August 2023 Juli 2023 24. August 2023

September 2023 August 2023 21. September 2023

Oktober 2023 September 2023 20. Oktober 2023

November 2023 Oktober 2023 21. November 2023

Dezember 2023 November 2023 21. Dezember 2023

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich

Ihre Photovoltaikanlage: Weniger Steuern, weniger Bürokratie

Vermögensrechnung des Bundes

Haushaltsrechnung des Bundes

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

Kreditaufnahme des Bundes: Bestand, Bedarf und Tilgung sowie Zinsen für Kredite

Nach dem Haus halts ge setz über nom me ne Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2017 bis 2022

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Glie de rung der Aus ga ben nach Aus ga be grup pen und Funk tio nen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2022

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/0/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/0/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
7ttps://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2023 bis 2024

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2022/2023

Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales BIP, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten Industrie- und 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/07/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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